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EDITORIAL

Ökonomische Aspekte der  
Aufrüstung
Daniel Witzani-Haim*

ZUSAMMENFASSUNG
Steigende Militärausgaben entfalten vergleichsweise geringe Wachstums- und 
Beschäftigungseffekte, während Kriege erhebliche ökonomische und gesell-
schaftliche Schäden verursachen. Aufgrund des russischen Kriegs gegen die 
Ukraine und geopolitischer Unsicherheiten hat sich die europäische Sicher-
heits- und Fiskalpolitik stark auf Aufrüstung refokussiert. In diesem Beitrag 
werden die ökonomischen Perspektiven auf Rüstung und Krieg sowie aktuelle 
Entwicklungen der europäischen und österreichischen Verteidigungspolitik 
dargestellt. Wir widmen uns der Frage, wer vom aktuellen Rüstungsboom 
profitiert und wer ihn wie finanziert bzw. zu finanzieren hätte. Abschließend 
diskutieren wir, welche Rolle die Rüstungspolitik aus gewerkschaftlicher Sicht 
einnehmen kann.

SCHLÜSSELBEGRIFFE
Verteidigung, Rüstung, Militarisierung, öffentliche Haushalte

DOI
10.59288/wug522.5–17

Einleitung

Europa rüstet auf. Mit dem Überfall der russischen Armee auf die Ukraine im Fe-
bruar 2022 änderte sich die öffentliche Wahrnehmung von Kriegsrisiken massiv. 
Hinzu kommen geopolitische Unsicherheiten, insbesondere durch die belasteten 
transatlantischen Beziehungen unter der US-Präsidentschaft von Donald Trump. 
Langjährig neutrale Staaten wie Schweden oder Finnland sind der NATO beigetre-
ten, und in der europäischen Sicherheits-, Wirtschafts- und Fiskalpolitik ist eine 
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bemerkenswerte Reorientierung erfolgt. Während Anstrengungen im Kampf ge-
gen die Klimakrise oder für den Ausbau sozialer Sicherheit abgeschwächt oder 
verschoben werden, erhalten militärische Ausgaben höchste Priorität. Auch in Ös-
terreich – neben der Schweiz, Irland und Malta eines der wenigen neutralen Län-
der Europas – stellt sich die Frage, wie viel Rüstung für eine effektive Landesver-
teidigung nötig ist. 

Rüstungsausgaben schaffen keinen Wohlstand, sondern fungieren für ein neu-
trales Land wie Österreich als Versicherung. Im Idealfall kommen die aufgebau-
ten militärischen Fähigkeiten und Waffensysteme nie zum Einsatz. Lediglich im 
Bedrohungsfall sollen ausreichend militärische Kapazitäten zur Landesverteidi-
gung zur Verfügung stehen bzw. einen potenziellen Aggressor abschrecken (ob ei-
ne solche Bedrohung besteht, wird in diesem Beitrag nicht beurteilt). Die Ausgaben 
für militärische Angelegenheiten in Österreich steigen stark an, von 2,4 Mrd. Euro 
2021 auf 5,4 Mrd. Euro laut aktueller Budgetplanung 2029. Obwohl sich die Militär-
ausgaben also bereits mehr als verdoppeln sollen, wird dieser Anstieg auch in Zei-
ten der Budgetkonsolidierung jenseits des Finanzministeriums wenig hinterfragt. 
Vielmehr droht eine Regierungskonflikt im Herbst, weil die Verteidigungsministe-
rin auf zusätzliche Milliarden für neue Kampfjets besteht.

In der aktuellen Debatte wird häufig vorausgesetzt, dass die Verteidigungs- und 
Rüstungsarchitektur in der Europäischen Union mangelhaft sei und dass aktuel-
le Herausforderungen mehr Rüstungsausgaben notwendig machen würden – ob-
wohl die Größenordnungen auf den ersten Blick gar nicht so eindeutig sind. In den 
Hintergrund rücken die Folgen von Aufrüstung und Krieg: Da ist zunächst die na-
heliegende Frage, wie ein groß angelegtes Ausgabenprogramm zu finanzieren ist. 
Weiters stellt sich die Frage, wer letztlich in einem Heer unter welchen Bedingun-
gen zu arbeiten, zu kämpfen und gegebenenfalls zu sterben hat. Hinzu kommen die 
Gefahren der Einschränkung oder Abschaffung wichtiger Elemente des Arbeits-
rechts und demokratischer Institutionen in Kriegszeiten oder in Vorbereitung auf 
einen Krieg, die Zerstörung von Lebensgrundlagen und die Langzeitfolgen von 
Konflikten, die Gefahr der Militarisierung von Gesellschaften und die damit ein-
hergehende Stärkung von Nationalismus sowie drohende Rückschläge für demo-
kratische, emanzipatorische oder feministische Politik – selbst wenn Aufrüstung 
mit der Verteidigung dieser Werte gerechtfertigt wird.

Der Fokus dieses Editorials liegt auf den ökonomischen, fiskal- und verteilungspo-
litischen Aspekten von Aufrüstung. In diesem Beitrag fassen wir zunächst die öko-
nomische Sicht auf Rüstung und Krieg zusammen. Anschließend bieten wir einen 
Überblick über die europäischen und österreichischen Rüstungsausgaben. Wir 
widmen uns der Frage, wer vom aktuellen Rüstungsboom profitiert und wer ihn 
wie finanziert bzw. zu finanzieren hätte. Abschließend diskutieren wir, welche Rol-
le die Rüstungspolitik aus gewerkschaftlicher Sicht einnehmen kann.
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Rüstung und Krieg in der ökonomischen Theorie

Grundsätzlich wird Landesverteidigung in der ökonomischen Theorie als öffent-
liches Gut gesehen. Die Bereitschaft zu höheren Staatsausgaben für Rüstung ent-
spricht insbesondere in der Neoklassik der Präferenz der Bevölkerung für Sicher-
heit. Kritischere Denkschulen betonen hingegen die Rolle militärisch-industrieller 
Komplexe, also der Verbindung zwischen Industrie und Verteidigung, und den (ne-
gativen) Einfluss der Rüstungsindustrie auf Ökonomie, Politik und Gesellschaft. 
Historisch wurden Rüstungsausgaben im Sinne einer Kriegsprosperität häufig po-
sitiv gedeutet (Allio 2020): Sie würden die staatliche Nachfrage im Sinne eines Mi-
litärkeynesianismus stärken, Arbeitslosigkeit dämpfen und somit ökonomischen 
Krisen entgegenwirken. Rüstung treibe technologische Forschung voran, die zu zi-
vilen Spin-offs und weiteren Innovationen führe. In Überproduktionskrisen wie-
derum vernichten Kriege Überschusskapazitäten. 

Die Frage der Finanzierung der Aufrüstung wird häufig durch die Brille des Op-
portunitätskostenansatzes im Sinne von „Kanonen oder Butter“ diskutiert. Zwar 
besteht die Gefahr, dass öffentlich finanzierte Militärausgaben zu Kürzungen in 
anderen Bereichen, insbesondere im Sozialbereich, führen – nicht zuletzt, wenn 
diese aufgrund der Konsolidierung öffentlicher Haushalte ohnehin unter Druck 
stehen. In der Vergangenheit wurden Rüstungsausgaben und Kriege jedoch meist 
durch Schulden, Notenbankfinanzierung oder in Friedenszeiten nicht vorstellba-
re Steuererhöhungen finanziert. Die ökonomische Debatte um Kriegswirtschaft 
war historisch daher weniger auf die Finanzierung als auf die Ressourcenmobi-
lisierung konzentriert – also auf die Frage, wie die private Konsumnachfrage zu-
gunsten der öffentlichen Kriegsnachfrage temporär eingeschränkt werden kann 
(Keynes 1940).

Ebenso wurde der Sozialstaat vor, während und insbesondere nach Kriegen eher 
ausgebaut – nicht zuletzt zur Versorgung von Kriegsinvaliden, Witwen und Wai-
sen, die in Österreich nach den zwei Weltkriegen jeweils fast 8 % der Bevölkerung 
ausmachten. Diese Sozialleistungen dienten als Vorläufer für die Ausgestaltung 
moderner Sozialpolitik (Obinger 2018, 95). Positiv kann hinzukommen, dass die 
nach der Aufrüstung mobilisierten Ressourcen für neue Verwendungen frei wer-
den, die für einen Ausbau des Sozialstaates verwendet werden können (in kleine-
rem Ausmaß als „Friedensdividende“ nach dem Ende des Kalten Kriegs diskutiert).

Federle et al. (2026) haben die Folgen von 694 kriegerischen Konflikten im Zeit-
raum von 1870 bis 2023 analysiert. In Kriegen zwischen Staaten beliefen sich die 
durchschnittlichen menschlichen Verluste (tot, vermisst, verwundet, in Kriegsge-
fangenschaft) auf 3,5 % der Vorkriegsbevölkerung, in anderen Kriegen auf 0,7 %. 
Ökonomisch betrachtet bricht in einem durchschnittlichen Krieg die Wirtschafts-
leistung im betroffenen Land um ein Zehntel ein, die Verbraucherpreise steigen um 
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20 %, Teile des Kapitalstocks werden vernichtet, und kurzfristig geht dementspre-
chend auch die Produktivität zurück. Auch andere Länder, die mit dem von Krieg 
betroffenen Land Handel treiben oder eine Grenze teilen, sind stark betroffen.

Von gestiegenen Militärausgaben in Friedenszeiten gehen – zumindest bisher in 
der EU – geringere Beschäftigungs- und Innovationseffekte aus, als häufig an-
genommen wird. Krebs und Kaczmarczyk (2025) berechnen, dass der fiskalische 
Multiplikator für Militärausgaben sehr niedrig und maximal 0,5, möglicherweise 
sogar nur 0 betragen könnte. Der Multiplikator ist dann niedrig, wenn die Import-
quote hoch ist (etwa aktuell in der EU aufgrund der Abhängigkeit von den USA), 
Produktionskapazitäten bereits stark ausgelastet sind und der Wettbewerb durch 
intransparente Beschaffungsverfahren eingeschränkt wird. Der Beschäftigungsef-
fekt von Militärausgaben ist zudem weitaus niedriger als bei Ausgabensteigerun-
gen im Gesundheits- oder Sozialbereich. Potenziell negative Produktivitätseffek-
te ergeben sich zudem durch längere Wehrdienstzeiten oder Milizübungen, durch 
die (männliche) Beschäftigte dem zivilen Arbeitsmarkt temporär entzogen werden.

Rüstungsausgaben in der EU und in Österreich

Die Rüstungsausgaben der EU-Mitgliedsstaaten sind von 2014 bis 2024 real um 81 % 
auf 343 Mrd. Euro gestiegen, für 2025 ist eine Steigerung um weitere 11 % prognos-
tiziert. Die Militärausgaben würden damit über 2 % des EU-BIP betragen (European 
Defence Agency 2025, 4–5). Im Vergleich dazu beliefen sich die US-amerikanischen 
Ausgaben auf 845 Mrd. Euro, die chinesischen auf 250 Mrd. Euro und die russi-
schen auf 107 Mrd. Euro (kaufkraftbereinigt ca. 234 Mrd. Euro). 2024 unterhiel-
ten die EU-Mitgliedsstaaten Heere mit ca. 1,3 Millionen Soldat:innen (der Großteil 
davon in NATO-Mitgliedsstaaten, die Streitkräfte der Nicht-NATO-Mitgliedsstaa-
ten Österreich, Zypern, Irland und Malta summierten sich auf 44.000 Soldat:in-
nen), die Streitkräfte der USA umfassten ebenfalls 1,3 Millionen Soldat:innen. Auch 
Russland hatte 2024 auf dem Papier ca. 1,3 Millionen Soldat:innen, wobei unklar ist, 
wie hoch die Verluste im Krieg gegen die Ukraine waren und wie viele davon er-
setzt werden konnten (The New Union Post 2026). Wenn die EU bereits jetzt um fast 
50 % mehr ausgibt als Russland, kann die Lösung nicht einfach noch mehr Geld sein, 
um eine angeblich geringe Verteidigungsfähigkeit auszugleichen. 

Unter dem Stichwort der „defence readiness“ haben der Europäische Rat und die 
Europäische Kommission in den letzten Jahren trotzdem einer weiteren Aufrüs-
tung Priorität eingeräumt. Der Europäische Rat einigte sich im März 2025 darauf, 
auf EU-Ebene vor allem die Entwicklung von Luft- und Raketenabwehr, weitrei-
chenden Artilleriesystemen, Flugkörpern und Munition sowie Drohnen und Droh-
nenabwehrsystemen, strategische Enabler (auch für den Weltraum), den Schutz 
kritischer Infrastrukturen, militärische Mobilität, Cyber-Fragen, künstliche 
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Intelligenz und elektronische Kampfführung voranzutreiben (Europäischer Rat 
2025). In den länderspezifischen Empfehlungen für 2025 und 2026 wurden den 
Mitgliedsstaaten erstmals eine Ausgabensteigerung für Verteidigung und ei-
ne Verstärkung der Verteidigungsbereitschaft empfohlen. In der EU-Fiskalpoli-
tik sind durch die Nationale Ausweichklausel für Verteidigungsausgaben, durch 
Kreditgewährungen sowie die Reorientierung der Europäischen Investitionsbank 
mehrere Finanzierungsmöglichkeiten geschaffen worden.

In Summe sollen durch den ursprünglich „ReArm Europe“ genannten Plan, der 
nach spanischen und italienischen Protesten in „Readiness 2030“ umbenannt wur-
de, 800 Mrd. Euro für Rüstung mobilisiert werden, darunter 150 Mrd. Euro in Form 
von Krediten durch das neue SAFE-Instrument. Zum Vergleich: Das Volumen der 
Aufbau- und Resilienzfazilität, durch die den EU-Mitgliedsstaaten Zuschüsse und 
Darlehen für Investitionen für sechs Jahre bereitgestellt wurden, die vor allem die 
grüne und digitale Transformation vorantreiben sollten, belief sich ursprünglich 
auf 724 Mrd. Euro, wobei voraussichtlich nur 577 Mrd. Euro ausgegeben werden 
(Feigl et al. 2026, 38). Der Aufrüstungsplan wird neben Sicherheitsaspekten vor al-
lem mit mehr Wachstum, technologischen Dynamiken und Beschäftigung gerecht-
fertigt (Serfati 2025). Während für die konservativen Mehrheiten in der EU eine 
Abkehr von den ökonomisch nicht zu rechtfertigenden Fiskalregeln nur in Krisen-
zeiten wie während der COVID-Pandemie infrage kam, werden nun Ausnahmen 
für den Rüstungsbereich gemacht. Im größten Mitgliedsstaat Deutschland ging 
der ökonomische Dogmatismus so weit, dass man erst im Rahmen der Ukraine-Un-
terstützung feststellen musste, dass in den Regelungen zur Schuldenbremse keine 
Ausnahme für Kriegsfälle enthalten war.

In Österreich präsentierte der Generalstab des Bundesheeres 2022 den „Aufbau-
plan 2032“. Die damalige schwarz-grüne Bundesregierung sowie die derzeitige Ko-
alition einigten sich darauf, diesen aktiv voranzutreiben und die Verteidigungsaus-
gaben von damals 0,6  % bis 2032 auf 2  % des BIP zu erhöhen (Bundeskanzleramt 
2025). Die historisch niedrigen Militärausgaben Österreichs beruhen nicht zuletzt 
auf einem Verständnis von Neutralität, die im Ernstfall nicht durch Waffenge-
walt allein verteidigt werden kann. Eine Erhöhung des Wehretats kann zum Trug-
schluss einer scheinbaren Wehrfähigkeit führen. Gerade in Zeiten öffentlicher 
Konsolidierungen sollten Alternativen diskutiert sowie die Frage geklärt werden, 
welches Verständnis von Neutralität und Friedenspolitik konsensfähig ist, ohne 
auf Schein-Verteidigungsfähigkeit zu setzen.

Im neuen Budget plant das Finanzministerium mit einem unveränderten BIP-An-
teil von 0,9 % für die Verteidigung in den Jahren 2027-2031 – und damit weit un-
ter der politischen Zielgröße von 2 % des BIP. Die größten geplanten Ankäufe um-
fassen 225 in Österreich produzierte Radpanzer zum Mannschaftstransport um 
1,8 Mrd. Euro bis 2032, Lkws und Ladesysteme um 0,7 Mrd. Euro bis 2028, zwölf 
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Black-Hawk-Hubschrauber aus den USA um 0,7 Mrd. Euro bis 2028, 36 leichte Hub-
schrauber aus Italien um 0,8 Mrd. Euro bis 2028, vier Transportflugzeuge aus Bra-
silien um 1 Mrd. Euro bis 2030 (Bundesministerium für Landesverteidigung 2025) 
sowie zwölf Leonardo-Trainingsjets aus Italien um 1,5 Mrd. Euro (ORF 2025).

Rüstungsindustrie in Österreich

Laut Industriemagazin erwirtschaften die 150 Unternehmen der österreichi-
schen Rüstungsindustrie im engeren Sinne ca. 3,3 Mrd. Euro Umsatz jährlich (Ar-
nold 2025). Führende Unternehmen sind Glock (Pistolen), Steyr Arms (Sturm- und 
Scharfschützengewehre), Hirtenberger (Mörsermunition), Schiebel (Drohnen), 
Rheinmetall ARGES (Granatmunition), Airborne Technologies (luftgestützte Über-
wachungssysteme) sowie General Dynamics (Radpanzer) in Wien. Der überwie-
gende Anteil der Produktion wird exportiert – trotz Neutralität, die Waffenliefe-
rungen rechtlich aus gutem Grund einschränkt. 

Rüstungsproduktion im weiteren Sinne findet jedoch auch durch Unternehmen 
statt, deren Güter durch Dual-Use sowohl zivil als auch militärisch genutzt wer-
den können. Besonders im Kontext der Exportkontrolle führt dies zu großen Her-
ausforderungen. Zuletzt medial debattiert wurde der Fall von Motoren in Drohnen, 
die unter anderem im Gaza-Krieg durch die israelische Armee zum Einsatz kamen, 
sowie in iranischen Drohnen, die von Russland im Ukraine-Krieg eingesetzt wur-
den. Die Drohnenmotoren stammten höchstwahrscheinlich aus österreichischer 
Produktion, deren Exporte nach Israel waren jedoch nicht genehmigungspflichtig 
(Löw 2025). 

In der Industriestrategie wird die Optimierung und Beschleunigung der Export-
kontrolle für Kriegsmaterial, Militär- und Dual-Use-Gütern als Maßnahme an-
geführt, eine Änderung des Außenwirtschaftsgesetzes war zum Zeitpunkt der 
Endredaktion noch in Begutachtung. Vonseiten der Arbeiterkammer wurde im 
Begutachtungsverfahren jedoch kritisiert, dass nicht gelistete Dual-Use-Güter wei-
terhin keiner Genehmigungspflicht unterliegen, selbst „wenn mit hinreichender 
Wahrscheinlichkeit eine militärische Endverwendung mit erheblichen Risiken im 
Hinblick auf Menschenrechte oder das humanitäre Völkerrecht zu erwarten ist“ 
(Gruber 2026).

Während die meisten österreichischen Rüstungsunternehmen heute im Besitz 
privater Eigentümer:innen sind, war die Rüstungsindustrie früher größten-
teils Bestandteil der Verstaatlichten Industrie. Sie wurde insbesondere in den 
1980er-Jahren als Teil einer Diversifizierungsstrategie zur Beschäftigungssiche-
rung eingesetzt. Mitte der 1980er-Jahre waren ca. 15.000 Beschäftigte direkt oder 
indirekt von der Waffenproduktion abhängig (Riegler 2016, 101), vor allem in 
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Tochtergesellschaften der damaligen VOEST-Alpine wie der Noricum Maschinen-
bau- und Handelsgesellschaft m.b.H. und der Hirtenberger Patronen, Zündhütchen- 
und Metallwarenfabrik AG sowie in der Steyr-Daimler-Puch AG, die sich im mehr-
heitlichen Besitz der damals staatlichen Creditanstalt befand. Auch damals war der 
Exportanteil hoch, und trotz Österreichs Neutralität fanden viele Waffen direkt 
oder indirekt ihren Weg in Länder, in denen sie in kriegerischen Auseinanderset-
zungen oder im Kampf gegen die eigene Zivilbevölkerung eingesetzt wurden. Die 
Entscheidung, in der Verstaatlichen Industrie mehr Waffen zu produzieren, wur-
de vor allem vor dem Hintergrund der Vollbeschäftigungspolitik getroffen. Promi-
nentestes Beispiel war die VOEST-Tochterfirma Noricum. Um eine große Gießerei 
in Liezen zu sichern, wurde sie auf die Produktion schwerer Artillerie umgerüs-
tet. Unter Umgehung der Exportbestimmungen wurde in weiterer Folge über Li-
byen und Jordanien an beide Kriegsparteien des Iran-Irak-Kriegs geliefert. Der 
Noricum-Skandal erschütterte über Jahre die österreichische Innenpolitik. Die 
Unsicherheiten im Export sowie die Transformation der Verstaatlichten Industrie 
führten letztlich dazu, dass das Engagement in der Rüstungsindustrie wieder zu-
rückgefahren bzw. wirtschaftlich irrelevant wurde.

Wer profitiert vom Rüstungsboom?

Die gestiegenen Militärausgaben führen zu massiven Umsatzsteigerungen der 
Rüstungsindustrie. Insbesondere Industrie-Schwergewichte wie Rheinmetall oder 
Leonardo profitieren massiv. Rheinmetall hat seinen Konzernumsatz 2025 um 29 % 
auf fast 10 Mrd. Euro steigern können, mit einer operativen Gewinnmarge von 
18,5 % (Rheinmetall 2026). Größter Einzelaktionär von Rheinmetall mit einem Akti-
enanteil von 7,3 % ist derzeit die Fondsgesellschaft BlackRock, die sowohl Privatver-
mögen als auch kapitalgedeckte Pensionen verwaltet (boerse.de 2026). Die frühere 
Panzerproduktion der Steyr-Daimler-Puch ist heute im Besitz des US-Konzerns Ge-
neral Dynamics, der größtenteils ebenfalls Fondsgesellschaften gehört. Steyr Arms 
gehört zu 100 % einer tschechischen Investorengruppe. Hirtenberger gehört inzwi-
schen zu 49 % dem reichsten Mann Tschechiens, Michal Strnad, der mit Munitions-
produktion für die Ukraine reich geworden ist (NewsFlix 2026). Die Familie Glock 
gehört mit einem Milliardenvermögen zu den reichsten Familien Österreichs, die 
untereinander gut vernetzt sind und ihr Vermögen auch für politische Einfluss-
nahme nutzen (Griesebner/Pühringer 2026; Pühringer et al. 2024). 

Zwar steigert ein Rüstungsboom auch die inländische bzw. europäische Nachfrage, 
wie z. B. durch die Beschaffung von in Wien produzierten Radpanzern durch das 
österreichische Bundesheer. 2024 wurden in der europäischen Rüstungsindustrie 
(inkl. UK) von 633.000 Beschäftigten Güter im Wert von 183 Mrd. Euro produziert 
(Europäischer Rat 2026). In vielen Bereichen müssen Rüstungsgüter wie Waffen-
systeme und Munition jedoch aus Drittstaaten importiert werden. Damit erhöht 
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sich die Abhängigkeit von Importen vor allem aus den USA, solange europäische 
Produktions- und Forschungskapazitäten unterentwickelt sind.

Finanzmarktfonds, die vor dem Ukraine-Krieg auf Basis von ESG-Kriterien (envi-
ronmental, social, and governance) Rüstungsaktien und -investitionen aus ihren 
Portfolios ausgeschlossen hatten, nehmen diese nun in steigendem Ausmaß auf 
(Bioy 2025). Vermögensverwalter wie die des Allianz-Konzerns rechtfertigen dies 
mit der angeblichen Notwendigkeit einer robusten Rüstungsindustrie für die Ver-
teidigung und Sicherheit – und damit Nachhaltigkeit – Europas. Die Rüstungsfir-
men müssten lediglich Sanktionen und Exportkontrollen einhalten und dürfen 
keine geächteten Waffen wie Streumunition, Landminen, Bio- oder Chemiewaffen 
produzieren – Atomwaffen werden hingegen nicht ausgeschlossen (Fair Finance 
Guide Deutschland 2025). 

Generäle und Politiker:innen sind ebenfalls Profiteur:innen des Rüstungsbooms: 
Ein größeres Budget, mehr zu kommandierendes Personal und mehr Pressefotos 
mit Neuerwerbungen bringen mehr Macht und Status. Zudem gibt es illegale Mög-
lichkeiten: Bei großen staatlichen Rüstungsaufträgen ist die Gefahr von Korruption 
nicht zu unterschätzen. Nicht zuletzt war die Beschaffung der letzten Generation 
von Jagdflugzeugen – der Eurofighter – von Vorwürfen von Schmiergeldzahlun-
gen und undurchsichtigen Beschaffungsprozessen inklusive Gegengeschäften be-
gleitet. Jedenfalls führen militärische Investitionen zu hohen Transaktionskosten, 
von denen Lobbyist:innen, Vertragsjurist:innen und andere hochspezialisierte Be-
rufe besonders profitieren. 

Gewerkschaften und Rüstungspolitik

Zunächst scheint es, dass sich Gewerkschaften beim Thema Aufrüstung in einem 
Zieldilemma befinden. Während Pazifismus, Solidarität und Internationalismus 
zentrale Werte der Arbeiter:innenbewegung sind, werden diese in Krisen- und 
Kriegszeiten häufig von Hoffnungen auf Beschäftigungssicherung oder natio-
nalistischen Anwandlungen überlagert. Im Kriegsszenario stehen der nationale 
Schulterschluss und die Kriegsziele über allem – umgekehrt kommen alle ande-
ren gesellschaftlichen Ziele unter Druck und werden im Zweifelsfall vernachläs-
sigt, massive arbeits- und menschenrechtliche Einschränkungen inklusive. 

Die Einstellungen europäischer Gewerkschaften zu Rüstung und Verteidigung 
fallen je nach nationaler Tradition, ideologischer Positionierung und geopoliti-
scher Situation der jeweiligen Länder unterschiedlich aus (Ribera Payá et al. 2025, 
107 ff.): Einigkeit besteht darin, dass Friede, Demokratie und Menschenrechte über-
geordnete Ziele bleiben und dass Sicherheit auch soziale Stabilität und ökonomi-
sche Sicherheit inkludieren müsse. Gestiegene Rüstungsausgaben dürfen nicht in 
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Austerität und Sozialkürzungen münden; insbesondere österreichische Gewerk-
schaften betonen, dass untere Einkommensschichten nicht zusätzlich betroffen 
sein dürfen. Das heißt: Steigende Militärausgaben müssen im Budget gegenfinan-
ziert werden, z. B. durch vermögensbezogene Steuern. Einigkeit besteht zudem da-
rin, dass die Arbeitsbedingungen von Militärangehörigen und Beschäftigten in der 
Verteidigungsindustrie verbessert werden müssen. In der Frage der Aufrüstung 
an sich gehen die Meinungen jedoch auseinander. Tendenziell stehen Gewerkschaf-
ten in Westeuropa, insbesondere in südlichen postfaschistischen Gesellschaften, 
gestiegenen Militärausgaben kritischer gegenüber und betonen nicht nur ihre Ri-
siken für den Wohlfahrtsstaat oder für den Kampf gegen die Klimakrise, sondern 
auch ihr Potenzial für mehr Konflikte durch Waffenexporte, Pfadabhängigkeiten 
und die Stärkung des militärisch-industriellen Komplexes. Dementsprechend for-
dern sie auch Maßnahmen zur Umsetzung der Vision, die Rüstungsindustrie in 
nicht gewinnorientierte öffentliche Unternehmen umzuwandeln. Einzelne Ge-
werkschaften versuchen sogar, durch Blockadeaktionen Waffenexporte an kriegs-
führende Staaten zu verhindern, wie zuletzt in französischen, griechischen und 
italienischen Häfen. Eine Ausnahme sind die Gewerkschaften in den skandinavi-
schen Ländern, die militärischen Fragen aufgeschlossener gegenüberstehen. Ge-
werkschaften in Osteuropa bzw. Ländern, die näher an Russland liegen, betonen 
die Notwendigkeit, Rüstungsausgaben zu steigern. 

Eine besondere Schwierigkeit für Gewerkschaften ist der Umstand, dass Rüstungs-
betriebe freilich auch Beschäftigte haben, noch dazu mit tendenziell besseren Be-
dingungen inklusive höherer Löhne. Steigende Rüstungsausgaben bedeuten daher 
immer auch Möglichkeiten. Diese Einzelinteressen, die breiter ausstrahlen können, 
sind gewerkschaftlich mit den kollektiven Interessen abzuwägen. Solange die Fi-
nanzierung steigender Rüstungsausgaben jedoch unklar oder im Rahmen der EU-
Fiskalregeln bleibt, drohen im Klima- und Sozialbereich Austerität.

Die jüngere Forschung relativiert allerdings die Einzelinteressen auf psychologi-
scher Ebene, da Beschäftigte im Rüstungssektor aufgrund der damit verbundenen 
sozialen und ökologischen Schäden Unbehagen über ihre Branche äußern. Manche 
Beschäftigte begrüßen daher eine teilweise oder vollständige Umstellung des Sek-
tors vom Verteidigungs- zum Zivilsektor (Bell et al. 2024).

Und schließlich bleibt die Frage der gewerkschaftlichen Organisierung von Sol-
dat:innen selbst häufig unterbeleuchtet. Während österreichische Soldat:innen 
der Bundesheergewerkschaft der Gewerkschaft Öffentlicher Dienst (GÖD) beitre-
ten können, ist dies vielen Soldat:innen weltweit verwehrt. In Europa können Sol-
dat:innen lediglich in Finnland, Norwegen, Slowenien, Schweden und der Schweiz 
branchenspezifischen Gewerkschaften und in Deutschland und Malta allgemeinen 
Gewerkschaften beitreten (Atkins et al. 2021).
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Conclusio

Österreich hat jahrzehntelang von einer Neutralitätsdividende profitiert. Kriege-
rische Auseinandersetzungen fanden in der Vergangenheit zwar auch in der di-
rekten Nachbarschaft statt, wie bei der Niederschlagung des Prager Frühlings 1968 
oder während der Jugoslawienkriege in den 1990er-Jahren. Eine ernsthafte militä-
rische Bedrohung für Österreich wurde jedoch bis vor wenigen Jahren als unrea-
listisch eingeschätzt. 

Mit dem anhaltenden Krieg in der Ukraine hat sich der Diskurs vor allem auf EU-
Ebene verschoben. Trotz hoher Militärausgaben, die jene Russlands bei Weitem 
übersteigen, hat sich der Fokus der EU-Politik in Sicherheits- und Wirtschaftsfra-
gen hin zu Aufrüstung verschoben. In Kombination mit der Rückkehr des Wett-
bewerbsdiskurses kommen Agenden eines sozialen oder ökologischen Europas 
damit zunehmend unter die Räder – auch weil der Militärsektor äußerst klima-
schädlich ist: Neben der direkten Umwelt- und Bodenbelastung von Kriegen und 
Militärübungen könnte er selbst für bis zu 5,5 % der globalen Treibhausgasemissi-
onen verantwortlich sein (Parkinson/Cottrell 2022).

Argumentiert wird die Aufrüstung neben ihrer Abschreckungswirkung und der 
Verteidigungsbereitschaft auch mit Wachstums- und Beschäftigungsimpulsen so-
wie der Förderung der Innovation. Dabei sind die Wachstums- und Beschäftigungs-
impulse von Rüstungsausgaben im Durchschnitt niedrig, insbesondere dann, wenn 
industrielle Kapazitäten beschränkt sind, viele Ausgaben für Importe verwendet 
werden und Ausschreibungen häufig intransparent ablaufen. Zudem finden die ge-
stiegenen Rüstungsausgaben im weiterhin engen Korsett der EU-Fiskalregeln statt, 
die den Druck auf die Sozialausgaben erheblich erhöhen. Dieser Druck wird zwar 
kurzfristig durch die Ausweichklausel bis 2028 noch abgeschwächt, wird sich aber 
spätestens ab 2029 durch reale Kürzungen bei anderen Investitionen oder Sozial-
ausgaben materialisieren – zumindest sofern es zu keiner entsprechenden Erhö-
hung der Abgaben kommt. Von Kürzungen würden wesentliche negative Beschäf-
tigungseffekte ausgehen, die allfällige positive Effekte der Aufrüstung jedenfalls 
überstiegen.

Zentraler Aspekt von steigenden Militärausgaben ist auch die ungleiche Vertei-
lung ihres Nutzens. Während die Profite insbesondere privater Rüstungskonzer-
ne massiv steigen, treffen Kürzungen in anderen Bereichen des Staatshaushalts 
die breite Mehrheit der Bevölkerung, in der Regel aber insbesondere auch Frauen 
(Schratzenstaller et al. 2026). Es ist daher essenziell, dass sich abzeichnende dauer-
hafte höhere Verteidigungsetats auch dauerhaft gegenfinanziert werden – durch 
eine Vermögenssteuer für Millionär:innen: Sie hätten im Kriegsfall materiell viel 
zu verlieren und profitieren bereits jetzt zum Teil direkt von den Ausschüttungen 
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der Rüstungskonzerne sowie den Zinseinkommen aus Staatsschulden, die für die 
bisherige Aufrüstung zusätzlich aufgenommen wurden. 

Aus gewerkschaftlicher Sicht ist die aktuelle Lage nur ein scheinbares Dilemma. 
Der Fokus der europäischen Wirtschafts- und Finanzpolitik sollte auf sozialer Si-
cherheit, guter Beschäftigung und einer erfolgreichen Bewältigung der sozialöko-
logischen Transformation liegen. Zivile technologische Forschung, die hohe Spill-
over-Effekte erzielen kann, sollte gestärkt werden. Wird Aufrüstung demokratisch 
gewünscht, müssen dennoch die Verteilungswirkungen beachtet werden. Steigen-
de Rüstungsausgaben bei gleichzeitigen öffentlichen Kürzungen im Sozial- oder 
Klimabereich und eine öffentliche Subvention der Profite privater Rüstungskon-
zerne sind eine Bedrohung für die nachhaltige Entwicklung von Wohlstand und 
Wohlergehen – und würden dann zumindest eine Gegenfinanzierung durch eine 
Vermögenssteuer für Millionär:innen erfordern. Waffenkäufe zur Abschreckung 
und Waffenexporte (inklusive Dual-Use-Gütern) für den Einsatz in Kriegsgebieten 
laufen zudem den pazifistischen, solidarischen und internationalistischen Grund-
werten der Arbeiter:innenbewegung zuwider. Stattdessen sollte über Alternativen 
zur Stärkung der Neutralität diskutiert werden.
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1.  Einleitung1

Infolge der fiskalischen Belastungen durch Krisenmaßnahmen der vergangenen 
Jahre, der schwachen Wirtschaftsentwicklung und der Anforderungen des euro-
päischen Stabilitäts- und Wachstumspakts steht die Haushaltskonsolidierung in 
vielen Ländern gegenwärtig im Zentrum der Finanz- und Wirtschaftspolitik – so 
auch in Österreich.

Die Europäische Kommission hat Anfang Juli 2025 gegen Österreich ein Verfahren 
wegen eines übermäßigen Defizits eingeleitet. Der aktuelle mittelfristige Budget-
pfad, der in den Doppelbudgets des Bundes für 2025/2026 und 2027/2028 sowie im 
mittelfristigen Bundesfinanzrahmen 2027 bis 2030 verankert ist, beruht auf um-
fangreichen Konsolidierungsmaßnahmen (BMF 2025 u. 2026; Schratzenstaller et 
al. 2026). Diese sollen das übermäßige Defizit schrittweise wieder zurückführen. 
Zudem werden die Konsolidierungspakete in Offensivmaßnahmen eingebettet, de-
ren Umfang allerdings aufgrund der angespannten Budgetsituation entsprechend 
moderat ausfällt. 

Zum einen sind in Österreich im Art. 7 Bundes-Verfassungsgesetz (2) das Bekennt-
nis zur und die Förderung der tatsächlichen Gleichstellung von Frauen und Män-
ner verankert, wie auch im Art. 13 Abs. 3 die geschlechtersensible Budgetierung 
sowie im Art. 51 Abs. 8 B-VG die Wirkungsorientierung einschließlich Gleichstel-
lung. Zum anderen legen bestehende konzeptionelle und empirische Analysen na-
he, dass Konsolidierungsmaßnahmen Frauen stärker betreffen können als Män-
ner (vgl. Abschnitt 2). Dennoch haben Gleichstellungsaspekte im Kontext von 
Budgetkonsolidierungen bislang eine nur untergeordnete Rolle gespielt. Die im 
Mai 2025 beschlossenen Konsolidierungs- und Offensivmaßnahmen wurden kei-
ner umfassenden Analyse bezüglich ihrer Gleichstellungswirkungen unterzo-
gen. In den Wirkungsfolgenabschätzungen zu den relevanten Gesetzesentwürfen 
erfolgte die Prüfung der tatsächlichen Auswirkungen auf die Gleichstellung von 
Frauen und Männern nur für sehr wenige Maßnahmen und in diesen Fällen ober-
flächlich. Fehlender zeitlicher Spielraum trug sicherlich dazu bei, dass Gleichstel-
lungsaspekte sowohl bei der Erstellung des Doppelbudgets 2025/2026 als auch in 
der öffentlichen Diskussion über die Konsolidierungsmaßnahmen nur eine gerin-
ge Rolle spielten. Im Doppelbudget 2027/2028 wurden in den Wirkungsfolgenab-
schätzungen im Rahmen des Budgetbegleitgesetzes mehrere gleichstellungsrele-
vante Konsolidierungsmaßnahmen auf ihre Gleichstellungseffekte hin überprüft, 
was – wiederum unter Berücksichtigung des Zeitdrucks auch bei dieser Budget-
erstellung – einen wesentlichen Fortschritt gegenüber dem vorhergehenden Dop-
pelbudget darstellt. Weitere Schritte hätten unter anderem die interministerielle 

1	 Die Autorinnen danken Andrea Sutrich und Stephan Schreml für die sorgfältige wissenschaftliche 
Assistenz.
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Koordination und Abstimmung der auf Ressortebene vorgenommenen Wirkungs-
folgenabschätzungen sowie eine Gesamtschau der Gleichstellungswirkungen der 
einzelnen Konsolidierungsmaßnahmen zu umfassen.

Der vorliegende Artikel2 evaluiert keine einzelnen Konsolidierungsmaßnahmen, 
sondern entwickelt eine praktikable Systematik, um Genderaspekte direkt in den 
Budgeterstellungs- und Budgeterstellungsprozess zu integrieren, und verfolgt drei 
Zielsetzungen: 

•	 Erstens sind die Wirkungskanäle und -dimensionen von unterschiedlichen 
Kategorien von ausgaben- und einnahmenseitigen Konsolidierungsoptionen 
in Bezug auf Gleichstellung identifiziert und systematisch dargestellt. Aus 
analytischen Gründen konzentriert sich der Beitrag dabei auf die Gleichstel-
lung von Frauen und Männern und lässt weitere Diversitätsdimensionen au-
ßer Acht, obwohl bekannt ist, dass Gleichstellungsdefizite auch viele weitere 
Gruppen, wie etwa Menschen mit Migrationshintergrund, betreffen. 

•	 Zweitens soll das Wissen über geschlechtsspezifische Wirkungen von Kon-
solidierungsmaßnahmen erweitert und das Bewusstsein dafür gestärkt wer-
den. Der Beitrag soll als Orientierungsrahmen für politische Entscheidungs-
träger:innen, Verwaltung, Stakeholder:innen und Öffentlichkeit dienen. 

•	 Drittens soll der Beitrag die Aufmerksamkeit darauf lenken, dass ausgaben-
seitige Konsolidierungsmaßnahmen (bei Geld- und stärker noch bei Sach-
leistungen) bestehende Gleichstellungsdefizite oft verstärken, ebenso wie 
eine Reihe einnahmenseitiger Konsolidierungsoptionen.

Der Beitrag zeigt zunächst die genderspezifischen sozioökonomischen Rahmenbe-
dingungen auf, innerhalb deren sich geschlechtsspezifische Effekte von ausgaben- 
und einnahmenseitigen Konsolidierungsmaßnahmen entfalten. Hierzu werden 
auch (internationale) Studien zu Gleichstellungseffekten von Konsolidierungs-
maßnahmen (insbesondere im Gefolge der globalen Finanz- und Wirtschaftskri-
se) aufgearbeitet. Die gewonnenen Erkenntnisse über Wirkungsmechanismen für 
eine geschlechtersensible Ausgaben- und Einnahmenveränderung im Prozess der 
Budgeterstellung (Konsultation, Planung, Implementierung und Evaluation) sollen 
eine fundierte Grundlage für die politische und öffentliche Debatte in den kom-
menden Jahren bieten, in denen die Budgetpolitik voraussichtlich weiterhin von 
Konsolidierungserfordernissen geprägt sein wird.

2	 Der Beitrag beruht auf Schratzenstaller et al. (2026). Dort sind die sozioökonomischen Befunde und 
Unterschiede zwischen Frauen und Männern in Österreich ausgeführt, während im vorliegenden 
Beitrag die Darstellung der geschlechtsspezifischen Wirkungen von Konsolidierungsmaßnahmen im 
Mittelpunkt steht. 
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2.  Literaturüberblick

Die Literatur zu geschlechtsspezifischen Effekten von Budgetkonsolidierungen 
ist nicht sehr umfangreich, obwohl zum Abbau der im Zuge der globalen Finanz-
markt- und Wirtschaftskrise 2008/2009 massiv gestiegenen staatlichen Verschul-
dung in vielen Ländern weltweit – ebenso wie in Österreich und der EU – teils um-
fangreiche Konsolidierungsprogramme implementiert wurden. Oft liegt der Fokus 
relevanter Arbeiten auf Entwicklungs- und Schwellenländern (z. B. Donald/Lusia-
ni 2017; Geoghegan et al. 2024). Ein Großteil der Literatur widmet sich grundsätzli-
chen konzeptionellen Überlegungen. 

Aus diesen hat sich in Bezug auf die Gendereffekte der weltweiten Finanzmarkt- 
und Wirtschaftskrise in den ersten Jahren nach der Rezession und mit Beginn 
der Konsolidierungswelle in vielen Ländern ein zweistufiges Narrativ entwickelt, 
das von vielen Autor:innen vertreten wurde, nämlich das einer „he-cession“, die 
schwerwiegendere Auswirkungen für Männer mit sich brachte, und das einer da-
rauffolgenden „she-austerity“, die Frauen stärker negativ betraf als Männer (Ka-
ramessini/Rubery 2013 u. 2014). Die ersten deskriptiven Analysen aus der ersten 
Hälfte des letzten Jahrzehnts widmen sich dieser „she-austerity“ und legen einen 
Fokus auf geschlechtsspezifische Effekte von Konsolidierungsmaßnahmen hin-
sichtlich Beschäftigung (siehe beispielsweise Addabbo et al. 2015 für drei EU-Län-
der; Karamessini/Rubery 2014 für acht europäische Länder; Kushi/McManus 2018 
für 28 OECD-Länder), manche auch auf Einkommen (Cirillo et al. 2024; Perugini et 
al. 2019). Diese Studien beruhen auf einem deskriptiven Zugang und sind zeitgleich 
mit oder kurz nach der Implementierung von Konsolidierungsmaßnahmen ent-
standen, weshalb sie nur ein vorläufiges Bild kurzfristiger Auswirkungen zeich-
nen. Im Fokus dieser Analysen stehen oft jene EU- bzw. europäischen Länder, die 
von der europäischen Schuldenkrise besonders stark betroffen waren (Italien, Spa-
nien, Griechenland, Portugal) und besonders drastische Konsolidierungsmaßnah-
men implementierten. Sie legen stärkere Auswirkungen von Konsolidierungspro-
grammen auf das Ausmaß und die Qualität von Beschäftigung von Frauen nahe. 

Empirische Ex-post-Analysen der geschlechtsspezifischen Auswirkungen von 
Budgetkonsolidierungen gibt es dagegen relativ wenige. Nur eine geringe An-
zahl von Analysen widmet sich größeren Ländergruppen wie etwa der gesamten 
EU. Deren Ergebnisse werden hier kurz zusammengefasst (siehe auch Tabelle 1). 
Geschlechtsspezifische Beschäftigungseffekte von Konsolidierungsmaßnahmen 
in acht EU-Ländern stehen im Fokus der Analyse von Périvier (2018), die kein ein-
deutiges Muster findet, sich allerdings auf die aus der horizontalen Segregation 
der Arbeitsmärkte resultierenden direkten Beschäftigungseffekte von Kürzungen 
staatlicher Ausgaben beschränkt. Perugini et al. (2019) untersuchen die Effekte von 
Konsolidierungsmaßnahmen in den EU-28-Ländern für den Zeitraum 2010 bis 2013 
auf den bereinigten Gender-Wage-Gap und die horizontale Segregation auf dem 
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Arbeitsmarkt. Sie zeigen, dass Konsolidierungen den Gender-Wage-Gap sowie die 
horizontale Segregation erhöhen, insbesondere durch Beschäftigungskürzungen 
im öffentlichen Sektor und durch verringerte Chancen von Frauen, Zugang zu bes-
ser bezahlten Arbeitsplätzen zu erhalten. Dieser Effekt ist bei Ausgabenkürzungen 
jeweils ausgeprägter als bei Steuererhöhungen. 

Tabelle 1: Empirische Studien zu Gleichstellungseffekten von 
Budgetkonsolidierungen

Autor:innen Land  
(Ländergruppe)

Periode Methodi-
scher Ansatz 
(Daten)

Effekt 
auf …

Ergebnisse

Périvier (2018) 8 EU-Länder 2007–2014 Shift-share 
analysis

Beschäfti-
gung

Kein eindeutiger Effekt 
von Kürzungen staatlicher 
Ausgaben

Perugini et al. 
(2019)

28 EU-Länder 2010–2013 Differences-in-
differences
Country Fixed-
Effects Model 
(EU-SILC-Daten)
Country Fixed-
Effects Model 
(EU-SILC-Daten)

Bereinigter 
Gender-
Wage-Gap 
 

Horizonta-
le Segrega-
tion

Konsolidierung vergrößert 
Gender-Wage-Gap; Effekt 
ausgabenseitiger Konso-
lidierungsmaßnahmen 
größer als steuerlicher 
Konsolidierungsmaß-
nahmen
Konsolidierung vertieft 
horizontale Segregation; 
Effekt ausgabenseitiger 
Konsolidierungsmaß-
nahmen größer als steuer-
licher Konsolidierungs-
maßnahmen

Akin (2020) 17 OECD-Länder 1978–2009 Local Projecti-
ons Estimation 
(Länder- Panel-
daten basierend 
auf einem 
„narrative 
approach“)

Beschäfti-
gung

Ausgabenseitige Kon-
solidierung reduziert 
Beschäftigung von Frauen 
mehr als von Männern

Cirillo et al. 
(2024)

27 EU-Länder 
(ohne Estland)

2008–2016 Multi-way Fixed-
Effects Model 
(EU-SILC-Daten)

Arbeits- 
und 
Kapitalein-
kommen

Ausgabenkürzungen kön-
nen Frauen mehr betreffen 
als Steuererhöhungen

Quelle: WIFO-Zusammenstellung 

Akin (2020) findet für ein Sample von 17 OECD-Ländern, dass ausgabenseitige Kon-
solidierungsmaßnahmen die Beschäftigung von Frauen stärker reduzieren als von 
Männern. Die Analyse umfasst den Zeitraum 1978 bis 2009; die Konsolidierungs-
welle im Gefolge der globalen Finanzmarkt- und Wirtschaftskrise wird somit nicht 
berücksichtigt. Für 27 EU-Länder finden Cirillo et al. (2024), dass einnahmenseiti-
ge Budgetkonsolidierungsmaßnahmen die Einkommen von Frauen weniger stark 
dämpfen als jene von Männern, während Frauen stärker von Ausgabenkürzungen 
betroffen sind. Allerdings werden nur aggregierte Einnahmenerhöhungen und 
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Ausgabenkürzungen analysiert, sodass in einem nächsten Schritt die Struktur der 
tatsächlich in der EU implementierten Konsolidierungsmaßnahmen genauer un-
tersucht werden müsste.

Insgesamt liefert die vorliegende empirische Evidenz wichtige Hinweise darauf, 
dass Konsolidierungsmaßnahmen bestehende Gleichstellungsdefizite verstärken 
können. Sie konzentrieren sich allerdings auf konkrete Wirkungsdimensionen, 
vor allem auf Beschäftigung und Einkommen, während andere Wirkungsdimensi-
onen, etwa Arbeitszeit oder unbezahlte Arbeit, Gesundheit, soziale Teilhabe oder 
auch eine längerfristige Perspektive weitgehend nicht thematisiert sind. 

3.  Relevante sozioökonomische Rahmenbedingungen

Budgetkonsolidierungsmaßnahmen sind nicht nur im Hinblick auf die öffentli-
chen Finanzen von Bedeutung, sondern allen voran mit Blick auf die langfristi-
gen wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und sozialen Folgen insgesamt sowie auf 
die Auswirkungen auf unterschiedliche Bevölkerungsgruppen. Zudem gilt es, den 
möglichen Trade-off zwischen kurzfristigen Einsparungseffekten von Konsolidie-
rungsmaßnahmen einerseits und deren möglichen unerwünschten mittel- bzw. 
langfristigen Folgen andererseits zu berücksichtigen: Auch wenn Maßnahmen 
kurzfristig die öffentlichen Budgets entlasten, können Einsparungsmaßnahmen 
langfristig dämpfende Effekte auf das zukünftige Produktionspotenzial (durch feh-
lende öffentliche Investitionen usw.) haben (Jacques 2021). Darüber hinaus können 
sie – in Abhängigkeit von der konkreten Ausgestaltung – auch gesellschaftspoliti-
schen Zielen wie etwa der Ökologisierung, dem sozialen Ausgleich, der Chancen-
gleichheit oder auch der Gleichstellung entgegenstehen. 

Solche Zielkonflikte werden vor allem dann sichtbar, wenn die heterogenen sozio-
ökonomischen Ausgangsbedingungen der Bevölkerung, insbesondere in Bezug auf 
Frauen und Männer, zu Beginn des Budgetkonsolidierungsprozesses analysiert 
und in der Ausgestaltung der Konsolidierungsmaßnahmen berücksichtigt wer-
den. Hierbei zeigt sich, dass in Österreich eine Reihe von Gender-Gaps bestehen, 
die einer angemessenen ökonomischen und politischen Teilhabe von Frauen ent-
gegenstehen (BKA 2024; Bock-Schappelwein et al. 2023; Böheim et al. 2026; Mayr-
huber 2025). Frauen beziehen im Durchschnitt weniger Einkommen als Männer; 
dies betrifft Einkommen aus unselbstständiger Erwerbsarbeit und selbstständiger 
Tätigkeit ebenso wie Kapitaleinkommen und Einkommensersatzleistungen. Dieser 
Gender-Income-Gap ist mit ein Grund für einen ausgeprägten Gender-Wealth-Gap 
zulasten von Frauen. Auf dem Arbeitsmarkt sehen sich Frauen als Beschäftigte ei-
ner sich nur langsam verringernden horizontalen und vertikalen Segregation ge-
genüber (Bock-Schappelwein et al. 2023), obwohl die jüngeren Kohorten bildungs-
mäßig aufgeholt bzw. die Männer teilweise überholt haben. Frauen übernehmen 
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gleichzeitig, wie aus der Zeitverwendungserhebung von Statistik Austria darge-
legt, nach wie vor den Großteil der unbezahlten Arbeit. Auch in den Bereichen Ge-
sundheit und Pflege sowie bezüglich des Mobilitätsverhaltens existieren deutliche 
Gender-Gaps (Bock-Schappelwein et al. 2022). Frauen sind zudem in einem hohen 
Ausmaß Aggression und Gewalt ausgesetzt (Statistik Austria 2022).

Nicht zuletzt sind Frauen in politischen Gremien und in politischen Entschei-
dungsprozessen in Österreich merklich unterrepräsentiert. 

Die strukturellen Unterschiede zwischen Frauen und Männern in sozioökonomi-
schen Positionen und gesellschaftlichen Rollen bedeuten, dass Frauen von Konso-
lidierungsmaßnahmen oft anders und teilweise stärker betroffen sind als Männer. 
Aufgrund der geschlechtsspezifischen Verteilung bei Einkommen, Vermögen, Be-
schäftigung, öffentlichen Leistungsbezügen und Sorgearbeit wirken sich Maßnah-
men unterschiedlich aus, wie nachfolgend gezeigt wird.  

4.  Wirkungskanäle und -dimensionen

Konsolidierungsmaßnahmen können über verschiedene Wirkungskanäle zu gen-
derdifferenzierten Wirkungen führen. Pérevier (2018) unterscheidet drei Wir-
kungskanäle, über die Kürzungen öffentlicher Ausgaben wirken können: (1) 
Beschäftigungsverluste, (2) die Work-Life-Balance und (3) Veränderungen der sozi-
alen Rechte. Allerdings sind diese Wirkungskanäle nur für die Analyse ausgaben-
seitiger Konsolidierungsmaßnahmen geeignet, und sie erscheinen nur begrenzt 
operationalisierbar. 

Daher werden im Rahmen des vorliegenden Beitrags leichter operationalisierba-
re und auch für die Analyse einnahmenseitiger Konsolidierungsmaßnahmen an-
wendbare potenzielle Wirkungskanäle herausgearbeitet. Diese basieren ebenso 
wie nach Geschlechtern differierende Konsolidierungswirkungen auf den unter-
schiedlichen Rollen von Individuen in Wirtschaft und Gesellschaft, deren Bedeu-
tung und Ausprägung sich zwischen Frauen und Männern unterscheiden. Frauen 
und Männer werden demnach als Einkommensbezieher:innen, Vermögensbesit-
zer:innen, Beschäftigte, Nutzer:innen öffentlicher Leistungen sowie als Ersatzleis-
tende (zur Kompensation von konsolidierungsbedingten Einschränkungen öffent-
licher Leistungen) bzw. allgemein als Betreuende von Konsolidierungsmaßnahmen 
unterschiedlich betroffen. Diese Rollen decken sämtliche Aktivitäten ab, die für 
die ökonomische Gleichstellung von Frauen und Männern relevant sind.

Konkret unterscheiden sich Frauen und Männer in ihrer Rolle als Einkommens-
bezieher:innen durch einen ausgeprägten Gender-Gap zulasten der Frauen bezüg-
lich der diversen Einkommensarten (Schratzenstaller et al. 2026). In ihrer Rolle als 
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Vermögensbesitzer:innen unterscheiden sich Frauen und Männer dadurch, dass 
Männer über deutlich höhere Vermögen verfügen als Frauen, unter anderem des-
halb, weil sie im Durchschnitt höhere Erbschaften erhalten. In ihrer Rolle als Be-
schäftigte sind Frauen mit einer sich nur langsam verringernden horizontalen 
und vertikalen Segregation auf dem Arbeitsmarkt konfrontiert. Der zentrale Un-
terschied zwischen Frauen und Männern als Nutzer:innen öffentlicher Leistun-
gen besteht darin, dass Frauen auf viele öffentliche Leistungen stärker angewie-
sen sind als Männer. Geschlechtsspezifische Unterschiede bezüglich der Rolle als 
Ersatzleistende ergeben sich aus der ungleichen Verteilung von unbezahlter Ar-
beit. Laut Zeitverwendungserhebung 2021/2022 wendeten erwerbstätige Frauen 
dafür durchschnittlich 4 Stunden und 19 Minuten pro Tag auf, während Männer 
2021/2022 dafür 2 Stunden und 29 Minuten aufbrachten, woraus sich ein Gender-
Care-Gap von 43 % zulasten der Frauen ergibt (Statistik Austria 2023).

Über diese Wirkungskanäle werden mehrere geschlechtsspezifische Wirkungsdi-
mensionen von Konsolidierungsmaßnahmen beeinflusst. Diese umfassen insbe-
sondere Einkommen, Vermögen, unbezahlte Arbeit, Beschäftigung und Arbeitsbe-
dingungen sowie die (langfristige) soziale Absicherung. 

Sofern Frauen in diesen Wirkungsdimensionen stärker betroffen sind als Män-
ner, sind negative Gleichstellungseffekte – im Sinne einer Vergrößerung bestehen-
der Gender-Gaps – zu erwarten. Bezüglich dieser Wirkungsdimensionen sind von 
vielen Konsolidierungsmaßnahmen Effekte mit unterschiedlicher Fristigkeit zu er-
warten: unmittelbare Erstrundeneffekte, gefolgt von mittel- und langfristigen Zweit-
rundeneffekten. Die nachfolgend vorgenommenen exemplarischen Analysen fokus-
sieren im Sinne einer Komplexitätsreduktion auf kurzfristige Effekte. Es sei jedoch 
an dieser Stelle darauf hingewiesen, dass neben den hier betrachteten kurzfristigen 
auch längerfristige, möglicherweise umfangreichere Wirkungen eintreten können.

Abbildung 1 gibt einen Überblick über die aus Genderperspektive relevanten Kate-
gorien der Budgetkonsolidierung sowie die Wirkungskanäle, über die Budgetkon-
solidierungsmaßnahmen verschiedene geschlechtsspezifische Wirkungsdimen-
sionen beeinflussen. Danach können Konsolidierungsmaßnahmen in zwei grobe 
Kategorien eingeteilt werden: 

•	 erstens die Erhöhung staatlicher Einnahmen (Steuern, Sozialversicherungs-
beiträge, Gebühren, Preise für öffentliche Leistungen); 

•	 zweitens die Kürzung von öffentlichen Ausgaben/Dienstleistungen. 

Diese können eine Reihe unterschiedlicher Bereiche umfassen; eine Auswahl be-
deutender Bereiche wird in Abbildung 1 angeführt. Öffentliche Leistungen können 
dabei in Geldleistungen (monetäre Transfers) und Sachleistungen (Realtransfers) 
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unterteilt werden; diese Unterscheidung ist für viele Ausgabenbereiche (etwa Pfle-
ge- oder Gesundheitsausgaben) relevant. 

Abbildung 1: Genderrelevante Wirkungskanäle und Wirkungsdimensionen der 
Konsolidierungspolitik im Überblick 

Quelle: eigene Darstellung

Abbildung 2: Grafische Darstellung der geschlechtsspezifischen Wirkungen von 
Konsolidierungsoptionen in einem Politikbereich

Quelle: eigene Darstellung
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5.  Exemplarische Darstellung der 
geschlechtsspezifischen Wirkungen von 
Konsolidierungsmaßnahmen

Dieses Kapitel stellt die geschlechtsspezifischen Wirkungen von ausgewählten 
Konsolidierungsoptionen exemplarisch dar. Bei den einnahmenseitigen Optionen 
werden sämtliche relevanten großen Einnahmenkategorien berücksichtigt. Bezüg-
lich der ausgabenseitigen Konsolidierungsoptionen erfolgt eine Fokussierung auf 
ausgewählte Politik- bzw. Ausgabenbereiche.

5.1  Ausgewählte ausgabenseitige Politikbereiche

Die Einnahmen der öffentlichen Hand werden zur Finanzierung von Geld- und 
Sachleistungen verwendet. Geldleistungen werden direkt an die Anspruchsberech-
tigten ausbezahlt. Der überwiegende Anteil der Ausgaben für soziale Sicherheit 
sind Geldleistungen wie beispielsweise Pensionen, Familienbeihilfe, Pflege-, Kran-
ken- oder Arbeitslosengeld, Studienbeihilfe usw.3 Sachleistungen können von der 
Bevölkerung in Form von öffentlich bereitgestellten Gütern und Dienstleistungen 
in Anspruch genommen werden (beispielsweise Besuch von Bildungseinrichtun-
gen, Gesundheitseinrichtungen, öffentliche Verkehrsinfrastruktur und Verkehrs-
dienstleistungen usw.).

Öffentliche Ausgaben kommen damit der Bevölkerung zugute – wem genau, lässt 
sich mithilfe von Inzidenzanalysen bestimmen. Die Ausgabeninzidenz untersucht, 
welche Personen oder Gruppen von staatlichen Geldleistungen sowie von bereitge-
stellten Gütern und Dienstleistungen profitieren, sei es unmittelbar oder mittelbar.

Zur Analyse geschlechtsspezifischer Effekte lassen sich unterschiedliche Betrach-
tungsebenen unterscheiden. Zunächst geht es um die direkte Inanspruchnahme 
staatlicher Leistungen im Sinne der gesetzlichen Inzidenz, also um die unmittel-
baren Wirkungen bei den Anspruchsberechtigten, den Nutzer:innen. Darüber hi-
naus sind indirekte Folgen einzubeziehen, die sich zeitlich nachgelagert sowohl 
auf individueller Ebene als auch gesamtwirtschaftlich entfalten. Diese umfas-
sendere Perspektive ist insbesondere dann bedeutsam, wenn politische Maßnah-
men nicht nur den unmittelbar Begünstigten zugutekommen sollen. Ein anschau-
liches Beispiel sind Kinderbetreuungseinrichtungen: Zwar werden sie direkt von 
Kindern genutzt, zugleich schaffen sie jedoch für Eltern die Voraussetzung, eine 

3	 Steuererleichterungen (beispielsweise der Familienbonus Plus) können als indirekte Geldleistungen 
betrachtet werden, sie werden im Rahmen dieser Studie aber im Zusammenhang mit einnahmenseiti-
gen Maßnahmen behandelt (siehe Abschnitt 5.2.1.1).
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Erwerbstätigkeit aufzunehmen oder auszuweiten. Darüber hinaus sind die Ein-
richtungen selbst Arbeitgeber:innen und tragen zur Chancengleichheit und da-
mit zu den künftigen Beschäftigungschancen junger Menschen bei (Blossfeld et al. 
2019). Ähnlich beeinflusst die Inanspruchnahme von Bildungseinrichtungen nicht 
nur die späteren Berufs- und Einkommensperspektiven der Schüler:innen, son-
dern bildet zugleich eine zentrale Grundlage für wirtschaftliche Innovationsfä-
higkeit und langfristiges Wachstum einer Region bzw. eines Landes.

Insbesondere bei der Bewertung von Ausgabenkürzungen sollten neben den kurz-
fristigen Einsparwirkungen auch die langfristigen, mittelbaren Konsequenzen be-
rücksichtigt werden (Schratzenstaller et al. 2026). Gerade in diesem Zusammen-
hang ist die Inzidenzfrage von zentraler Bedeutung, zugleich jedoch besonders 
vielschichtig.

Nachfolgend werden potenzielle geschlechtsspezifische Wirkungen von Verän-
derungen bei öffentlichen Ausgaben, konkret von Kürzungen öffentlicher Ausga-
ben, exemplarisch für die Bereiche Bildung, Pflege und Mobilität dargestellt. Diese 
drei Bereiche unterscheiden sich erstens hinsichtlich des Umfangs der adressier-
ten Bevölkerungsgruppen. In einer Lebenszyklusperspektive adressiert das öffent-
lich finanzierte Bildungsangebot grundsätzlich die gesamte Bevölkerung, während 
sich das Angebot im Pflegebereich nur an einen Teil der Bevölkerung richtet, näm-
lich an Personen mit entsprechendem Unterstützungs- bzw. Pflegebedarf. Öffent-
lich finanzierte Mobilität kann hingegen auch als Substitut zur privaten Mobili-
tät fungieren. Zweitens unterscheiden sich die Bereiche in der Art der erbrachten 
Leistungen. Während im Bildungsbereich und in der Mobilität überwiegend Sach-
leistungen dominieren, machen im Pflegebereich Geldleistungen (Pflegegeld) rund 
ein Drittel aller Pflegeaufwendungen aus und haben neben Sachleistungen eine 
zentrale Rolle in der Versorgung der Bevölkerung inne (Budgetdienst 2025). Drit-
tens bestehen Unterschiede hinsichtlich der Zuständigkeiten und Organisations-
formen der Leistungserbringung. Im Pflegebereich besteht eine Wechselwirkung 
zwischen öffentlichen, teilöffentlichen und privaten Pflegeleistungen (Famira-
Mühlberger et al. 2022; Warum et al. 2026). Demgegenüber findet Bildung über-
wiegend in institutionellen Kontexten statt.

Mit der Auswahl dieser drei Politikbereiche lassen sich sowohl Unterschiede in 
der direkten und indirekten Betroffenheit verschiedener Bevölkerungsgruppen 
als auch unterschiedliche Wirkungsmechanismen staatlicher Ausgaben aufzeigen: 
Während einige Maßnahmen unmittelbar bestimmte Personengruppen adressie-
ren, entfalten andere ihre Effekte eher indirekt über strukturelle Rahmenbedin-
gungen oder über die Bereitstellung öffentlicher Infrastruktur.

Darüber hinaus unterscheiden sich die betrachteten Ausgabenbereiche auch hin-
sichtlich der zeitlichen Dimension ihrer Wirkungen. Bildungsinvestitionen etwa 
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entfalten ihre Effekte häufig langfristig, während Maßnahmen im Pflegebereich 
oder im Bereich der Mobilität teilweise kurzfristigere Auswirkungen auf Versor-
gung, Teilhabe oder Arbeitsmarktchancen und -integration haben können.

Schließlich bestehen zwischen den drei Bereichen auch deutliche Unterschiede in 
Bezug auf geschlechtsspezifische Arbeitsstrukturen. Dies betrifft insbesondere 
den Anteil weiblicher Beschäftigung in den jeweiligen Sektoren (hoher Anteil im 
Bereich Bildung versus niedriger Anteil im Bereich Mobilität) sowie den Umfang 
unbezahlter Arbeit, die – etwa im Kontext informeller Pflege oder familiärer Un-
terstützungsleistungen – in erheblichem Maße von Frauen erbracht wird.

5.1.1  Politikbereich Bildung

Die Bildungsausgaben finanzieren das öffentliche Bildungsangebot und adres-
sieren die Bevölkerung primär in ihrer Rolle als Nutzer:innen dieser Leistungen. 
Ausgabenkürzungen würden daher zunächst die Leistungsbeziehenden betreffen, 
wobei die damit verbundenen Folgen nicht nur unmittelbar, sondern auch länger-
fristig wirken. Darüber hinaus wären auch Beschäftigte im Bildungssektor betrof-
fen, der durch einen vergleichsweise hohen Frauenanteil gekennzeichnet ist: Im 
Jahr 2025 waren 4,0 % der unselbstständig beschäftigten Frauen (gegenüber etwa 
2,3 % der Männer) in diesem Bereich tätig.

Neben diesen direkten Effekten auf Nutzung und Beschäftigung sind auch indi-
rekte geschlechtsspezifische Auswirkungen zu berücksichtigen. Eine Redukti-
on öffentlicher Bildungsleistungen kann zu einer Verlagerung von Betreuungs-, 
Förder- und Unterstützungsaufgaben in private Haushalte führen. Solche Ersatz-
leistungen werden häufig im Rahmen unbezahlter Arbeit erbracht, die nach wie 
vor überwiegend von Frauen übernommen wird. Damit können Ausgabenkürzun-
gen im Bildungsbereich nicht nur die Beschäftigungsstruktur im Sektor beeinflus-
sen, sondern auch bestehende geschlechtsspezifische Arbeitsteilungen in der un-
bezahlten Arbeit verstärken und damit potenziell auch auf die soziale Absicherung 
unmittelbar und längerfristig wirken (Abbildung 5).

5.1.1.1  Einkommen, Vermögen und soziale Absicherung
Hier sind die unterschiedlichen Wirkungsdimensionen der Ausgabenarten zu 
unterscheiden: Kürzungen bei Geldleistungen – etwa bei Schul- und Lehrlings-
freifahrt, Schul- und Lehrlingsfahrtenbeihilfe, Schulbeihilfe oder Studienbeihil-
fe – betreffen Frauen und Männer als Leistungsbeziehende grundsätzlich in ver-
gleichbarer Weise. Demgegenüber können Kürzungen bei Sachleistungen im 
Bildungsbereich geschlechtsspezifisch unterschiedliche Effekte entfalten, da Frau-
en im Bildungssektor überproportional häufig beschäftigt sind und daher stärker 
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von möglichen Beschäftigungs- oder Einkommenseffekten betroffen sein können. 
Solche Kürzungen wirken jedoch nicht nur auf die Beschäftigten im Bildungssek-
tor, sondern betreffen auch Eltern, insbesondere Mütter, da verringerte öffentli-
che Bildungs- und Betreuungsleistungen zu einer Verlagerung von Betreuungs-
aufgaben in die privaten Haushalte führen und damit deren Erwerbspotenzial 
spürbar einschränken (Derndorfer et al. 2021).

Einkommensverluste bzw. nicht realisierte Einkommen infolge solcher Kürzun-
gen wirken sich nicht nur kurzfristig auf die individuelle Einkommenssituation 
aus, sondern können auch längerfristige Folgen haben. Einerseits können geringe-
re Einkommen die Möglichkeiten zur Vermögensbildung einschränken. Anderer-
seits können sie – etwa über reduzierte Beitragsleistungen – negative Auswirkun-
gen auf die soziale Absicherung entfalten, sowohl unmittelbar als auch langfristig 
bis in die Phase des Pensionsbezugs hinein, und damit zur Verstärkung des ausge-
prägten Gender-Pension-Gaps beitragen, jedenfalls aber nicht zu dessen Verringe-
rung (Mayrhuber 2025).

5.1.1.2  Unbezahlte Arbeit
Erfahrungen aus der COVID-19-Krise verdeutlichen die potenziellen geschlechts-
spezifischen Auswirkungen von Einschränkungen öffentlicher Bildungsleistun-
gen. Im Zuge der Schulschließungen wurden Betreuungs- und Unterstützungs-
leistungen im Bildungsbereich in erheblichem Umfang in die privaten Haushalte 
verlagert. Empirische Befunde zeigen, dass diese zusätzlichen Aufgaben überwie-
gend von Frauen übernommen wurden, wodurch bestehende geschlechtsspezifi-
sche Arbeitsteilungen verstärkt und teilweise Retraditionalisierungstendenzen 
sichtbar wurden (Scambor et al. 2025). 

Vor diesem Hintergrund können Kürzungen von Sachleistungen im Bildungsbe-
reich Frauen stärker betreffen. Werden öffentliche Leistungen reduziert, besteht 
die Gefahr einer Rückverlagerung von Bildungs- und Betreuungsaufgaben in 
den privaten Haushalt. Diese Ersatzleistungen werden aufgrund bestehender ge-
schlechtsspezifischer Arbeitsteilungen häufiger von Frauen übernommen, was die 
bereits ungleichmäßige Verteilung unbezahlter Arbeit weiter verstärken kann.

5.1.1.3  Beschäftigung
Da Frauen im Bildungssektor überproportional vertreten sind, können Kürzun-
gen von Sachleistungen, die sich auf Beschäftigung oder Arbeitsbedingungen in 
diesem Bereich auswirken, Frauen stärker betreffen als Männer. Aus einer Gen-
der-Budgeting-Perspektive weisen entsprechende Maßnahmen daher potenziell 
geschlechtsspezifische Beschäftigungswirkungen auf.
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Abbildung 3: Grafische Darstellung der geschlechtsspezifischen Wirkungen im 
Politikbereich Bildung

Quelle: eigene Darstellung. – Legende: Links schraffierter Hintergrund kennzeichnet Bereiche, in denen 
Frauen stärker betroffen sind als Männer; karierter Hintergrund kennzeichnet Bereiche, in denen Frau-
en und Männer ähnlich stark betroffen sind; grauer Hintergrund markiert Nicht-Relevanz.

5.1.2  Politikbereich Pflege

Die öffentlichen Pflegeausgaben bestehen zu etwa einem Drittel aus dem Pflege-
geld, das knapp 500.000 Leistungsbeziehende erreicht. Aus einer Gender-Budge-
ting-Perspektive wirken sich Veränderungen im Pflegebereich auf mehrere Rol-
len aus: Sie betreffen Frauen und Männer als Nutzer:innen der Pflegeleistungen, 
als Einkommensbeziehende, als Ersatzleistende in Form unbezahlter Pflege- oder 
Betreuungsarbeit sowie als Beschäftigte im Pflegesektor. Aufgrund der demografi-
schen Verschiebungen kommt es zu einer Zunahme des Pflegebedarfs wie auch der 
anspruchsberechtigten Pflegegeldbeziehenden (Famira-Mühlberger et al. 2025). Ei-
ne nicht dem steigenden Bedarf entsprechende Budgetplanung hätte so wie Kür-
zungen oder Umstrukturierungen unterschiedliche geschlechtsspezifische Effek-
te, da anteilsmäßig Frauen sowohl stärker Nutzer:innen als auch Ersatzleistende 
sind (Abbildung 6).
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Abbildung 4: Grafische Darstellung der geschlechtsspezifischen Wirkungen im 
Politikbereich Pflege

Quelle: eigene Darstellung. – Legende: Links schraffierter Hintergrund kennzeichnet Bereiche, in denen 
Frauen stärker betroffen sind als Männer; grauer Hintergrund markiert Nicht-Relevanz.

5.1.2.1  Einkommen, Vermögen und soziale Absicherung
Pflegegeldbeziehende im Pensionsalter sind in ihrer finanziellen Situation häu-
fig auf die Kombination aus Pensionsbezug und Pflegegeld angewiesen, um ein 
bedarfsgerechtes Leben führen zu können. Eine Reduktion des Pflegegeldes trifft 
Frauen dabei besonders stark. Zum einen waren 2025 von den rund 501.200 Pfle-
gegeldbeziehenden 61 % Frauen, zum anderen liegen ihre durchschnittlichen Pen-
sionsbezüge niedriger als die der Männer. Eine Kürzung des Pflegegeldes ver-
schlechtert die finanzielle Lage der Betroffenen deutlich. Zudem verfügen Frauen 
im Schnitt über weniger Vermögen, das für die Pflegefinanzierung eingesetzt wer-
den könnte, wodurch sich die negativen Auswirkungen auf ihre wirtschaftliche 
Absicherung weiter verstärken.
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5.1.2.2  Unbezahlte Arbeit/Ersatzleistungen
Die im Durchschnitt längere Lebenserwartung von Frauen, kombiniert mit dem Al-
tersunterschied bei Paaren, führt dazu, dass Frauen häufig die Hauptlast der pri-
vaten Pflegearbeit übernehmen. Einschränkungen bei Sachleistungen im Pflege-
bereich stellen daher eine besondere Herausforderung für Ersatzleistende dar, die 
überwiegend Frauen sind.

Werden Frauen selbst als Nutzerinnen von Pflegeleistungen von Kürzungen be-
troffen, verschärft sich diese Belastung zusätzlich. Aufgrund ihres im Durchschnitt 
geringeren ökonomischen Spielraums ist es für sie schwieriger, auf alternative Er-
satzleistende oder private Dienstleistungen auszuweichen, was die Inanspruch-
nahme von Pflegeleistungen erschwert und gleichzeitig die Belastung durch unbe-
zahlte Pflegearbeit erhöht.

5.1.2.3  Beschäftigung
Frauen sind im Pflege- und Gesundheitswesen überproportional vertreten. So wa-
ren im Jahr 2025 14,0 % aller unselbstständig beschäftigten Frauen in Österreich 
in diesen Bereichen tätig, während der Anteil der unselbstständig beschäftigten 
Männer lediglich bei 3,8 % lag. Vor diesem Hintergrund wirken sich Kürzungen 
von Sachleistungen, die direkt auf Beschäftigte abzielen, geschlechtsspezifisch 
aus: Frauen sind aufgrund ihrer hohen Beschäftigungsanteile besonders betrof-
fen. Dies umfasst sowohl potenzielle Einkommensverluste als auch veränderte Ar-
beitsbedingungen, erhöhte Arbeitsbelastungen und mögliche langfristige Auswir-
kungen auf die eigene Gesundheit sowie auf Karriereverläufe. 

5.1.3  Politikbereich Mobilität

Öffentlich und privat finanzierte Mobilitätsangebote können sowohl komplemen-
tär als auch substitutiv zueinander wirken. Das Verkehrsmittelverhalten von Frau-
en und Männern unterscheidet sich jedoch in vielerlei Hinsicht, wie etwa bei der 
Nutzungshäufigkeit, der Wegeprofile und der Mobilitätsbedarfe. Vor diesem Hin-
tergrund haben Ausgabenkürzungen im Mobilitätsbereich geschlechtsspezifische 
Wirkungen: Sie betreffen Frauen und Männer sowohl als Nutzer:innen der Mo-
bilitätsangebote als auch als Beschäftigte im Verkehrssektor unterschiedlich. So 
können finanzielle Einschränkungen den Zugang zu Verkehrsmitteln für Frauen 
stärker beeinträchtigen, da sie häufiger auf bestimmte öffentliche Verkehrsmit-
tel angewiesen sind, während Männer gegebenenfalls leichter auf private Alter-
nativen ausweichen können. Gleichzeitig können Kürzungen auch Arbeitsplätze 
im Mobilitätssektor betreffen, wodurch sich geschlechtsspezifische Effekte auf Be-
schäftigung, Einkommen und Arbeitsbedingungen ergeben (Abbildung 7).
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Abbildung 5: Grafische Darstellung der geschlechtsspezifischen Wirkungen im 
Politikbereich Mobilität

Quelle: eigene Darstellung. – Legende: Links schraffierter Hintergrund kennzeichnet Bereiche, in denen 
Frauen stärker betroffen sind als Männer; gekreuzt schraffierter Hintergrund kennzeichnet Bereiche, in 
denen Frauen weniger stark betroffen sind als Männer; gepunkteter Hintergrund kennzeichnet Bereiche, 
in denen keine eindeutige Zuordnung der Betroffenheit von Frauen und Männern möglich ist, da dies von 
der konkreten Maßnahme abhängt; grauer Hintergrund markiert Nicht-Relevanz.

5.1.3.1  Einkommen, Vermögen und soziale Absicherung
Sofern Geldleistungen im Mobilitätsbereich gekürzt werden, lässt sich keine ein-
deutige geschlechtsspezifische Betroffenheit identifizieren, da diese von der kon-
kreten Maßnahme abhängt. Beispielsweise würden Kürzungen im Bereich der 
Pendlerpauschale Männer aufgrund von Unterschieden in der Einkommenshöhe 
und im Mobilitätsverhalten stärker treffen, Preiserhöhungen für die Inanspruch-
nahme öffentlicher Verkehrsinfrastruktur (z. B. Klimaticket) dagegen Frauen. 

Kürzungen von Sachleistungen treffen Frauen stärker, da sie häufiger als Männer 
öffentliche Verkehrsinfrastruktur nutzen. Beispielsweise können Angebotsein-
schränkungen wie etwa eine Ausdünnung von Fahrplänen an den Tagesrandzei-
ten oder in den Ferien Frauen stärker tangieren, was sich negativ auf ihre Beschäf-
tigungsoptionen oder das Beschäftigungsausmaß auswirken kann und in weiterer 
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Folge auf die Vermögensbildung und die soziale Absicherung (unmittelbar und 
längerfristig).

5.1.3.2  Beschäftigung
Im Mobilitätssektor sind Männer überproportional vertreten. So waren im Jahr 
2025 rund 7,8 % aller unselbstständig beschäftigten Männer in Österreich im Ver-
kehrs- und Mobilitätswesen tätig, während der Anteil der unselbstständig beschäf-
tigten Frauen lediglich bei 2,6 % lag. Vor diesem Hintergrund wirken sich Kürzun-
gen von Sachleistungen, die direkt auf Beschäftigte abzielen, geschlechtsspezifisch 
aus: Männer sind aufgrund ihres höheren Anteils an Beschäftigten im Verkehrs-
bereich besonders betroffen. Dies betrifft potenzielle Einkommensverluste, verän-
derte Arbeitsbedingungen sowie mögliche langfristige Auswirkungen auf Karrie-
re- und Aufstiegschancen. Aus einer Gender-Budgeting-Perspektive verdeutlicht 
dies, dass fiskalische Anpassungen im Mobilitätsbereich nicht nur budgetäre Ef-
fekte haben, sondern auch die geschlechtsspezifische Verteilung von Erwerbsar-
beit und Arbeitslast innerhalb dieses zentralen Wirtschaftssektors beeinflussen.

5.1.4  Zusammenfassung 

Die grafische Darstellung der potenziellen geschlechtsspezifischen Wirkun-
gen von Veränderungen bei öffentlichen Ausgaben, konkret von Kürzungen öf-
fentlicher Ausgaben, am Beispiel der Bereiche Bildung, Pflege und Mobilität bil-
det die zugrunde liegende Vielschichtigkeit relevanter Effekte ab. Aufgrund der 
unterschiedlichen sozioökonomischen Ausgangslagen unterscheiden sich diese 
geschlechtsspezifischen Effekte in Abhängigkeit davon, ob eine Geld- oder Sach-
leistung verändert wird, wie groß die adressierte bzw. betroffene Bevölkerungs-
gruppe ist und auch wie die Zuständigkeiten und Organisationsformen der Leis-
tungserbringung strukturiert sind. 

Die Auswahl der drei näher beleuchteten potenziellen ausgabenseitigen Konsoli-
dierungsbereiche sowie die dazu erstellten Abbildungen verdeutlichen, dass sich 
kein einfaches oder lineares Muster zwischen staatlichen Ausgabenkürzungen, 
der Betroffenheit von Frauen und Männern und den daraus resultierenden Aus-
wirkungen auf die Gleichstellung ableiten lässt. Vielmehr zeigen die Politikfelder 
Bildung, Pflege und Mobilität exemplarisch, dass Konsolidierungsmaßnahmen 

– sowohl in Form von Geld- als auch von Sachleistungen – über unterschiedliche 
Wirkungskanäle und die unterschiedlichen Rollen von Frauen und Männern auf 
die Wirkungsdimensionen Einkommen, Vermögen, unbezahlte Arbeit, Beschäfti-
gung und Arbeitsbedingungen sowie (langfristige) soziale Absicherung einwirken. 
Die durchgeführten exemplarischen Analysen zeigen deutlich, dass jede einzelne 
Konsolidierungsmaßnahme einer systematischen Prüfung der Genderwirkung zu 
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unterziehen ist. Dabei erweist sich ein schrittweises Vorgehen als möglicher An-
satzpunkt, um Genderschieflagen vorzeitig zu erkennen. Die drei Beispiele ver-
deutlichen jedenfalls die Vielfältigkeit geschlechtsspezifischer Wirkungen von 
Konsolidierungsmaßnahmen. Erstens zeigt sich im Politikbereich Pflege ein ver-
gleichsweise eindeutiger Befund: Wenn Konsolidierungen – unabhängig davon, ob 
sie Geld- oder Sachleistungen betreffen – geschlechtsspezifische Effekte entfalten, 
sind Frauen durchgängig stärker betroffen als Männer. Zweitens wird im Politikbe-
reich Bildung deutlich, dass die Wirkungen maßgeblich von der Art der Ausgaben-
kürzung abhängen. Während Kürzungen bei Sachleistungen Frauen überpropor-
tional betreffen können, lassen sich bei Kürzungen von Geldleistungen zumindest 
in einer ersten Wirkungsrunde keine klaren geschlechtsspezifischen Unterschie-
de feststellen; sie betreffen Frauen und Männer tendenziell in ähnlichem Ausmaß. 
Drittens verdeutlicht der Politikbereich Mobilität, dass die geschlechtsspezifische 
Betroffenheit stark von der konkreten Ausgestaltung der jeweiligen Konsolidie-
rungsmaßnahmen abhängt.

Am Beispiel des Politikbereichs Bildung lässt sich außerdem festhalten, dass Frau-
en und Männer in vergleichbarem Ausmaß betroffen sind. Anders stellt sich die 
Situation bei Konsolidierungsmaßnahmen im Bereich der Pflege dar. Da Frauen 
im Bildungs- und Pflegebereich überdurchschnittlich häufig als Beschäftigte tätig 
sind oder als Ersatzleistende fungieren, können entsprechende Kürzungen nega-
tive Einkommenseffekte nach sich ziehen. Diese können mittelbar auch Auswir-
kungen auf Vermögensbildung und soziale Absicherung haben. Darüber hinaus 
legen empirische Befunde nahe, dass in solchen Konstellationen auch Veränderun-
gen im Umfang unbezahlter Arbeit nicht auszuschließen sind, da Reduktionen öf-
fentlicher Leistungen durch zusätzliche private bzw. informelle Sorgearbeit kom-
pensiert werden.

Im Politikbereich Pflege zeigen sich geschlechtsspezifische Auswirkungen von 
Konsolidierungsmaßnahmen unabhängig davon, ob diese in Form von Kürzungen 
bei Geld- oder Sachleistungen erfolgen. In beiden Fällen sind Frauen überpropor-
tional betroffen. Dies verweist auf die geschlechtsspezifische Struktur dieses Po-
litikfeldes, in dem Frauen sowohl als Leistungsempfängerinnen als auch als Er-
bringerinnen von (bezahlter oder unbezahlter) Sorgearbeit eine zentrale Rolle 
einnehmen.

Im Politikbereich Mobilität hingegen stellt sich das Bild differenzierter dar. Die 
geschlechtsspezifischen Effekte von Konsolidierungsmaßnahmen variieren hier 
deutlich je nach Art der Ausgabenkürzung. Bei Kürzungen im Bereich der Geld-
leistungen lässt sich keine eindeutige geschlechtsspezifische Betroffenheit feststel-
len, da diese maßgeblich von der konkreten Ausgestaltung der jeweiligen Maßnah-
me abhängt. Im Bereich der Sachleistungen zeigt sich hingegen ein differenziertes 
Muster: Als Nutzerinnen entsprechender Leistungen sind Frauen tendenziell 
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stärker betroffen, während sie als Beschäftigte in diesem Sektor im Vergleich zu 
Männern weniger stark betroffen sind. Dies ist darauf zurückzuführen, dass in 
mobilitätsbezogenen Beschäftigungsfeldern, etwa im Transport- und Verkehrssek-
tor, Männer überproportional vertreten sind.

5.2  Erhöhung von staatlichen Einnahmen

Die Erhöhung der staatlichen Einnahmen kann durch die Anhebung von Steuern, 
Sozialversicherungs- oder anderen Beiträgen, von Gebühren oder von Entgelten 
für öffentliche Leistungen erfolgen. Einnahmenseitige Konsolidierungsmaßnah-
men können Frauen und Männer über sämtliche Wirkungskanäle unterschiedlich 
betreffen: Frauen und Männer werden von Erhöhungen der diversen Einnahmen-
kategorien als Einkommensbezieher:innen, Vermögensbesitzer:innen, Nutzer:in-
nen öffentlicher Leistungen, Beschäftigte und/oder Ersatzleistende betroffen. In 
Abhängigkeit davon, welche Wirkungskanäle durch die Erhöhung spezifischer öf-
fentlicher Einnahmen berührt werden, werden alle oder einige der geschlechtsspe-
zifischen Wirkungsdimensionen adressiert. Dabei ist zu beachten, dass Steuerän-
derungen zwar individuelle Steuerpflichtige treffen, die wirtschaftlichen Folgen 
jedoch häufig auf Haushaltsebene wirken: Die Steuerlast trifft Personen – der Le-
bensstandard betrifft Haushalte. Dies bedeutet, dass selbst dann, wenn Steuererhö-
hungen formal an einzelne Einkommenskategorien oder Vermögenspositionen an-
knüpfen, ihre Auswirkungen geschlechterdifferenziert sein können, wenn Frauen 
und Männer innerhalb gemeinsamer Haushalte unterschiedlich stark zum Haus-
haltseinkommen beitragen oder unterschiedlich von gemeinsamer Konsum- bzw. 
Budgetreduktion betroffen sind.

5.2.1  Steuererhöhungen

Steuern können auf der Grundlage von verschiedenen Kriterien klassifiziert wer-
den, unter anderem werden sie in direkte und indirekte Steuern unterteilt. Direk-
te Steuern umfassen Steuern auf Einkommen von Individuen und Unternehmen 
sowie Steuern auf Bestände und Übertragungen von Vermögen. Zu den indirekten 
Steuern gehören Verbrauchssteuern: die Umsatzsteuer als allgemeine Verbrauchs-
steuer sowie spezielle Verbrauchssteuern auf den Konsum bestimmter Güter, die 
oft als Lenkungssteuern eingesetzt werden (Umweltsteuern oder Steuern auf un-
gesunde Konsumgüter wie Tabak, Alkohol oder Zucker). Die einzelnen Steuerkate-
gorien sind aufgrund der bestehenden sozioökonomischen Unterschiede zwischen 
den Geschlechtern mit unterschiedlichen geschlechtsspezifischen Anreiz- und 
Verteilungswirkungen verbunden. Von ihrer Erhöhung im Rahmen von Konsoli-
dierungsmaßnahmen sind daher genderdifferenzierte Effekte auf die Verteilung 
und Vermögen und/oder die bezahlte und unbezahlte Arbeit zu erwarten.
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5.2.1.1  Direkte Steuern
Persönliche Einkommensteuer
Die persönliche Einkommensteuer wird grundsätzlich auf sämtliche Einkünfte er-
hoben, d. h. auf Einkommen aus selbstständiger und unselbstständiger Arbeit so-
wie Alterseinkünfte und Kapitaleinkommen (Zins- und Dividendenerträge, Ver-
äußerungsgewinne, Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung). In Österreich 
werden – wie in vielen anderen Ländern – Einkommen aus unselbstständiger und 
selbstständiger Arbeit direkt progressiv besteuert, während ein großer Teil der 
Kapitaleinkünfte mit relativ niedrigen (deutlich unter dem Spitzensatz des direkt 
progressiven Tarifs auf Arbeitseinkommen liegenden) einheitlichen Steuersätzen 
belegt wird (Dualisierung der Einkommensbesteuerung). Erhöhungen der Ein-
kommensteuer betreffen Frauen und Männer als Einkommensbezieher:innen und 
Beschäftigte und haben geschlechterdifferenzierte Effekte auf Einkommen und da-
mit Konsummöglichkeiten sowie Beschäftigung. Sofern Einkommen zur Vermö-
gensbildung verwendet werden, betreffen Erhöhungen der Einkommensteuer In-
dividuen auch als Vermögensbesitzer:innen und wirken sich auf die Vermögen aus. 

Da Frauen im Durchschnitt über geringere Arbeits-, Pensions- und Kapitalein-
künfte verfügen als Männer und Arbeits- bzw. Pensionseinkommen einen hö-
heren Anteil an ihren Gesamteinkünften ausmachen, unterscheiden sich die ge-
schlechtsspezifischen Effekte einer Erhöhung der persönlichen Einkommensteuer. 
Im Folgenden wird auf die individuelle Perspektive abgestellt und damit auch auf 
direkte geschlechtsspezifische Wirkungen. Dabei wird vernachlässigt, dass – un-
ter der von der Empirie gestützten Annahme, dass das gemeinsame Einkommen in 
Paarhaushalten zumindest partiell geteilt wird, unabhängig davon, von wem es er-
wirtschaftet wird – Steuererhöhungen, die eine:n Partner:in überdurchschnittlich 
treffen, indirekt auch die Wohlfahrt des anderen Partners bzw. der anderen Part-
nerin beeinflussen.

Wird die auf Arbeitseinkommen und gegebenenfalls Pensionseinkommen erhobe-
ne Lohnsteuer erhöht, hängen die geschlechtsspezifischen Wirkungen vom kon-
kreten Design der Steuererhöhung ab. Anhebungen der Steuersätze im unteren Be-
reich der Einkommensverteilung treffen Frauen prozentual stärker als Männer, da 
Letztere im Durchschnitt höhere Gesamteinkommen beziehen. Aus diesem Grund 
werden umgekehrt Männer durch eine Erhöhung der Steuersätze im oberen Be-
reich des Einkommensteuertarifs stärker belastet als Frauen, deren Einkommen 
sich stärker im unteren und mittleren Bereich des Steuertarifs konzentrieren. Im 
ersten Fall ist also mit negativen, im zweiten Fall mit positiven Gleichstellungswir-
kungen zu rechnen, da sich der Gender-Gap in Bezug auf die Nachsteuereinkom-
men vergrößert bzw. verringert. Verstärkt werden negative Erwerbsanreize durch 
Steuerausnahmen, deren Inanspruchnahme an eine Einkommensobergrenze des 
Partners bzw. der Partnerin gekoppelt ist.
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Liegt der Fokus von Steuererhöhungen im Bereich der persönlichen Einkommen-
steuer auf Kapital- und weniger auf Arbeitseinkommen, sind Männer stärker be-
troffen als Frauen, deren Gesamteinkommen einen höheren Anteil an Arbeitsein-
kommen aufweist. In diesem Fall ist eine Verringerung des Gender-Gaps und damit 
eine positive Gleichstellungswirkung zu erwarten.

Wird die persönliche Einkommensteuer durch Kürzungen bei steuerlichen Aus-
nahmen erhöht, hängen die geschlechtsspezifischen Verteilungseffekte einerseits 
davon ab, wie hoch die Inanspruchnahme der spezifischen Steuererleichterung 
durch Frauen und Männer ist. Andererseits spielt auch die Ausgestaltung der be-
treffenden Steuerausnahme eine Rolle: Werden Absetzbeträge reduziert, die die 
Steuerschuld um einen einheitlichen einkommensunabhängigen Betrag verrin-
gern, werden Frauen aufgrund ihrer im Durchschnitt geringeren Steuerschuld re-
lativ stärker belastet als Männer. Umgekehrt ist allerdings zu berücksichtigen, dass 
Absetzbeträge ohne Negativsteuerelement von Frauen öfter als von Männern man-
gels ausreichender steuerpflichtiger Einkünfte und somit Steuerschuld nicht (voll) 
genutzt werden können. Werden sie im Haushaltskontext gewährt, wie der Fami-
lienbonus Plus, profitieren Männer aufgrund ihres höheren Einkommens und der 
damit einhergehenden höheren Einkommensteuerschuld mehr als Frauen, die oft 
eine geringere Steuerschuld haben als der Partner bzw. bei denen überhaupt keine 
Steuerschuld anfällt. Eine Kürzung von Steuerfreibeträgen, die im direkt progres-
siven Einkommensteuertarif mit einer mit dem Einkommen relativ steigenden Ent-
lastung einhergehen (sogenannte Degressivwirkung), betrifft dagegen Männer im 
Durchschnitt regelmäßig prozentual stärker als Frauen. 

Relevant für die Beurteilung geschlechtsspezifischer Effekte von Steuerausnah-
men ist darüber hinaus, in welchem Ausmaß bestimmte Steuerbegünstigungen 
durch Frauen und Männer in Anspruch genommen werden. So gibt es eine Rei-
he von Begünstigungen, von denen wesentlich mehr Männer als Frauen profitie-
ren (beispielsweise Überstundenzuschläge oder diverse steuerfreie Zuschläge und 
Zulagen; Eder 2016). Freilich können solche direkten Effekte verwässert werden, 
wenn die Inanspruchnahme von Steuerausnahmen, die an den Haushalt gekop-
pelt sind (wie etwa der Familienbonus Plus), innerhalb von Paarhaushalten so opti-
miert wird, dass das gemeinsame (Haushalts-)Einkommen maximiert wird.

Auch die Anreizeffekte der persönlichen Einkommensteuer können sich zwischen 
Frauen und Männern unterscheiden (Bargain/Peichl 2016; Blundell et al. 2016; Kea-
ne 2022; Meghir/Phillips 2010). Eine Reihe von empirischen Studien zeigen, dass 
das Arbeitsangebot von Müttern mit Kindern bezüglich des Nettolohns elasti-
scher ist als jenes von Männern. Höhere Steuern auf Arbeitseinkommen, vor al-
lem im unteren und mittleren Einkommensbereich, führen daher zu einer stärke-
ren Reduktion des Arbeitsangebots von Frauen, während jenes von Männern nur 
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in bestimmten Gruppen (z. B. bei Geringqualifizierten) relativ sensibel auf von der 
Besteuerung beeinflusste Veränderungen des Nettolohns reagiert.

Körperschaftsteuer
Die geschlechtsspezifischen Effekte der Körperschaftsteuer hängen entscheidend 
davon ab, welche Gruppen die (Erhöhung der) Steuerlast tatsächlich tragen (Aktio-
när:innen versus Arbeitnehmer:innen) und welche Auswirkungen die (veränderte) 
Körperschaftsteuer auf die Beschäftigung hat. Die empirische Evidenz zu beiden 
Aspekten ist begrenzt und nicht eindeutig. Die Wirkungskanäle von Erhöhungen 
der Körperschaftsteuer sind mit den Rollen von Frauen und Männern als Einkom-
mensbezieher:innen, Vermögensbesitzer:innen und Beschäftigten verbunden.

Eine Erhöhung der Körperschaftsteuer wird entweder von den Aktionär:innen 
in Form verringerter Dividendenausschüttungen und/oder von den Arbeitneh-
mer:innen in Form geringerer Löhne getragen. Da Frauen im Durchschnitt ein ge-
ringeres Aktienvermögen besitzen als Männer und vor allem große körperschaft-
steuerpflichtige Unternehmen wesentlich häufiger im Besitz von Männern als von 
Frauen sind, wären Frauen von einer Erhöhung der Körperschaftsteuer weniger 
stark betroffen, sofern die höhere Körperschaftsteuer zumindest teilweise von den 
Aktionär:innen getragen wird.

Wenn ein Teil einer Erhöhung der Körperschaftsteuer bzw. von Unternehmens-
steuern allgemein auf die Arbeitnehmer:innen überwälzt wird, wofür einige neu-
ere empirische Ergebnisse sprechen (z.  B. Felix/Hines 2009, Liu/Altshuler 2013 
und Risch 2024 für die USA; Fuest et al. 2018 für Deutschland), und wenn – wie Fu-
est et al. (2018) für die deutsche Gewerbesteuer zeigen –4 Frauen von einer Erhö-
hung überdurchschnittlich belastet werden, wären damit negative Gleichstellungs-
effekte verbunden.

Der Einfluss von Unternehmenssteuererhöhungen auf die Beschäftigung ist um-
stritten. Die nicht sehr umfangreiche empirische Literatur liefert keine eindeuti-
gen Gender-Ergebnisse (Kennedy et al. 2024; La 2024). Fuest et al. (2018) weisen 
nach, dass eine Erhöhung der Gewerbesteuer im Durchschnitt zu 51 % auf die Be-
schäftigten überwälzt wird. Dabei zeigen sich ausgeprägte negative Lohneffekte 
für junge, gering qualifizierte und weibliche Arbeitnehmer:innen. Für Österreich 
liegen keine empirischen Analysen zu genderdifferenzierten Effekten von Unter-
nehmenssteuererhöhungen auf die Beschäftigung vor.

4	  Allerdings finden Kennedy et al. (2024) keine geschlechtsspezifischen Unterschiede in den 
Auswirkungen einer Körperschaftsteuersenkung auf die Verdienste der Beschäftigten.
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Vermögensbezogene Steuern
Für mögliche geschlechterdifferenzierte Effekte von vermögensbezogenen Steu-
ern sind Wirkungskanäle relevant, die mit den Rollen von Frauen und Männern 
als Vermögensbesitzer:innen und Beschäftigte verknüpft sind.

Die bestehenden Gender-Wealth- bzw. -Inheritance-Gaps implizieren eine stärke-
re Belastung von Männern durch die Erhöhung oder Wiedereinführung von Steu-
ern auf Vermögensbestände (allgemeine Vermögensteuer, Grundsteuer) und Ver-
mögensübertragungen (Grunderwerbsteuer, Erbschafts- und Schenkungssteuer). 
Solche Steuern können daher zur Verringerung des Gender-Wealth-Gaps beitra-
gen und hätten positive Gleichstellungseffekte.

Die jüngst wachsende Anzahl empirischer Analysen zum sogenannten Carnegie-
Effekt, wonach Erbschaften das Arbeitsangebot einschränken (Holtz-Eakin et al. 
1993), deutet auf einen negativen Einfluss von Erbschaften auf das Arbeitsangebot 
hin: Erb:innen reduzieren die Zahl der gearbeiteten Stunden und treten früher in 
die Pension ein, wobei eine Reihe von Studien geschlechterdifferenzierte Wirkun-
gen nahelegen. So finden mehrere Studien besonders ausgeprägte Effekte für Frau-
en (Bø et al. 2019 für Norwegen; Brülhart et al. 2025 für die Schweiz) oder sogar, 
dass sich Erbschaften nur auf das Arbeitsangebot von Frauen negativ auswirken 
(z. B. Belloc et al. 2025 für 13 europäische Länder; Doorley/Pestel 2020 für Deutsch-
land; Malo/Sciulli 2021 für 14 europäische Länder), während andere einen signi-
fikanten Einfluss für Männer identifizieren (Sila/Sousa 2014 für 14 EU-Länder). 
Insgesamt findet die Mehrheit der vorliegenden empirischen Studien negative Ar-
beitsangebotseffekte von Erbschaften, die für Frauen besonders ausgeprägt sind. 
Eine Erbschaftssteuer könnte den arbeitsangebotsreduzierenden Effekt von Erb-
schaften abschwächen, wenn auch nicht notwendigerweise umkehren.

5.2.1.2  Indirekte Steuern
Indirekte Steuern betreffen Frauen und Männer als Einkommensbezieher:innen 
und Betreuende.

Umsatzsteuer
Die folgenden Überlegungen gehen davon aus, dass Erhöhungen der Umsatzsteuer 
ganz oder zumindest teilweise auf die Konsument:innen in Form von höheren Prei-
sen überwälzt werden, was zumindest längerfristig die vorliegende empirische 
Evidenz nahelegt (Benzarti et al. 2020). Die Umsatzsteuer hat insgesamt regressi-
ve Effekte, die Steuerlast nimmt also bezogen auf das Einkommen ab (OECD & Ko-
rea Institute of Public Finance 2014). Aufgrund ihres im Durchschnitt geringeren 
verfügbaren Einkommens werden Frauen daher durch Erhöhungen des Umsatz-
steuersatzes stärker belastet als Männer, was negative Gleichstellungswirkungen 
nach sich zieht. Diese Effekte können durch geschlechtsspezifische Konsummuster 
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abgeschwächt werden, wenn bestimmte Güter und Dienstleistungen des Grund-
bedarfs mit ermäßigten Steuersätzen belegt und von Frauen überdurchschnitt-
lich häufig konsumiert werden. Daher ist für die geschlechtsspezifischen Effekte 
einer Umsatzsteuererhöhung auch von Bedeutung, ob der reguläre oder ob ermä-
ßigte Umsatzsteuersätze erhöht werden. Hier ist auch relevant, für welche Güter 
und Dienstleistungen ermäßigte Umsatzsteuersätze angehoben werden, da sich bei 
geschlechtsspezifischen Konsummustern die geschlechtsspezifische Betroffenheit 
unterscheiden würde. So würde etwa die Rücknahme der Umsatzsteuerbefreiung 
für Damenhygieneprodukte ausschließlich Frauen treffen. 

Abbildung 6: Grafische Darstellung der geschlechtsspezifischen Wirkungen einer 
Erhöhung der Umsatzsteuer

Quelle: eigene Darstellung. – Legende: Links schraffierter Hintergrund kennzeichnet Bereiche, in denen 
Frauen stärker betroffen sind als Männer; grauer Hintergrund markiert Nicht-Relevanz.

Die direkte regressive Wirkung der Umsatzsteuer wird in Paarhaushalten abge-
schwächt, indem zumindest ein Teil der gemeinsam erwirtschafteten Einkünfte für 
gemeinsamen Haushaltskonsum verwendet wird. 

Die Umsatzsteuer verändert darüber hinaus die relativen Preise der Eigenpro-
duktion bestimmter Güter und Dienstleistungen einerseits und deren Kauf ande-
rerseits. Eine Erhöhung der Umsatzsteuer, die an die Konsument:innen weiterge-
geben wird, verringert den relativen Preis der Eigenproduktion von bestimmten 
Gütern und Dienstleistungen (z.  B. Mahlzeiten) im Haushalt unter Einsatz unbe-
zahlter Arbeit. Dies betrifft Haushalte mit geringen Einkommen deutlich stärker. 
Vor dem Hintergrund der bestehenden ungleichen Verteilung der unbezahlten 
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Arbeit in Österreich würden Frauen dadurch überdurchschnittlich in Form der 
Übernahme zusätzlicher unbezahlter Arbeit belastet, mit entsprechenden negati-
ven Gleichstellungswirkungen. 

Abbildung 3 illustriert diese Zusammenhänge im Überblick. Für den betreffen-
den konkreten Politikbereich werden in der folgenden exemplarischen Darstel-
lung die geschlechtsspezifischen Wirkungen farblich unterschieden (siehe jewei-
lige Legende).

Die hier wiedergegebenen grafischen Darstellungen können nicht nur für Konso-
lidierungsoptionen auf einer hoch aggregierten Ebene, sondern auch für eine ge-
schlechtssensible Einschätzung konkreter Einzelmaßnahmen verwendet werden.

Spezielle Verbrauchssteuern
Die Verteilungswirkungen spezieller Verbrauchssteuern unterscheiden sich je 
nach den besteuerten Gütern. Unterschiede zwischen Frauen und Männern be-
gründen sich nicht nur in geschlechtsspezifisch differierenden verfügbaren Ein-
kommen, sondern auch in geschlechterdifferenzierten Konsummustern. So betref-
fen etwa Mineralölsteuererhöhungen Männer im Durchschnitt stärker als Frauen, 
weil sie häufiger ein Auto besitzen und dieses im Durchschnitt verbrauchsstärker 
ist. Entsprechend treffen Steuern im Bereich des motorisierten Individualverkehrs, 
die an den Anschaffungspreis (Normverbrauchsabgabe) bzw. Gewicht oder Motor-
leistung (motorbezogene Versicherungssteuer) gekoppelt sind, Männer mehr als 
Frauen. Auch Erhöhungen von Tabak- und Alkoholsteuern belasten Männer stär-
ker als Frauen, die im Durchschnitt weniger von diesen Gütern konsumieren (Co-
elho et al. 2022). Der größere Teil der zusätzlichen Einnahmen aus einer Erhöhung 
dieser speziellen Verbrauchssteuern entfällt auf Männer. Allerdings ist die indivi-
duelle relative Mehrbelastung von Frauen, die die betreffenden Güter konsumie-
ren, höher als bei Männern, da Frauen im Durchschnitt über ein geringeres Ein-
kommen verfügen als Männer.

5.2.2  Erhöhung von Sozialversicherungsbeiträgen

Die Erhöhung von Sozialversicherungsbeiträgen betrifft in dem Ausmaß, in dem 
sie an die Beschäftigten weitergegeben und nicht von den Unternehmen getragen 
wird, Frauen und Männer als Einkommensbezieher:innen und Beschäftigte.

Sozialversicherungsbeiträge wirken indirekt regressiv, d. h., bei Überschrei-
ten der Höchstbeitragsgrundlage sinkt die relative Abgabenbelastung. Ei-
ne Erhöhung der Sozialversicherungsbeiträge belastet Frauen und Män-
ner bis zur Höchstbeitragsgrundlage gleich. Die Bezieher:innen höherer 
Einkommen, unter denen Männer überproportional vertreten sind, werden durch 



45

Schratzenstaller et al. (2026): Gleichstellung und Budgetkonsolidierung� WuG 52 (2): 19–52 

Sozialversicherungsbeitragsanhebungen dagegen relativ weniger belastet, diese 
wirken sich also negativ auf die Gleichstellung aus. Umgekehrt belastet eine An-
hebung der Höchstbeitragsgrundlage die im oberen Einkommensbereich über-
proportional repräsentierten Männer entsprechend stärker und verringert somit 
bestehende Gleichstellungsdefizite. Ob Sozialversicherungsbeitragsanhebungen 
Gleichstellungsdefizite bezüglich des Einkommens verstärken oder verringern, 
hängt also von deren konkreter Ausgestaltung ab. Gleiches gilt für den Gender-We-
alth-Gap: Belasten Sozialbeitragserhöhungen Frauen stärker als Männer, verstär-
ken sie den Gender-Wealth-Gap, weil sie die Möglichkeiten zur Vermögensbildung 
für Frauen stärker beeinträchtigen als für Männer.

Abbildung 7: Grafische Darstellung der geschlechtsspezifischen Wirkungen einer 
Erhöhung von Sozialversicherungsbeiträgen

Quelle: eigene Darstellung. – Legende: Links schraffierter Hintergrund kennzeichnet Bereiche, in denen 
Frauen stärker betroffen sind als Männer; gepunkteter Hintergrund kennzeichnet Bereiche, in denen 
keine eindeutige Zuordnung der Betroffenheit von Frauen und Männern möglich ist, da dies von der 
konkreten Maßnahme abhängt; grauer Hintergrund markiert Nicht-Relevanz.

Ähnlich wie bei der persönlichen Einkommensteuer bzw. Lohnsteuer dürften auch 
von Sozialversicherungsbeiträgen bzw. deren Erhöhung negative Arbeitsanreize 
zumindest für Mütter ausgehen. Allerdings ist die Annahme plausibel, dass die-
se negativen Anreizwirkungen geringer sind im Vergleich zur Einkommen- bzw. 
Lohnsteuer, weil den Sozialbeiträgen Ansprüche auf Transfers gegenüberste-
hen, sobald der Versicherungsfall (Arbeitslosigkeit, Krankheit, Pensionsantritt) 
eintritt. Würde die Geringfügigkeitsgrenze verringert, deren Überschreitung 
eine sehr hohe Grenzbelastung mit sich bringt, ist mit einer Einschränkung des 
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Arbeitsangebots (hinsichtlich der gearbeiteten Stunden) vor allem von Frauen 
bzw. Müttern zu rechnen. Wird die Beschäftigung von Frauen durch die Anhebung 
von Sozialversicherungsbeiträgen stärker als jene von Männern gedämpft, wirkt 
sich das entsprechend negativ auf ihre Möglichkeiten zur Einkommenserzielung 
und Vermögensbildung sowie ihre soziale Absicherung aus, was die bestehenden 
Gleichstellungsdefizite bezüglich des Einkommens, des Vermögens und der sozia-
len Absicherung vergrößert.

Diese Zusammenhänge werden in Abbildung 4 im Überblick dargestellt.

5.2.3  Erhöhung von Gebühren

Gebührenerhöhungen wirken über die Rollen von Frauen und Männern als Ein-
kommensbezieher:innen, Nutzer:innen, Beschäftigte und Ersatzleistende bzw. 
Betreuende.

Generell berücksichtigen Gebühren die individuelle Einkommenssituation nicht. 
Eine Erhöhung von Gebühren wirkt daher regressiv: Die relative zusätzliche Belas-
tung sinkt mit steigendem Einkommen. Gebührenerhöhungen treffen daher Frau-
en, die im Durchschnitt über niedrigere Einkommen verfügen als Männer, relativ 
stärker. Werden Gebühren dagegen einkommensabhängig gestaffelt, so wirkt sich 
eine Erhöhung weniger gravierend auf die geschlechtsspezifische Einkommens-
verteilung aus. Umgekehrt trifft eine Einschränkung oder Abschaffung der sozi-
alen Staffelung von Gebühren Frauen stärker als Männer. Werden Gebühren für 
die Inanspruchnahme öffentlicher Leistungen, die im Haushaltskontext genutzt 
werden (etwa Abfallentsorgung, Wasserver- und -entsorgung, Kinderbetreuungs-
einrichtungen), erhöht, können durch ein vollständiges oder teilweises Pooling 
ungleicher Einkommen beider Partner:innen regressive Verteilungswirkungen 
von Gebührenerhöhungen abgefedert werden, bei Single- oder Alleinerziehenden-
Haushalten jedoch nicht.

Gebühren, die die Fixkosten einer Erwerbstätigkeit erhöhen, wirken sich auf das 
Arbeitsangebot von Frauen stärker aus als auf jenes von Männern. Eine wichtige 
Rolle spielen in diesem Zusammenhang Gebühren für die Nutzung von Kinderbe-
treuungseinrichtungen. Werden sie erhöht, steigen die Fixkosten einer Erwerbstä-
tigkeit, was das Arbeitsangebot vor allem von Frauen verringert.

Erhöhen sich durch Gebührenerhöhungen die Fixkosten einer Erwerbstätig-
keit und geht dadurch das Arbeitsangebot insbesondere von Frauen zurück, ist 
darüber hinaus eine verstärkte Übernahme unbezahlter Arbeit durch Frauen 
wahrscheinlich.
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5.2.4  Erhöhung von Preisen von öffentlichen Leistungen

Werden Preise für die Inanspruchnahme öffentlicher Leistungen erhöht, be-
trifft dies Frauen und Männer als Einkommensbezieher:innen, Nutzer:innen und 
Beschäftigte.

Preise für öffentliche Leistungen – etwa für den öffentlichen Verkehr oder Ein-
trittspreise für öffentlich betriebene Kultur- oder Sporteinrichtungen – nehmen 
auf die individuelle Einkommenssituation generell keine Rücksicht. Ihre Erhö-
hung impliziert daher für Frauen eine relativ größere individuelle Belastung als 
für Männer. Werden für bestimmte Gruppen, die im Durchschnitt über geringe-
re Einkommen verfügen, wie etwa Studierende oder Pensionist:innen, ermäßigte 
Preise gewährt, hängt es von möglichen geschlechtsspezifischen Einkommensun-
terschieden ab, ob von deren Erhöhung oder gar Abschaffung Frauen oder Männer 
individuell stärker betroffen sind. Die Verteilungswirkungen der Preiserhöhung 
auf Frauen und Männer werden vom geschlechtsspezifischen Nutzungsverhalten 
bezüglich der betreffenden öffentlichen Leistungen bestimmt.

Die Preise bestimmter öffentlicher Leistungen beeinflussen die Fixkosten einer 
Erwerbstätigkeit und damit das Arbeitsangebot vor allem von Frauen. Relevant 
sind in diesem Zusammenhang etwa die Preise für den öffentlichen Verkehr, auf 
den Frauen stärker angewiesen sind als Männer. Werden sie angehoben, steigen 
die Fixkosten einer Erwerbstätigkeit und sinkt das Arbeitsangebot vor allem von 
Frauen. 

6.  Ableitungen und Handlungsempfehlungen

Die in der Arbeit entwickelte Systematik stellt eine konkrete Handlungsanleitung 
für die geschlechtersensible Analyse von Konsolidierungsoptionen zur Verfügung, 
mit deren Hilfe konkrete Maßnahmen systematisch geprüft werden können. Das 
erarbeitete Analyseraster bietet ein Instrument, um vielschichtige Zusammenhän-
ge klar und nachvollziehbar darzustellen und zu ordnen. Es kann darüber hinaus 
auch als Ausgangspunkt für gendersensible Analysen von fiskalischen Maßnah-
men allgemein verwendet werden. Die in der vorliegenden Kurzstudie unternom-
mene exemplarische Darstellung der geschlechtsspezifischen Auswirkungen von 
verschiedenen ausgaben- und einnahmenseitigen Budgetkonsolidierungsoptionen 
zeigt Folgendes:

•	 Die geschlechtsspezifischen Betroffenheiten und damit die Gleichstellungs-
wirkungen von unterschiedlichen Konsolidierungsoptionen sind vielfältig. 
Da Frauen und Männer unterschiedliche sozioökonomische Rollen – etwa 
als Einkommensbezieher:innen, Nutzer:innen öffentlicher Leistungen, Sor-



48

Schratzenstaller et al. (2026): Gleichstellung und Budgetkonsolidierung� WuG 52 (2): 19–52 

gearbeitende oder Vermögensbesitzer:innen innehaben, wirken Konsoli-
dierungsmaßnahmen auf Frauen und Männer unterschiedlich, da sie sich 
über deren verschiedene sozioökonomische Rollen manifestieren. Diese 
Rollen bestimmen die geschlechtsspezifischen Effekte auf zentrale Bereiche 
wie Einkommen, Vermögen, Beschäftigung und unbezahlte Arbeit. Einzelne 
Maßnahmen können dabei bestehende Gleichstellungslücken je nach Wir-
kungsdimension verstärken und im besten Fall auch verringern. Die konkre-
ten Gleichstellungswirkungen unterschiedlicher Konsolidierungsoptionen 
hängen von deren konkreter Ausgestaltung ab. So werden beispielsweise 
die geschlechtsspezifischen Einkommenseffekte einer Einschränkung von 
Steuerausnahmen dadurch bestimmt, um welche Steuerkategorie es geht 
und wie die betreffenden Steuerbegünstigungen ausgestaltet sind. Ein an-
deres Beispiel sind Gesundheitsleistungen, deren geschlechtsspezifische Ef-
fekte unter anderem durch die geschlechtsspezifische Nutzer:innenstruktur 
der betreffenden Leistungen bedingt sind.

•	 Generell zeigen die exemplarischen Darstellungen, dass ausgabenseitige 
Konsolidierungsmaßnahmen existierende Gleichstellungsdefizite tendenzi-
ell vergrößern. Dies gilt vor allem für dreierlei Arten von Konsolidierungs-
optionen: 
•	 erstens Konsolidierungsmaßnahmen in Form von ausgabenseitigen Kür-

zungen – dazu zählen die absolute Reduktion von Ausgaben, die Rück-
nahme früherer Budgetplanungen oder auch der Verzicht auf einen wei-
teren bedarfsgerechten Ausbau (in diesen Fällen müssen sinkende oder 
unzureichende öffentliche Leistungen häufig durch unbezahlte Arbeit 
kompensiert werden); sie verstärken bestehende Gleichstellungsdefizi-
te hinsichtlich der Verteilung unbezahlter Arbeit und damit in weiterer 
Folge eventuell auch der bezahlten Erwerbsarbeit; 

•	 zweitens Kürzung von Geldleistungen, was oft Frauen aufgrund ihres im 
Durchschnitt geringeren Einkommens relativ stärker belastet als Män-
ner; 

•	 drittens eine restriktive Beschäftigungspolitik sowie die Verschlechte-
rung der Arbeitsbedingungen in öffentlichen Dienstleistungsbereichen, 
in denen zumeist mehr Frauen als Männer beschäftigt sind.

•	 Differenzierter stellen sich die Gleichstellungswirkungen von einnahmen-
seitigen Maßnahmen dar, deren Wirkungen sich oft über die Rolle von Frau-
en und Männern als Einkommensbezieher:innen entfalten. Einnahmensei-
tige Maßnahmen, die – wie etwa die Erhöhung des Einkommensteuersatzes 
im oberen Einkommensbereich, die Kürzung von Steuerausnahmen oder 
die Anhebung der Besteuerung von Kapitaleinkünften – die Bezieher:in-
nen höherer Einkommen oder von Kapitaleinkommen belasten, verringern 
die geschlechtsspezifische Einkommenslücke. Dagegen vertiefen Gebüh-
renerhöhungen oder Anhebungen bei der Umsatzsteuer oder speziellen 
Verbrauchssteuern, die auf die individuelle Einkommenssituation keine 
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Rücksicht nehmen, tendenziell den geschlechtsspezifischen Einkommens-
unterschied, weil sie das verfügbare Einkommen von Frauen relativ stärker 
verringern als von Männern. 

•	 Dass einzelne Konsolidierungsoptionen Frauen und Männer unterschied-
lich betreffen und Gleichstellungswirkungen in unterschiedlicher Richtung 
und Stärke auslösen können, eröffnet politischen Gestaltungsspielraum, 
führt aber auch zu einer Gestaltungsnotwendigkeit zur Vermeidung nega-
tiver Effekte im Sinne des verfassungsrechtlichen Gleichstellungsauftrags.  

•	 Um den Konsolidierungsprozess gleichstellungsbewusst zu gestalten, sind 
bestimmte institutionelle und prozessuale Voraussetzungen erforderlich 
bzw. zu verbessern: Eine Wirkungsfolgenabschätzung sämtlicher Konsoli-
dierungsmaßnahmen, einschließlich deren Wirkungen auf die tatsächliche 
Gleichstellung von Frauen und Männern, ist möglichst schon in der Konzep-
tionsphase dieser Maßnahmen vorzunehmen. 

•	 Die Wirkungsfolgenabschätzung bezüglich der tatsächlichen Gleichstellung 
von Frauen und Männern könnte (analog zum Klimacheck, der von einer 
eigenen Stelle im Klimaministerium durchgeführt wird) durch eine eigens 
einzurichtende Stelle im Frauenministerium statt von den Fachabteilungen 
vorgenommen werden.

•	 Vor dem Hintergrund föderaler Zuständigkeiten in einer Reihe von Aufga-
ben- und Ausgabenbereichen (z. B. Gesundheitswesen oder Langzeitpflege) 
ist die Koordination der Gleichstellungswirkungen zwischen den föderalen 
Ebenen systematisch zu stärken. 

•	 Frauen sollten stärker in politischen Entscheidungsprozessen repräsentiert 
werden (beispielsweise durch eine Erhöhung des Frauenanteils im National-
rat, in den Länderparlamenten bzw. in den Gemeinderäten oder unter den 
Bürgermeister:innen).
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1.  Einleitung

Kinder stellen eine vulnerable Gruppe dar und sind in einem höheren Ausmaß ar-
mutsgefährdet als andere Bevölkerungsgruppen. Im Jahr 2024 waren laut Euro-
stat (Eurostat 2024c u. 2026) in den EU-27-Ländern 15,5 Millionen Kinder unter 18 
Jahren armutsgefährdet, in Österreich betrug die Anzahl 295.000. Die negativen 
Auswirkungen von Kinderarmut sind vielfach erforscht (z. B. Thévenon et al. 2018; 
Hallaert et al. 2023; Cooper/Stewart 2021). Armutsgefährdung beeinträchtigt das 
Wohlbefinden und die Gesundheit von Kindern (Yoshikawa et al. 2012; Lichtenber-
ger/Liebmann 2024; Habl et al. 2014; Dimmel 2014), wobei Armutsgefährdung nicht 
isoliert, sondern gemeinsam mit oder neben anderen Faktoren wirksam ist (Coo-
per/Stewart 2021; Tophoven 2011; Klocke 2006). Armutsgefährdung beeinträchtigt – 
häufig verstärkt durch gesundheitliche Beeinträchtigungen – den schulischen Er-
folg (Dimmel 2014; Tophoven 2011). Geringere Arbeitsmarktchancen, prekäre 
Lebensverhältnisse und gesundheitliche Beeinträchtigungen stellen langfristige 
Scarring-Effekte dar (Habl et al. 2014; Hallaert et al. 2023). Armutsgefährdete Kin-
der sind auch häufiger sozial isoliert (Haanpää et al. 2019), im Jugendalter zeigen 
sie häufiger delinquentes Verhalten (Dimmel 2014; Cooper/Stewart 2021). 

Die Bekämpfung der Kinderarmut ist daher ein zentrales politisches Ziel der EU. 
Im Jahr 2021 verabschiedete der Europäische Rat Empfehlungen für die Einfüh-
rung einer Europäischen Garantie für Kinder mit dem Ziel, Ausgrenzung von Kin-
dern zu verhindern bzw. zu bekämpfen (Rat der Europäischen Union 2021). Im na-
tionalen Aktionsplan Österreichs (Bundesministerium für Soziales, Gesundheit, 
Pflege und Konsumentenschutz [BMSGPK] 2023, 13) wird dazu als ein Teilziel die 
Halbierung des Anteils der armuts- oder ausgrenzungsgefährdeten Kinder festge-
legt. Das aktuelle Regierungsprogramm (Bundeskanzleramt 2025) bekennt sich zu 
dieser Zielsetzung und sieht als Maßnahme zur Zielerreichung die Einführung ei-
ner 2-Säulen-Kindergrundsicherung vor. Gleichzeitig wird für wichtig erachtet, 
dass „bestehende Indizes zur Kinderarmut gemeinsam mit Statistik Austria res-
sortübergreifend definiert, weiterentwickelt und ausgeweitet“ werden (Bundes-
kanzleramt 2025, 114). 

Auch wenn im Regierungsprogramm – verständlicherweise – nicht näher ausge-
führt wird, was mit bestehenden Indizes gemeint ist, kann angenommen werden, 
dass damit auch Indikatoren aus dem EU-weiten Konzept der Armuts- oder Aus-
grenzungsgefährdung angesprochen werden. Dieses umfasst insgesamt drei Di-
mensionen (Eurostat 2025): (1) Armutsgefährdung aufgrund eines zu geringen 
Haushaltseinkommens, (2) erhebliche materielle und soziale Deprivation und (3) 
geringe Erwerbsintensität. 

Gegenstand der vorliegenden Analyse ist die Dimension „Armutsgefährdung“. 
Die Messung der Armutsgefährdung über ein zu geringes Haushaltseinkommen 
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ist ein fester Bestandteil der Armutsforschung (z. B. OECD 2024). Sie wird in Eu-
ropa (z. B. Eurostat 2025) relativ auf Haushaltsebene vorgenommen. Bezugspunkt 
ist das mittlere (mediane) verfügbare Äquivalenzeinkommen aller Privathaushal-
te eines Landes. Als armutsgefährdet gelten Haushalte und die in ihnen lebenden 
Personen, wenn das verfügbare Äquivalenzeinkommen des Haushaltes unter ei-
nem bestimmten Schwellenwert, der Armutsschwelle, liegt. In der EU ist diese mit 
60 % des mittleren Äquivalenzeinkommens festgelegt und wird für jedes Land ge-
trennt ermittelt. 

In die Berechnung des Äquivalenzeinkommens und der Armutsschwelle fließen 
sogenannte Äquivalenz- bzw. Bedarfsgewichte ein, die die Haushaltsgröße und die 
Haushaltszusammensetzung berücksichtigen. Durch die Äquivalenzgewichtung 
sollen zum einen sogenannte Skaleneffekte größerer Haushalte berücksichtigt 
werden, die dadurch entstehen, dass durch das gemeinsame Wirtschaften Kosten 
gespart werden können. So benötigt z. B. ein Haushalt mit zwei oder mehr Perso-
nen nicht zwei oder mehr Waschmaschinen, Kochgelegenheiten, Bäder usw. (Die 
Abnutzung ist natürlich unterschiedlich.) Zum anderen soll die Gewichtung un-
terschiedlichen Bedarfen der Haushaltsmitglieder Rechnung tragen. Auf EU-Ebe-
ne wird dazu derzeit nur das Alter der Haushaltsmitglieder als Bedarfskriterium 
berücksichtigt. Anwendung findet derzeit die sogenannte modifizierte OECD-Ska-
la. Dabei wird z. B. angenommen, dass der Bedarf für Kinder unter 14 Jahren um 
40 % geringer ist als jener für Kinder/Jugendliche zwischen 14 und unter 18 Jahren. 

Laut Eurostat misst der Indikator „Armutsgefährdung“ nicht „Vermögen oder Ar-
mut, sondern ein niedriges Einkommen im Vergleich zu anderen Einwohner:in-
nen dieses Landes, was nicht unbedingt einen niedrigen Lebensstandard impliziert“ 
(Eurostat 2024a). Auch wenn nicht automatisch ein niedriges Einkommen einen 
niedrigen Lebensstandard impliziert, so erhöht dieses doch das Risiko von Armut, 
wie dies auch die deutschen und englischen Bezeichnungen („Armutsgefährdung“ 
bzw. „at-risk-of-poverty rate“) nahelegen.

Es stellt sich daher mit Bezug zu Kindern die Frage, wie gut die EU-weite Definiti-
on von Armutsgefährdung in der Lage ist, das Risiko von Armut von Kindern vor-
auszusagen. Um dieser Frage empirisch nachgehen zu können, ist es zum einen er-
forderlich, dass andere etablierte Messungen von Armut von Kindern vorliegen, 
die als Vorhersagevariablen verwendet werden können, die sozusagen das Risko 
von Armut von Kindern messen. Da eine absolute Bewertung der Güte der Vor-
hersage nicht möglich ist, sind zum anderen alternative Messungen der Armuts-
gefährdung zu Vergleichszwecken notwendig. Als solche können Referenzbudgets 
und Kinderkosten betrachtet werden. Referenzbudgets erfassen das erforderliche 
Budget für ein „gutes Leben mit einem Minimum an sozialer und kultureller Teil-
habe“ (ASB Schuldnerberatungen GmbH 2025b), Kinderkosten die Ausgaben von 
Haushalten für Kinder. Beide alternativen Zugänge können zur Definition von 
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Armutsschwellen verwendet werden und eignen sich daher zur Erfassung der Ar-
mutsgefährdung. Mit Rückgriff auf diese alternativen Möglichkeiten der Erfas-
sung von Kinderarmut werden folgende Fragestellungen untersucht:

•	 Wie hoch ist die Armutsgefährdung von Kindern in Österreich, wenn anstel-
le der EU-weiten Definition Referenzbudgets oder Kinderkosten zur Ermitt-
lung von Armutsschwellen verwendet werden? 

•	 Treten Unterschiede in der Wirkung von Risikofaktoren auf die Armutsge-
fährdung von Kindern bei den drei Ansätzen (EU-weite Definition, Referenz-
budgets, Kinderkosten) auf? Falls ja, in welcher Hinsicht?

•	 Welcher der drei Ansätze (EU-weite Definition, Referenzbudgets oder Kin-
derkosten) ist besser in der Lage, das durch andere etablierte Variablen er-
fasste Risiko von Kinderarmut vorauszusagen?

Zur Beantwortung der Fragestellungen erörtert Abschnitt 2 das EU-weit einheitli-
che Vorgehen der Ermittlung der Armutsgefährdung. Abschnitt 3 widmet sich den 
Referenzbudgets und den Kinderkosten als alternative Möglichkeiten der Festle-
gung von Armutsschwellen. Abschnitt 4 konkretisiert die bisherigen Ausführun-
gen und behandelt die Datenbasis, die Operationalisierungen und die gewählten 
Analysestrategien. Die Ergebnisse der Analysen werden in Abschnitt 5 präsentiert. 
Abschnitt 6 fasst die Ergebnisse zusammen und leitet Handlungsempfehlungen ab.1

Als Kinder werden dabei entsprechend der UN-Konvention der Rechte der Kinder 
(BGBl. Nr. 437/1993) Personen im Alter von 0 bis unter 18 Jahren verstanden.

2.  EU-Definition von Armutsgefährdung 

Zur Ermittlung der Armutsgefährdung werden die verfügbaren Nettoeinkommen 
in den Haushalten benötigt. Dazu wird in Österreich eine sehr umfassende Liste 
möglicher Einkommen inklusive Transferleistungen eingesetzt (siehe Tabelle A1 
im Anhang A). Erhoben werden im Rahmen des EU-SILC (siehe dazu später) Ein-
kommen auf Haushaltsebene (z. B. Familienbeihilfe oder Wohnbeihilfe) und auf In-
dividualebene (z. B. Erwerbseinkommen, Arbeitslosengeld oder Pension), wobei bei 
den meisten Einkommen zusätzlich auf Verwaltungsdaten (z. B. des AMS) zurück-
gegriffen werden kann. Die Datenqualität wird dadurch entscheidend verbessert, 
da Einkommensfragen zu den sensiblen Fragen (Tourangeau/Yan 2007) gehören, 
deren Beantwortung häufiger verweigert oder sozial erwünscht in Richtung eines 

1	 Angemerkt sei, dass im Rahmen dieses Beitrags auf die in Österreich umfangreich vorhandene 
Forschung und Fachliteratur zu diesem Thema nicht ausreichend eingegangen werden kann. 
Exemplarisch genannt seien die lesenswerten Sammelbände von Dimmel et al. (2014 u. 2024) oder 
Schenk/Wölfl (2022) und die darin enthaltenen Beiträge. 
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„mittleren“ Einkommens verzerrt wird. Aus den Einkommensangaben wird für je-
den Haushalt ein verfügbares Nettohaushaltseinkommen berechnet, das heißt, 
Steuerleistungen und (Sozial-)Abgaben werden abgezogen. Die Einkommensanga-
ben beziehen sich jeweils auf das Vorjahr. In die Armutsmessung von 2024 fließen 
also die Einkommen aus dem Jahr 2023 ein, die Daten zur Haushaltsstruktur bezie-
hen sich dagegen auf den Erhebungszeitpunkt, der sich im Wesentlichen über die 
erste Jahreshälfte mit Schwerpunkt in den Monaten Februar, März und April er-
streckt.2 Entsprechend der gebräuchlichen Verwendung in der Armutsberichter-
stattung (z. B. Eurostat 2024c; Statistik Austria 2025c) wird bei der Auswertung des 
EU-SILC 2024 von der Armutsgefährdung im Jahr 2024 gesprochen, obwohl sich 
die Einkommensangaben auf das Vorjahr beziehen.

Zur Berechnung der Armutsschwelle findet – wie bereits einleitend erwähnt – in 
einem nächsten Schritt eine Äquivalenzgewichtung statt. Verwendet wird die so-
genannte modifizierte OECD-Skala (Statistik Austria 2025a). Die erste erwachse-
ne Person eines Haushalts erhält ein Äquivalenz- bzw. Bedarfsgewicht von 1,0, in 
dem auch der allgemeine Bedarf eines Haushaltes nach gemeinsamen Ressourcen 
enthalten ist und damit der erwähnte Skaleneffekt Berücksichtigung findet. Jeder 
weiteren erwachsenen Person und jedem:jeder Jugendlichen ab 14 Jahren wird ein 
Äquivalenzgewicht von 0,5 zugewiesen, das den zusätzlichen individuellen Bedarf 
abbilden soll. Kinder unter 14 Jahren erhalten ein Äquivalenzgewicht von 0,3. Es 
wird also angenommen, dass ein Kind zwischen 0 und unter 14 Jahren einen um 
40 % geringeren Bedarf als ein älteres Kind zwischen 14 und unter 18 Jahren hat. 

Aufgrund der Äquivalenzgewichtung wird für jeden Haushalt ein sogenanntes 
äquivalisiertes verfügbares Haushaltseinkommen berechnet, indem das verfügba-
re Haushaltseinkommen durch die äquivalenzgewichtete Haushaltsgröße dividiert 
wird. Für das Fallbeispiel eines armutsgefährdeten Ein-Eltern-Haushalts mit zwei 
Kindern in Übersicht 1 ergibt sich eine äquivalenzgewichtete Haushaltsgröße von 
1,8 Personen und ein äquivalisiertes verfügbares Nettohaushaltseinkommen von 
1.200,00 Euro für jedes Haushaltsmitglied monatlich. Aus den für alle Personen in 
Privathaushalten in Österreich berechneten Werten wird der Median ermittelt. 
Für das Jahr 2024 hat dieser in Österreich einen Wert von 2.767,51 Euro monatlich. 
Als Parameter zur Berechnung einer Armutsschwelle ist EU-weit ein Prozentwert 
von 60 % festgelegt. Die Armutsschwelle hat daher für 2024 einen Wert von 1.660,51 
Euro für ein äquivalenzgewichtetes Haushaltsmitglied. Da das äquivalisierte ver-
fügbare monatliche Nettohaushaltseinkommen des Fallbeispiels in Übersicht 1 un-
ter dieser Schwelle liegt, sind der Haushalt und damit alle seine Haushaltsmitglie-
der – also die erwachsene Person und die beiden Kinder – armutsgefährdet. 

2	 Ein geringer Anteil der Haushalte wird auch noch im Juli befragt.
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Wenn die Armutsschwelle bekannt ist, kann alternativ für jeden Haushalt eine 
individuelle Armutsschwelle berechnet werden, indem die Armutsschwelle von 
1.660,51 Euro mit der äquivalenzgewichteten Haushaltsgröße multipliziert wird. In 
dem Beispiel ist die äquivalenzgewichtete Haushaltsgröße gleich 1,8 und damit die 
Armutsschwelle für den Haushalt gleich 2.988,92 Euro pro Monat. Diese liegt über 
dem verfügbaren monatlichen Haushaltseinkommen von 2.160,00 Euro. Der Haus-
halt und seine Mitglieder sind somit armutsgefährdet.

Übersicht 1: Fallbeispiel 1

Ein-Eltern-Haushalt mit zwei Kindern im Alter von 12 und 15 Jahren

Verfügbares Nettohaushaltseinkommen (jährlich) 25.920,00 Euro

Äquivalenz- bzw. Bedarfsgewichtung

Elternteil 1,0

Kind 1 (15 Jahre alt) 0,5

Kind 2 (12 Jahre alt) 0,3

Äquivalenz- bzw. bedarfsgewichtete Haushaltsgröße 1,8

Äquivalisiertes verfügbares Nettohaushaltseinkommen für ein Haushaltsmitglied jährlich 
(25.920 / 1,8 = 14.400)

14.400,00 Euro

Äquivalisiertes verfügbares Nettohaushaltseinkommen für ein Haushaltsmitglied monatlich 
(14.400 / 12 = 1.200)

1.200,00 Euro

Armutsschwelle für ein Haushaltsmitglied (60 % des Medians der äquivalisierten verfüg-
baren Nettohaushaltseinkommen aller Personen in Privathaushalten) 

1.660,51 Euro

Armutsgefährdung ja

Alternative Berechnung

Armutsschwelle für betrachteten Haushalt (1.660,51 · 1,8) 2.988,92 Euro

Verfügbares Nettohaushaltseinkommen pro Monat (25.920 / 12) 2.160,00 Euro

Armutsgefährdung ja

Quelle: eigene Berechnung, fiktive Daten

Im Jahr 2024 waren insgesamt 1.288.000 Personen (14,3  %) in Österreich armuts-
gefährdet (Statistik Austria 2025b; siehe auch Tabelle 1). Darunter befanden sich 
295.000 Kinder unter 18 Jahren.

Wie viele Personen von Armutsgefährdung betroffen sind und wie sich die Grup-
pe der Armutsgefährdeten sozialstrukturell zusammensetzt, hängt von den ver-
wendeten Parametern (Prozentwert für Armutsschwelle, Äquivalenz- bzw. Be-
darfsgewichtung, Verwendung des Medians) ab. Wird anstelle der 60-%-Schwelle 
ein strengerer Wert von 50  % oder 40  % gewählt, reduziert sich die Zahl der Ar-
mutsgefährdeten. Bei Verwendung einer Schwelle von 50 % anstelle der 60 % wären 
statt 1.288.000 Personen 786.000 Personen armutsgefährdet, bei einer Schwelle von 
40 % würde der Wert weiter auf 462.000 Personen sinken (siehe Tabelle 1). Die Zahl 
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der armutsgefährdeten Kinder würde von 295.000 auf 174.000 (50-%-Schwelle) bzw. 
98.000 (40-%-Schwelle) zurückgehen.

Würden Kinder bis 14 Jahre dagegen ein höheres Äquivalenz- bzw. Bedarfsgewicht 
erhalten, stiege die Anzahl der armutsgefährdeten Kinder. Tabelle 1 verdeutlicht 
diesen Effekt. In ihr wurde die ursprüngliche OECD-Skala verwendet, die bis in 
die Mitte der 1980er-Jahre eingesetzt wurde (Mysíková et al. 2021). Entsprechend 
dieser Skala erhalten jede weitere erwachsene Person und jede:r Jugendliche ab 
14 Jahren ein Äquivalenz- bzw. Bedarfsgewicht von 0,7, Kinder unter 14 Jahren ein 
Äquivalenz- bzw. Bedarfsgewicht von jeweils 0,5. Dies führt dazu, dass die Anzahl 
der armutsgefährdeten Kinder steigt, nämlich von 295.000 auf 389.000 bei der 
60-%-Schwelle, von 174.000 auf 236.000 bei der 50-%-Schwelle und von 98.000 auf 
120.000 bei der 40-%-Schwelle. 

Tabelle 1: Armutsgefährdung für unterschiedliche Armutsschwellen und Äquiva-
lenz- bzw. Bedarfsgewichte in Österreich 2024

Gewichtung Modifizierte OECD-Skalaa) Ursprüngliche OECD-Skalab)

Bezugsgröße Median Median

Armutsschwelle in % 60 %c) 50 % 40 % 60 % 50 % 40 %

Armutsschwelle in Euro 1.660,51 1.383,76 1.107,00 1.422,94 1.185,78 948,62

Österreich – alle Personen

Anzahl in 1.000 1.288 786 462 1.354 792 455

Anteil in % 14,3 8,7 5,1 15,0 8,8 5,0

Österreich – Kinder (gemäß Kinderrechtskonvention Personen bis unter 18 Jahren)

Anzahl in 1.000 295 174 98 389 236 120

Anteil in % 17,9 10,6 6,0 23,6 14,3 7,3

Quelle: EU-SILC 2024, eigene Berechnungen  
Anmerkungen: a) modifizierte OECD-Skala: erstes Haushaltsmitglied ab 14 Jahren = 1,0; weiteres Haus-
haltsmitglied ab 14 Jahren = 0,5; Haushaltsmitglied unter 14 Jahren = 0,3; b) ursprüngliche OECD-Skala: 
erstes Haushaltsmitglied ab 14 Jahren = 1,0; weiteres Haushaltsmitglied ab 14 Jahren = 0,7; Haushaltsmit-
glied unter 14 Jahren = 0,5. 

Die derzeit in der EU-weiten Definition der Armutsgefährdung verwendeten Pa-
rameter sind das Ergebnis von Aushandlungen unter Expert:innen aus Politik, 
Verwaltung und Wissenschaft und stellen einen Kompromiss dar. Ein relevan-
ter Einfluss kommt einem Forschungsbericht von Hagenaars et al. (1995) zu, der 
im Auftrag von Eurostat durchgeführt wurde. Der Bericht erörtert unterschied-
liche Möglichkeiten zur Festlegung der Parameter. Für die Verwendung der mo-
difizierten OECD-Skala für Äquivalenzgewichte wird angeführt, dass sie eine Art 
Durchschnitt aller in der Literatur vorhandenen Gewichtungsvorschläge darstel-
len und der Durchschnitt wegen fehlender anderer Kriterien als ein brauchbarer 
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Kompromiss betrachtet werden kann. Die Autoren verweisen aber auch darauf, 
dass die Verwendung der modifizierten OECD-Skala zu einem gewissen Ausmaß 
willkürlich ist. Eine Entscheidung für eine bestimmte Schwelle (60  %, 50  % oder 
40 %) treffen sie nicht. Mit Bezug auf Hauser (2024) lässt sich die 60-%-Schwelle mit 
der Zielorientierung der EU-weiten Messung begründen. Sie dient dem Monito-
ring der vorgegebenen politischen Ziele. Wenn die Ziele mit der 60-%-Schwelle er-
reicht werden, dann sind sie auch bei einer Schwelle mit einem geringeren Pro-
zentwert (50 % oder 40 %) erreicht. Umgekehrt ist das nicht der Fall. Im Unterschied 
zu den Äquivalenzgewichten und dem Schwellenwert lässt sich die Verwendung 
des Medians statistisch damit begründen, dass er robust gegenüber Ausreißern ist, 
also nicht durch sehr wenige sehr hohe Einkommen verzerrt wird, wie dies bei Ver-
wendung des Durchschnitts anstelle des Medians der Fall wäre. 

Entsprechend den in der Armutsforschung verwendeten Klassifikationskrite-
rien (z. B. Badelt/Heitzmann 2023; Stelzer-Orthofer 1997) lässt sich die EU-weite 
Messung von Armutsgefährdung als relativ (in Bezug zum mittleren Äquivalenz-
einkommen), objektiv (Festlegung durch Expert:innen) und inputbezogen (Einkom-
men als wichtige Ressource zur Befriedigung von Grundbedürfnissen) bezeichnen. 
Angemerkt sei, dass eine klare Abgrenzung von objektiver und subjektiver Mes-
sung nicht immer eindeutig möglich ist. Gleiches gilt für die Beschreibung als „in-
putbezogen“. In der Äquivalenzgewichtung fließen auch outputbezogene Aspekte 
in die Definition ein, da neben Skaleneffekten auch Bedarfe von Haushaltsmitglie-
dern abgebildet werden. 

Bei der EU-weiten Messung handelt es sich zudem um eine haushaltsbezogene Mes-
sung. Das heißt, es wird die Armutsgefährdung eines Haushalts ermittelt. Liegt die-
se vor, werden alle Mitglieder des Haushalts als armutsgefährdet betrachtet. Kin-
der gelten also dann als armutsgefährdet, wenn sie in einem Haushalt leben, der 
armutsgefährdet ist. Diesem Vorgehen liegt die Annahme zugrunde, dass alle Ein-
kommen der Haushaltsmitglieder kumuliert (Pooling-Annahme) und dann (be-
darfsgerecht) verteilt werden. Wie Forschungsarbeiten (Mader et al. 2012; Mader/
Schneebaum 2013; Ponthieux 2013) gezeigt haben, ist die Pooling-Annahme nicht 
unproblematisch. Es wird daher vorgeschlagen, die Armutsgefährdung indivi-
duell zu erfassen. Einen diesbezüglichen Vorschlag für erwerbstätige Frauen ha-
ben Knittler und Heuberger (2018) entwickelt, der von Schwarz (2023) und Siegert 
(2025) erfolgreich angewendet wurde.

Es stellt sich daher die Frage, ob die Pooling-Annahme bei der Messung der Ar-
mutsgefährdung von Kindern getroffen werden kann. Studien für Europa legen 
nahe, dass in Haushalten mit Kindern ein Pooling der Einkommen stattfindet (El-
sas 2013). Die empirisch beobachtbaren Unterschiede im Ausmaß des Poolings sind 
entsprechend der internationalen Literatur (Bárcena-Martín et al. 2020; Elsas 2013; 
Mader et al. 2012) durch den Familienstand (verheiratet vs. nicht verheiratet), die 



61

Bacher (2026): Armutsgefährdung von Kindern in Österreich� WuG 52 (2): 53–91 

Bildung, den sozioökonomischen Status und das Einkommen bedingt sowie davon 
abhängig, ob es sich um Stiefkinder oder leibliche Kinder handelt; bei Stiefkindern 
z. B. findet ein Pooling weniger häufig statt (Eickmeyer et al. 2019). 

Von der Frage des Poolings getrennt zu betrachten ist, wer die Entscheidung über 
das gemeinsam geteilte Einkommen trifft und wie Personen ihr nicht geteiltes Ein-
kommen verteilen. Theoretisch denkbar ist z. B., dass zwar kein Pooling stattfindet, 
aber jedes erwachsene Haushaltsmitglied sein Einkommen bedarfsgerecht verteilt, 
sodass die Bedürfnisse der Kinder befriedigt werden. Im Unterschied zur individu-
ellen Messung von Armutsgefährdung bei erwachsenen erwerbstätigen Personen 
sind dem Autor aber keine Vorschläge bekannt, die Unterschiede im Pooling und 
in der Verteilung des gemeinsamen Einkommens und der verbleibenden individu-
ellen Einkommen bei Erfassung der Armutsgefährdung von Kindern berücksich-
tigen. Entsprechende empirische Studien wären aus wissenschaftlicher Sicht inte-
ressant und wünschenswert. Auch sozialpolitisch wären sie wichtig, um bestimmte 
Gruppen von Kindern mit einem höheren Armutsrisiko ermitteln zu können. 

3.  Alternative Berechnung von Armutsschwellen

Einen alternativen Zugang zur Ermittlung von Armutsschwellen stellen sogenann-
te Referenzbudgets dar (ASB Schuldnerberatungen GmbH 2025a; Goedemé et al. 
2019; Kemmetmüller/Moser 2014; Wagner 2022). Sie erfassen notwendige monatli-
che Ausgaben der Haushalte. Theoretische Grundlage (ASB Schuldnerberatungen 
GmbH 2025a) der Referenzbudgets sind der Fähigkeitsansatz von Sen (2000) und 
seine Weiterentwicklung durch Nussbaum (2024). Zielwert ist ein „gutes Leben mit 
einem Minimum an sozialer und kultureller Teilhabe“ (ASB Schuldnerberatungen 
GmbH 2025b). Erfasst werden dafür mittels unterschiedlicher Datenquellen erfor-
derliche Ausgaben. Diese umfassen (siehe Tabelle A2 im Anhang A): (1) fixe Aus-
gaben, wie z. B. Wohnkosten und Kosten für den öffentlichen Verkehr, (2) unregel-
mäßige Ausgaben, wie z. B. Ausgaben für Kleidung, Möbel sowie für soziale und 
kulturelle Teilhabe, und (3) Haushaltsausgaben, wie z. B. Ausgaben für Nahrungs-
mittel, Körperpflege usw. Für die Haushaltsgröße werden Skaleneffekte berück-
sichtigt, die sich durch die gemeinsame Nutzung oder den gemeinsamen Konsum 
ergeben.3

Die für 2023 publizierten Referenzbudgets für Kinder liegen über den korres-
pondierenden Armutsschwellen der EU-weiten Definition (siehe Tabelle 2). Ins-
besondere bei Kindern bis unter 14 Jahren werden die in den Referenzbudgets 

3	 Diese werden individuell in jeder Warengruppe festgelegt und ergeben sich aus dem hinterlegten 
Warenkorb; eine einheitliche Skalierung in Form eines Prozentwertes liegt nicht vor (Auskunft per 
Mail von ASB Schuldnerberatungen GmbH am 20.08.2025).
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ausgewiesenen Ausgaben durch die in der EU-weiten Definition vorgesehenen 
Äquivalenzgewichte nicht abgedeckt.4 Für ein 7-jähriges Kind z. B. werden in den 
Referenzbudgets Ausgaben von 867,00 Euro für ein gutes Leben mit einem Mini-
mum an sozialer und kultureller Teilhabe ausgewiesen. Diesem Bedarf steht ein 
aufgrund der EU-weiten Definition berechnetes Budget (=  Armutsschwelle) von 
498,00 Euro gegenüber. Bei älteren Kindern ist die Differenz mit einem Betrag von 
100,00 Euro (931,00 minus 831,00 Euro) geringer. Es ist daher zu erwarten, dass die 
Verwendung von Referenzbudgets zu höheren Armutsgefährdungsquoten – insbe-
sondere bei jüngeren Kindern – führt als die EU-weite Definition.

Tabelle 2: Vergleich der Armutsschwellen nach EU-weiter Definition mit Referenz-
budgets und Kinderkosten in Euro 

Armutsschwellen
entsprechend 
der EU-weiten 

Definitiona)

Erforderliche 
Ausgaben lt. Re-
ferenzbudgetsb)

Durchschnittliche Kinderkostenc)

Haushalt mit zwei 
Erwachsenen

Haushalt mit 
einem:einer

Erwachsenen

Alter des Kindes

0–5 Jahre 498 867 360 (216)f) 577 (346)f)

6–9 Jahre 498 867 462 (277)f) 879 (527)f)

10–14 Jahre 498/831d) 867/931e) 565 (339)f) 1.153 (692)f)

15–19 Jahre 831 931 720 (432)f) 1.455 (873)f)

Haushaltsform

Ein-Eltern-HH 1.661 1.593 - 2.745 (1.647)f)

Zwei-Eltern-HH 2.491 2.474 5.142 (3.085)f) -

Quellen: a) EU-SILC 2024; b) ASB Schuldnerberatungen GmbH (2023); c) Bauer et al. (2021). 
Anmerkungen: d) 10- bis 13-Jährige 498,00 Euro, 14-Jährige 831,00 Euro; e) 10- bis 13-Jährige 867,00 Euro, 
14-Jährige 931,00 Euro; f ) Werte in Klammern sind die entsprechenden Armutsschwellen, wenn diese als 
60 % des Durchschnitts festgelegt werden. 
Alle genannten Beträge sind gerundet und beziehen sich auf das Jahre 2023. Die Werte der Kinderkosten-
studie wurden auf das Jahr 2023 unter Verwendung des Verbraucherpreisindex (Statistik Austria 2026) 
hochgerechnet und weisen daher Unsicherheiten auf.

Eine weitere Möglichkeit der Ableitung von Armutsschwellen bietet die Kinder-
kostenstudie der Statistik Austria (Bauer et al. 2021). In ihr werden von der Sta-
tistik Austria aufgrund der Konsumerhebungen 2014/2015 und 2019/2020 die 
Kinderkosten für das Jahr 2021 geschätzt. Unterschieden werden folgende Haupt-
kostenarten: (1) Nahrungsmittel, Getränke, Verzehr außer Haus (VAH); (2) Wohnen, 
Energie, Wohnungsausstattung; (3) Freizeit, Sport, Hobby, Kommunikation; (4) Ge-
sundheit, Körperpflege; (5) Verkehr; (6) Bekleidung, Schuhe; (7) sonstige Ausgaben 

4	 Selbst wenn man einige Ausgaben geringer ansetzen würde, verbleiben – insbesondere bei Kindern 
unter 14 Jahren – noch deutliche Differenzen. 
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und Bildung. Wie bei den Referenzbudgets werden somit fixe Ausgaben, wie z. B. 
für Wohnen, Energie usw., unregelmäßige Ausgaben, wie z. B. für Bekleidung und 
Schuhe, sowie Haushaltsausgaben, wie z. B. für Nahrungsmittel, Getränke und Kör-
perpflege, unterschieden. Die von Statistik Austria durchgeführten Analysen zei-
gen, dass die Kosten für Kinder von der Haushaltsform sowie der Anzahl und dem 
Alter der Kinder abhängen. 

Bei Haushalten mit zwei Erwachsenen ist nur das Alter der Kinder relevant. Die 
(durchschnittlichen) Kosten variieren in Abhängigkeit vom Alter und liegen zwi-
schen 360,00 Euro (0 bis 5 Jahre) und 720,00 Euro (15 bis 19 Jahre). Unter Verwen-
dung einer 60-%-Schwelle für die Berechnung von Armutsschwellen ergeben sich 
Werte zwischen 216,00 und 432,00 Euro, die deutlich geringer als die Armuts-
schwellen entsprechend dem EU-weiten Konzept ausfallen. Allerdings liegt die Ar-
mutsschwelle für die beiden Erwachsenen über jener der EU-weiten Definition 
(siehe Tabelle 2), sodass sich – insbesondere bei einem Kind – bei Verwendung der 
Armutsschwellen aufgrund der Kinderkosten eine Armutsgefährdung ergeben 
kann, während die EU-weite Definition zu keiner Armutsgefährdung führt. Dies 
kann z. B. der Fall sein, wenn in einem Zwei-Eltern-Haushalt nur ein Kind in einem 
bestimmten Alter lebt (siehe Fallbeispiel 2 in Übersicht 3).

Für Haushalte mit nur einem:einer Erwachsenen werden dagegen in der Kinder-
kostenstudie deutlich höhere Kosten für Kinder ausgewiesen, was darauf zurück-
zuführen ist, dass wegen des Fehlens einer zweiten erwachsenen Person die Ska-
leneffekte geringer ausfallen. Die ermittelten Kosten hängen von der Anzahl der 
Kinder und ihrem Alter ab. Im Durchschnitt liegen sie in Abhängigkeit vom Al-
ter zwischen 577,00 Euro und 1.455,00 Euro. Daraus ergeben sich bei Verwendung 
der 60-%-Schwelle Armutsschwellen zwischen 346,00 Euro und 873,00 Euro, die in 
manchen Altersgruppen über den EU-weiten Armutsschwellen liegen, in anderen 
darunter. Für Haushalte mit nur einem:einer Erwachsenen sind daher bei der Be-
rechnung von Armutsschwellen auf Basis der Kinderkosten höhere Armutsgefähr-
dungsquoten zu erwarten, für Haushalte mit zwei Erwachsenen ist eine eindeu-
tige Prognose schwierig, da sowohl Konstellationen für eine Überschätzung als 
auch für eine Unterschätzung vorstellbar sind. Bei mehreren Kindern ist eine Un-
terschätzung zu erwarten.

Die Referenzbudgets und die Kinderkosten berücksichtigen im Unterschied zur 
EU-weiten Erfassung wesentliche Kosten, wie z. B. Wohnkosten, und tragen damit 
einer diesbezüglichen Kritik am EU-weiten Konzept Rechnung (Heitzmann/Badelt 
2024). Allerdings ignorieren Referenzbudgets und Kinderkosten dennoch wichti-
ge Details, wie z. B. regionale Bedingungen, was angesichts großer regionaler Un-
terschiede etwa bei den Wohnkosten problematisch ist (Heitzmann/Badelt 2024). 
Bei den Kinderkosten kommt hinzu, dass die Konsumerhebung nur alle fünf Jah-
re durchgeführt wird.
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4.  Methodisches Vorgehen

4.1  Datenbasis

Als Datenbasis für die nachfolgenden Berechnungen werden die Daten des EU-SILC 
verwendet. Beim EU-SILC handelt es sich um ein Erhebungsprogramm, das in den 
einzelnen EU-Ländern nach einheitlichen Vorgaben durchgeführt wird. In Öster-
reich führt den EU-SILC die Statistik Austria als Haushaltsbefragung durch (Statis-
tik Austria 2025a). An der Befragung nehmen jährlich ca. 6.000 Haushalte teil. Es 
handelt sich dabei ausschließlich um Privathaushalte. Direkt befragt werden alle 
im Haushalt lebenden Personen ab dem 16. Lebensjahr, wobei im Fall einer Abwe-
senheit ein anderes Haushaltsmitglied Auskunft geben kann („Proxy-Interviews“). 
Für Kinder unter 16 Jahren werden Informationen über ein erwachsenes Haus-
haltsmitglied erfasst. Kinder von 16 bis unter 18 Jahren werden direkt befragt. 

Um eine ausreichende Stichprobengröße zu erhalten, werden nachfolgend im Un-
terschied zur Tabelle 1 die letzten drei Jahre verwendet. Dies ist erforderlich, da 
die Kinderkostenstudie eine Differenzierung nach Familien- bzw. Haushaltsform 
nahelegt. Durch die Verwendung von drei Jahren können insgesamt n = 2.157 Haus-
halte mit Kindern unter 18 Jahren einbezogen werden, davon entfallen n = 329 auf 
Ein-Eltern-Haushalte und n = 1.828 auf Zwei-Eltern-Haushalte. Die Zahl der Kinder 
unter 18 Jahren beträgt n = 6.350, davon leben n = 774 in Ein-Eltern-Familien. Die 
Fallzahlen sind für die in diesem Beitrag vorgenommenen Berechnungen ausrei-
chend. Bei weiteren Differenzierungen würden mitunter bereits kleinere Fallzah-
len auftreten, die hohe Zufallsschwankungen bei Schätzungen zur Folge hätten.5 

4.2  Analysevariablen

Zur Beantwortung der ersten Forschungsfrage werden auf der Grundlage der 
Werte der Tabelle 2 für jeden Haushalt Armutsschwellen berechnet. 

Zur Ermittlung der Armutsschwellen auf der Grundlage der Referenzbudgets wird 
aufgrund der publizierten Daten (siehe Tabelle 2) für Ein-Eltern-Haushalte für den 
Elternteil ein Betrag von 1.593,00 Euro angenommen, für Zwei-Eltern-Haushalte 
ein Wert von 2.474,00 Euro für beide Eltern. Für Kinder und andere erwachsene 
Haushaltsmitglieder werden Werte von 867,00 bzw. 931,00 Euro in die Berechnung 
einbezogen. Die in den Referenzbudgets berücksichtigten Skaleneffekte lassen 
sich wie folgt abschätzen: erstes Kind = 1,000 und 0,845(k-1) für jedes weitere Kind.6 

5	 Die Zahl der Ein-Eltern-Haushalte im Burgenland beispielsweise beträgt für die drei Jahre n = 59.
6	 Zur Schätzung der Skaleneffekte siehe Anhang B.
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Damit ergibt sich folgende Berechnungsformel für die Armutsschwelle  auf 
Basis des Referenzbudgets  eines Haushalts:

mit
 = Armutsschwelle (erforderliche Ausgaben) für Eltern-Teil(e),  für 

Ein-Eltern-Haushalte und  für Zwei-Eltern-Haushalte
 = mit Skaleneffekten gewichtete Zahl von weiteren Haushaltsmitgliedern (Kind 

unter 18 Jahren und gegebenenfalls weitere erwachsene Person[en])
 = erforderliche durchschnittliche Ausgaben je weiteres Haushaltsmitglied 

(Kind unter 18 Jahren und gegebenenfalls weitere erwachsene Person[en])

Die erforderlichen durchschnittlichen Ausgaben  ergeben sich wie folgt:

mit
 = Zahl der 0- bis 13-Jährigen im Haushalt

 = Zahl der 14- bis 17-Jährigen im Haushalt
 = Zahl der weiteren Erwachsenen (neben Elternteil[en]) im Haushalt

 = Gesamtzahl der weiteren Haushaltsmitglieder (abzüglich Zahl der Elternteile), 

Die mit Skaleneffekten gewichtete Zahl der weiteren Haushaltsmitglieder berech-
net sich mit

Als armutsgefährdet gilt ein Haushalt, wenn sein verfügbares Nettohaushaltsein-
kommen  kleiner/gleich seiner Armutsschwelle ist:

ä
ä

Da sich die Werte der Referenzbudgets auf das Jahr 2023 beziehen, wurden zur Er-
mittlung der Armutsgefährdung die verfügbaren Netto-Haushaltseinkommen der 
Jahre 2021 und 2022 unter Verwendung der von Statistik Austria (2025d) publizier-
ten Entwicklung der verfügbaren Nettoeinkommen auf das Jahr 2023 hochgerechnet.7

7	 Im EU-SILC 2022 beträgt das mittlere verfügbare Haushaltseinkommen 40.309 Euro. Bezogen 
auf das mittlere verfügbare Haushaltseinkommen im EU-SILC 2024 (Jahr 2023) ergibt sich ein 
Hochrechnungsfaktor von 1,198 (= 48.303 Euro / 40.309 Euro) für das Jahr 2021. Für das Jahr 2022 
resultiert ein Hochrechnungsfaktor von 1,071 (= 48.303 Euro / 45.108 Euro).
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Übersicht 2 verdeutlicht die Berechnung. Fallbeispiel 1 entspricht der Konstellati-
on der Übersicht 1. Betrachtet wird ein Ein-Eltern-Haushalt mit zwei Kindern im 
Alter von 12 und 15 Jahren. Aufgrund des Referenzbudgets ergibt sich eine Armuts-
schwelle von 3.251,66 Euro monatlich. Das verfügbare Nettohaushaltseinkommen 
beträgt 2.160,00 Euro und liegt unter der berechneten Armutsschwelle. Der Haus-
halt und damit die beiden Kinder sind somit entsprechend der Armutsschwelle aus 
ihrem Referenzbudget armutsgefährdet. Eine Armutsgefährdung liegt auch ent-
sprechend der EU-weiten Definition vor.

Übersicht 2: Fallbeispiele zur Berechnung der Armutsschwellen aus 
Referenzbudgets 

Fallbeispiel 1: Ein-Eltern-Haushalt mit zwei Kindern im Alter von 12 und 15 Jahren

Bedarf für einen Elternteil ; ; ; ; 

Erforderliche durchschnittliche Ausgaben je weiteres Haushaltsmitglied:

Mit Skaleneffekten gewichtete Zahl der weiteren Haushaltsmitglieder:  

Armutsschwelle entsprechend dem Referenzbudget (monatlich):  

Verfügbares Nettohaushaltseinkommen (monatlich):  
 

Armutsgefährdung entsprechend dem Referenzbudget: ja, da 
 

Armutsschwelle entsprechend der EU-Definition: 

Armutsgefährdung entsprechend der EU-Definition: ja, da 



67

Bacher (2026): Armutsgefährdung von Kindern in Österreich� WuG 52 (2): 53–91 

Fallbeispiel 2: Zwei-Eltern-Haushalt mit einem Kind im Alter von 13 Jahren

Bedarf für zwei Elternteile ; ; ; ; 

Erforderliche durchschnittliche Ausgaben je weiteres Haushaltsmitglied:

Mit Skaleneffekten gewichtete Zahl der weiteren Haushaltsmitglieder: 

Armutsschwelle entsprechend dem Referenzbudget (monatlich): 

Verfügbares Nettohaushaltseinkommen (monatlich): 

Armutsgefährdung entsprechend dem Referenzbudget: ja, da  

Armutsschwelle entsprechend der EU-Definition: 

Armutsgefährdung entsprechend der EU-Definition: nein, da  

Quelle: eigene Berechnung, fiktive Daten

Beim Fallbeispiel 2 handelt es sich um einen Zwei-Eltern-Haushalt mit einem Kind 
im Alter von 13 Jahren. Es ergibt sich eine Armutsschwelle von 3.341,00 Euro. Da 
das verfügbare Nettohaushaltseinkommen unter der Schwelle liegt, ist der Haus-
halt entsprechend den Referenzbudgetwerten armutsgefährdet. Bei Verwendung 
des EU-weiten Konzepts würde dagegen keine Armutsgefährdung vorliegen.

Bei den Kinderkosten wird für die Berechnung von Armutsschwellen – wie bereits 
erwähnt – angenommen, dass die Armutsschwellen als 60 % der Durchschnittskos-
ten festgelegt werden sollen.8 Entsprechend der Tabelle 2 wird eine Unterschei-
dung nach Haushaltsform und Alter der Kinder vorgenommen. Berücksichtigt 
werden zusätzlich Skaleneffekte. Entsprechend den publizierten Daten lassen sich 
diese für die Kinderkosten für Ein-Eltern-Haushalte mit 1,121 für das erste Kind 

8	 Eine andere Möglichkeit wäre die Verwendung der in der Kinderkostenstudie ausgewiesenen 
Äquivalenzskalen. Auf diese Option greift das Momentum-Institut in seinem Armutsreport 
(Achleitner et al. 2024) zurück, wobei Unterschiede nach Alter der Kinder nicht berücksichtigt 
werden. 
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und 0,887(k-1) für jedes weitere Kind schätzen.9 Für das zweite Kind beträgt der 
Skaleneffekt somit 0,887(2-1), für das dritte 0,887(3-1) usw. Für Zwei-Eltern-Haushal-
te dagegen werden keine Skaleneffekte berichtet und müssen daher nicht berück-
sichtigt werden. Das heißt, die Kosten eines Kindes mit einem bestimmten Alter 
unterscheiden sich nicht, egal ob es das erste, zweite oder n-te Kind ist. Das führt 
zu folgenden Berechnungsformeln für Armutsschwelle  eines Haushalts ent-
sprechend der Kinderkostenstudie :

mit
 = erforderliche Ausgaben (Armutsschwelle) für Eltern-Teil(e),  

für Ein-Eltern-Haushalte und 
 für Zwei-Eltern-Haushalte

 = mit Skaleneffekten gewichtete Zahl von weiteren Haushaltsmitgliedern (Kind 
unter 18 Jahren und gegebenenfalls weitere erwachsene Person[en])

 = erforderliche durchschnittliche Ausgaben je weiteres Haushaltsmitglied 
(Kind unter 18 Jahren und gegebenenfalls weitere erwachsene Person[en])

Die erforderlichen durchschnittlichen Ausgaben  ergeben sich wie folgt:

mit
 = Zahl der 0- bis 5-Jährigen im Haushalt
 = Zahl der 6- bis 9-Jährigen im Haushalt

 = Zahl der 10- bis 15-Jährigen im Haushalt
 = Zahl der 15- bis 19-Jährigen im Haushalt
 = Zahl der 20-Jährigen und Älteren (neben Elternteil[en]) im Haushalt

 = Gesamtzahl der weiteren Haushaltsmitglieder (abzüglich Zahl der Elternteile),  

 = durchschnittliche Kosten entsprechend Tabelle 2, also  für Ein-El-
tern-Haushalte und  für Zwei-Eltern-Haushalte
usw.

Die mit Skaleneffekten gewichtete Zahl der weiteren Haushaltsmitglieder berech-
net sich mit

9	 Zur Schätzung der Skaleneffekte siehe Anhang B.
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Analog zum Vorgehen bei den Referenzbudgets liegt eine Armutsgefährdung dann 
vor, wenn das auf das Jahr 2023 hochgerechnete verfügbare Nettohaushaltsein-
kommen kleiner/gleich seiner Armutsschwelle ist. Übersicht 3 verdeutlicht wiede-
rum die Berechnung.

Übersicht 3: Fallbeispiele zur Berechnung der Armutsschwellen aus Kinderkosten 

Fallbeispiel 1: Ein-Eltern-Haushalt mit zwei Kindern im Alter von 12 und 15 Jahren

Bedarf für einen Elternteil ; ; 
; ; 

Erforderliche durchschnittliche Ausgaben je weiteres Haushaltsmitglied:

Mit Skaleneffekten gewichtete Zahl der weiteren Haushaltsmitglieder:  

Armutsschwelle entsprechend den Kinderkosten (monatlich):  

Verfügbares Nettohaushaltseinkommen (monatlich):  
 

Armutsgefährdung entsprechend den Kinderkosten: ja, da  
 

Armutsschwelle entsprechend der EU-Definition: 

Armutsgefährdung entsprechend der EU-Definition: ja, da  
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Fallbeispiel 2: Zwei-Eltern-Haushalt mit einem Kind im Alter von 13 Jahren

Bedarf für zwei Elternteile ; ; ; 
; 

Erforderliche durchschnittliche Ausgaben je weiteres Haushaltsmitglied:

Mit Skaleneffekten gewichtete Zahl der weiteren Haushaltsmitglieder:  

Armutsschwelle entsprechend den Kinderkosten: 

Verfügbares Nettohaushaltseinkommen (monatlich): 

Armutsgefährdung entsprechend den Kinderkosten: ja, da  
 

Armutsschwelle entsprechend der EU-Definition: 

Armutsgefährdung entsprechend der EU-Definition: nein, da  
 

Quelle: eigene Berechnung, fiktive Daten

Aus Gründen der Vollständigkeit sei auch die Berechnung der Armutsschwellen 
entsprechend dem EU-weiten Konzept angeführt:

mit  = äquivalisierte Armutsschwelle für einen Ein-Personen-Haushalt 
 = äquivalenzgewichtete Haushaltsgröße

 = Anzahl der weiteren Haushaltsmitglieder im Alter von 14 Jahren oder älter
 = Anzahl der Haushaltsmitglieder im Alter von unter 14 Jahren

Zur Beantwortung der Forschungsfrage 2 nach Unterschieden in der Wirkung von 
Einflussfaktoren werden aufgrund der vorhandenen Literatur (z. B. Statistik Aust-
ria 2025c; Huster/Boeckh 2024; Dimmel et al. 2014 u. 2024; Heitzmann/Pennersdor-
fer 2021; Heitzmann et al. 2024) folgende Einflussfaktoren betrachtet: Haushalts-
form, Alter des Kindes, Geschwisterzahl, höchster Bildungsabschluss der Eltern, 
Migrationshintergrund des Kindes, Wohnort und Erwerbsintensität des Haushalts. 
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Bezüglich der Haushaltsform wird zwischen „Ein-Eltern-Haushalt“ und „Zwei-El-
tern-Haushalt“ differenziert. Beim Alter der Kinder wird entsprechend der Äqui-
valenzgewichtung in der EU-weiten Definition zwischen Kindern unter 14 Jahren 
und Kindern zwischen 14 und unter 18 Jahren unterschieden. Die Zahl der Ge-
schwister wird als metrisch behandelt. Der höchste Bildungsabschluss der Eltern 
wird dichotom erfasst, wobei zwischen „maximal Pflichtschule“ und „höher“ un-
terschieden wird. Wenn nur ein Elternteil vorhanden ist, wird dessen Bildungs-
abschluss verwendet. Der Migrationshintergrund wird aufgrund des Geburtsorts 
des Kindes bestimmt und dichotom (nein = „in Österreich geboren“, ja = „nicht in Ös-
terreich geboren“) erfasst. Beim Wohnort wird zwischen „Gemeinden ≤ 10.000 Ein-
wohner:innen“ und „Gemeinden > 10.000 Einwohner:innen“ differenziert. Für die 
Erwerbsintensität des Haushaltes wird auf die EU-SILC-Variable JOBLESS_2030 zu-
rückgegriffen. Sie ist eine der drei Dimensionen des EU-weiten Konzepts „Armuts- 
oder Ausgrenzungsgefährdung“ (Eurostat 2025; Statistik Austria 2025a). Bei der 
Berechnung dieser Variablen wird die Zahl der erwerbstätigen Monate aller Haus-
haltsmitglieder in Beziehung gesetzt zur theoretisch möglichen Erwerbstätigkeit 
in den letzten zurückliegenden 12 Monaten, wobei bestimmte Haushaltsmitglieder 
aufgrund des Alters, gesundheitlicher Beeinträchtigungen oder Betreuungsver-
pflichtungen ausgeschlossen werden. Liegt der sich ergebende Anteil unter 20 %, 
wird von einer geringen Erwerbstätigkeit des Haushalts gesprochen. Zu den de-
skriptiven Verteilungsmaßzahlen der untersuchten Variablen siehe Tabelle A4.

Forschungsfrage 3 untersucht, welches der drei Konzepte der Erfassung der Ar-
mutsgefährdung (EU-weites Konzept, Referenzbudgets, Kinderkosten) besser ge-
eignet ist, das Risiko von Armut vorauszusagen. Für die Beantwortung dieser 
Forschungsfrage sind Indikatoren für das Risiko von Armut erforderlich, die wis-
senschaftlich diskutiert und im Idealfall gesellschaftlich anerkannt sind. Diese An-
forderung erfüllen Indikatoren, die materielle und soziale Deprivationen erfassen. 
Erhebliche materielle und soziale Deprivationen bilden die dritte Dimension der 
EU-weiten Definition von Armuts- oder Ausgrenzungsgefährdung (Eurostat 2025; 
Statistik Austria 2025a). Zu ihrer Ermittlung wird eine Liste mit 13 Items eingesetzt 
(siehe Tabelle A3 im Anhang A). Sieben Items beziehen sich auf den Haushalt, sechs 
auf die Personenebene. Von einer materiellen und sozialen Deprivation wird dann 
gesprochen, wenn mindestens fünf der erfassten Deprivationsitems auftreten, von 
einer erheblichen materiellen und sozialen Deprivation bei mindestens sieben. Ein 
weiterer Indikator, der in EU-SILC verfügbar ist, erfasst subjektive Armut (Euro-
stat 2024b). Im Haushaltsfragebogen wird dazu folgende Frage gestellt: „Wie leicht 
oder schwer können Sie mit diesem Haushaltseinkommen die laufenden Ausga-
ben Ihres Haushalts tätigen?“ Die Antwortkategorien sind „sehr schwer“, „schwer“, 

„eher schwer“, „eher leicht“, „leicht“ und „sehr leicht“. Für die Analyse werden aus 
dieser Frage zwei Variablen gebildet. Die erste Variable erfasst „finanzielle Sorgen“. 
Von finanziellen Sorgen wird dann ausgegangen, wenn die beiden Ausprägungen 
„sehr schwer“ und „schwer“ vorliegen. Die zweite Variable bildet das Gegenteil ab 
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und wird als „finanziell gutes Auskommen“ bezeichnet. Ein solches liegt vor, wenn 
die Ausprägungen „leicht“ und „sehr leicht“ als Antwortkategorie gewählt wer-
den. Die Variable „finanziell gutes Auskommen“ knüpft an die Zielsetzung der Re-
ferenzbudgets an, nämlich ein „gutes Leben mit einem Minimum an sozialer und 
kultureller Teilhabe“ zu ermöglichen. Es ist daher zu erwarten, dass sie am besten 
durch die Armutsmessung auf Basis der Referenzbudgets vorausgesagt wird. Für 
die anderen drei Indikatoren (finanzielle Sorgen, materielle und soziale Depriva-
tion, erhebliche materielle und soziale Deprivation) sind eindeutige Ableitungen 
von Hypothesen nicht möglich.

Insgesamt (siehe Tabelle 3) leben nur 26 % der Kinder in Haushalten mit einem fi-
nanziell guten Auskommen. Umgekehrt leben 16 % der Kinder in Haushalten mit 
finanziellen Sorgen, 8  % in Haushalten mit materiellen und sozialen Deprivatio-
nen und 4 % in Haushalten mit erheblichen materiellen und sozialen Deprivatio-
nen. Wiederum bestehen deutliche Unterschiede nach Haushaltsform mit deutlich 
höherer Betroffenheit von Armut von Kindern in Ein-Eltern-Haushalten.

Tabelle 3: Armutsbetroffenheit von Kindern aufgrund weiterer Armutsindikato-
ren in Prozent

Armutsindikatoren Alle Ein-Eltern- 
Haushalte

Zwei-Eltern-
Haushalte

Finanzielle Sorgen 15,6 34,8 14,0

Gutes finanzielles Auskommen 26,1 11,8 27,2

Materielle und soziale Deprivationen 7,8 22,6 6,7

Erhebliche materielle und soziale  
Deprivationen

4,1 12,8 3,4

Quelle: EU-SILC 2022–2024, eigene Berechnungen, nur Kinder im Alter bis unter 18 Jahren 
Anmerkungen: n(alle Kinder) = 6.350, n(Kinder in Ein-Eltern-Haushalten) = 774, n(Kinder in Zwei-Eltern-
Haushalten) = 5.576. Jede Zeile ist eine eigene dichotome 0-1-codierte Variable. Die Spaltensummen sind 
daher nicht gleich 100.

4.3  Analysestrategie

Zur Beantwortung der ersten Forschungsfrage werden univariate und bivariate 
Analysen (nach Haushaltsform) für die entsprechenden Variablen durchgeführt. 
Zur Erfassung der Einflussfaktoren auf die Armutsgefährdung (Forschungsfra-
ge 2) werden für jede der drei Messungen logistische Regressionen gerechnet. 

Für die dritte Forschungsfrage werden ebenfalls logistische Regressionen ein-
gesetzt. Die Variablen „finanzielle Sorgen“, „finanziell gutes Auskommen“ sowie 

„materielle und soziale Deprivationen“ und „erhebliche materielle und soziale 



73

Bacher (2026): Armutsgefährdung von Kindern in Österreich� WuG 52 (2): 53–91 

Deprivationen“ bilden die abhängige Variable. Als unabhängige Variable gehen 
die drei behandelten Ansätze der Armutsgefährdung ein. Diese korrelieren zwar 
untereinander stark, der Varianzinflationsfaktor (VIF) liegt aber mit einem maxi-
malen Wert von 5,018 unter dem oft verwendeten Schwellenwert von 10 (O’Brien 
2007). Da aber mitunter auch ein Schwellenwert von 4 vorgeschlagen wird (ebd.), 
werden auch Modelle mit zwei unabhängigen Variablen gerechnet, in denen die 
EU-weite Definition mit jeweils einer alternativen Messung verglichen wird. Da-
bei ergeben sich VIF-Werte von 2,731 (EU-weite Definition und Referenzbudgets) 
und 4,400 (EU-weite Definition und Kinderkosten). In einem Fall wird der Schwel-
lenwert dennoch knapp überschritten.

Als Signifikanzschwelle wird α ≤ 0,05 verwendet. Bei der Berechnung des Fehlerni-
veaus (p-Wert) ist das komplexe Stichprobendesign (Bacher 2009) des EU-SILC zu 
beachten. In der vorliegenden Analyse wird eine designbasierte Schätzung vorge-
nommen. Entsprechend den Angaben der Statistik Austria wird das Bundesland 
als Schichtungsvariable verwendet. Die zweite zur Stichprobenziehung eingesetz-
te Schichtungsvariable innerhalb der Bundesländer steht leider nicht zur Verfü-
gung, sodass das hier gewählte Vorgehen die Standardfehler etwas überschätzt. 
Vergleichsrechnungen mit von der Statistik Austria zur Verfügung gestellten 
Bootstrap-Gewichten für ausgewählte Ergebnisse erbrachten aber nur geringfügi-
ge Unterschiede an den dritten Nachkommastellen.

5.  Ergebnisse

5.1  �Armutsgefährdung von Kindern bei Verwendung von  
Referenzbudgets und Kinderkosten

Die Verwendung der Armutsschwellen auf Basis der Referenzbudgets oder der 
Kinderkosten anstelle der EU-weiten Definition der Armutsschwellen führt zu den 
in Abbildung 1 angeführten Ergebnissen. Alle berichteten Unterschiede – bis auf 
eine Ausnahme – sind statistisch signifikant (siehe Tabelle A5 im Anhang A).

Wie erwartet ergeben sich die höchsten Armutsgefährdungsquoten bei Verwen-
dung der Referenzbudgets. Ein Viertel der Kinder (25,0  %) ist entsprechend den 
Referenzbudgets armutsgefährdet, hochgerechnet absolut ca. 390.000 (N[hoch-
gerechnet]  =  392.000 ± 46.00010). Für Kinder in Ein-Eltern-Haushalten steigt die 
Quote auf 52 % (hochgerechnet absolut 61.000 ± 9.000). Für Kinder in Zwei-Eltern-
Haushalten wird eine Quote von 22,8 % ermittelt (hochgerechnet absolut 332.000 ± 
45.000). In der Summe erhöht sich somit die Zahl der armutsgefährdeten Kinder im 

10	 Schwankungsbreite entsprechend dem 95-%-Konfidenzintervall, siehe Tabelle A5 im Anhang A.
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Dreijahresdurchschnitt bei Verwendung der Armutsschwellen aus den Referenz-
budgets um fast 100.000 Kinder von 295.000 auf 392.000. Die Zunahme ist wie jene 
in den einzelnen Haushaltsformen statistisch signifikant.

Abbildung 1: Armutsgefährdung von Kindern in Österreich nach Haushaltsform 
2022 bis 2024 in Prozent

Quelle: EU-SILC 2022–2024, eigene Berechnungen, nur Kinder unter 18 Jahren 
Anmerkung: Für absolute Zahlen und statistische Signifikanztests siehe Tabelle A5 im Anhang A.

Die bei Verwendung der Kinderkosten berechneten Armutsgefährdungsquoten 
liegen deutlich unter den Werten für die Referenzbudgets. Ursache hierfür sind 
die niedrigeren Armutsschwellen, die in Zwei-Eltern-Haushalten auch dazu füh-
ren, dass die Armutsquote mit 15,2 % unter der EU-weiten Quote liegt. Wie erwartet 
ergibt sich bei Ein-Eltern-Haushalten eine höhere Armutsgefährdungsquote. Ent-
sprechend den Armutsschwellen aus den Kinderkosten sind 43,0 % der Kinder in 
Ein-Eltern-Haushalten armutsgefährdet, während die EU-weite Definition zu einer 
Quote von 40,5 % führt. Wegen der geringen Zahl an Ein-Eltern-Haushalten ist die-
se Differenz allerdings nicht signifikant. Insgesamt fallen die Unterschiede zur EU-
weiten Erfassung nur gering aus. Die Zahl der armutsgefährdeten Kinder im Drei-
jahresdurchschnitt bei Verwendung der Armutsschwellen aus den Kinderkosten 
reduziert sich um 24.000 Fälle von 295.000 auf 271.000 (Differenz statistisch signi-
fikant mit p = 0,003).
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5.2  Unterschiede in den Einflussfaktoren

Geht man der Forschungsfrage nach, welche Einflussfaktoren wirksam sind und 
ob Unterschiede zwischen den drei Zugängen der Definition von Armutsschwel-
len bestehen, so zeigt sich, dass bei allen drei Zugängen dieselben Faktoren wirk-
sam sind (siehe Tabelle 4). Allerdings bestehen numerische Unterschiede in der 
Stärke und in der Signifikanz der Wirkung. In allen drei Messungen haben Kinder 
in Ein-Eltern-Haushalten, Kinder mit Migrationshintergrund sowie Kinder, die in 
Haushalten mit geringer Erwerbsintensität und/oder geringer Bildung der Eltern 
bzw. des Elternteils leben ein höheres Risko der Armutsgefährdung. Kinder mit 
mehr Geschwistern haben ebenfalls ein höheres Risiko, bei Verwendung der Kin-
derkosten ist dieser Effekt aber statistisch nicht signifikant. Auch jüngere Kinder 
zeigen ein höheres Risiko, für die EU-weite Definition ist dieses aber nicht signifi-
kant. Ein signifikant geringeres Risiko in ländlichen Gebieten schließlich ist nur 
bei Verwendung der Kinderkosten zu beobachten.

Die bestehenden Unterschiede hinsichtlich Stärke zwischen den drei Zugängen 
verfehlen aber durchgehend die statistische Signifikanz, wenn als Kriterium die 
Überlappung der Vertrauensintervalle eingesetzt wird. Es lässt sich somit festhal-
ten, dass dieselben Einflussfaktoren wirksam sind und dass teilweise Unterschie-
de in der Wirkungsstärke vorliegen, diese Unterschiede aber die statistische Signi-
fikanz verfehlen. 

5.3  Vorhersagequalität 

Die durchgeführten logistischen Regressionen ermitteln die in Tabelle 5 angeführ-
ten Befunde. Bei allen vier Indikatoren schneidet die Erfassung der Armutsgefähr-
dung mittels Referenzbudgets am besten ab. Die jeweiligen Chancenverhältnisse 
(Exp[B]) sind stärker, und es liegt durchgehend eine signifikante Wirkung vor. Für 
die finanziellen Sorgen und die materielle und soziale Deprivation zeigt sich zu-
sätzlich eine signifikante Wirkung der Kinderkosten. 

Das Modell, in dem die Armutsgefährdung entsprechend den Referenzbudgets 
nur mit der EU-weiten Definition verglichen wird, bestätigt diesen Befund. Die Ar-
mutsgefährdung entsprechend den Referenzbudgets wirkt stärker und durchge-
hend statistisch signifikant. Durch das Weglassen der Armutsgefährdung entspre-
chend den Kinderkosten entfaltet aber die EU-weite Definition signifikante Effekte 
auf die Deprivationsitems. Beim Vergleich der Armutsgefährdung nach Kinder-
kosten und EU-weiter Definition schneidet die Erfassung mittels Kinderkosten 
etwas besser ab. Da diese beiden Variablen stark korrelieren, nehmen sie sich ge-
genseitig Erklärungskraft weg, sodass für zwei Armutsindikatoren keine signifi-
kanten Ergebnisse ermittelt werden.
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Tabelle 5: Ergebnisse der logistischen Regressionen

Armuts
gefährdung

Finanzielle 
Sorgen

Finanziell gutes 
Auskommen

Materielle und 
soziale  

Deprivation

Erhebliche mate-
rielle und soziale 

Deprivation

Exp(B) p Exp(B) p Exp(B) p Exp(B) p

EU-Definition 0,862 0,728 0,920 0,851 1,284 0,491 1,532 0,383

Referenzbudgets 3,270 0,000 2,967 0,000 3,450 0,000 4,802 0,001

Kinderkosten 2,068 0,038 0,926 0,881 2,275 0,028 1,978 0,211

Nagelkerke 0,132 0,040 0,175 0,186

EU-Definition 1,392 0,317 0,877 0,667 2,181 0,007 2,384 0,028

Referenzbudgets 3,826 0,000 2,914 0,000 4,215 0,000 5,665 0,000

Nagelkerke 0,126 0,040 0,040 0,181

EU-Definition 1,556 0,272 1,700 0,137 2,341 0,057 3,426 0,094

Kinderkosten 3,354 0,002 1,444 0,315 3,692 0,005 3,301 0,105

Nagelkerke 0,111 0,025 0,160 0,167

Quelle: EU-SILC 2022–2024, eigene Berechnungen, nur Kinder unter 18 Jahren, df = 2.158

Betrachtet man aber die entsprechenden Konfidenzintervalle (siehe Tabelle A6 im 
Anhang A), so ist relativierend festzuhalten, dass sich diese mit einer einzigen Aus-
nahme alle überlappen. Die Ausnahme: Beim Indikator „finanziell gutes Auskom-
men“ schneidet die Armutsgefährdung mittels der Referenzbudgets im Vergleich 
zur EU-weiten Definition besser ab, wenn nur diese beiden Indikatoren untersucht 
werden. 

In Summe sind somit zwar Unterschiede in der Wirkungsstärke zu beobachten, die 
auf eine bessere Vorhersagequalität der Armutsgefährdung entsprechend den Re-
ferenzbudgets hinweisen, sie lassen sich aber bis auf eine Ausnahme statistisch 
nicht absichern. 

6.  Zusammenfassung und Handlungsempfehlungen

Ausgangspunkt dieses Beitrages war die EU-weite Erfassung der Armutsgefähr-
dung von Kindern. Diese erfolgt über das verfügbare Haushaltseinkommen. Bei 
der Berechnung wird eine Äquivalenzgewichtung vorgenommen, in die Skalenef-
fekte größerer Haushalte und unterschiedliche Bedarfe nach Alter der Haushalts-
mitglieder einfließen. Kindern unter 14 Jahren wird dabei ein deutlich geringerer 
Bedarf zugeschrieben als älteren Kindern.
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Da die Bekämpfung der Kinderarmut ein prioritäres Ziel auf EU-Ebene und der 
österreichischen Bundesregierung ist, stellt sich die Frage, wie gut die EU-weite 
Definition der Armutsgefährdung geeignet ist, Kinderarmut zu erfassen. Zur Be-
antwortung dieser Frage wurden zunächst auf der Grundlage von Referenzbud-
gets und Kinderkosten zwei alternative Möglichkeiten der Festlegung von Armuts-
schwellen spezifiziert und untersucht. Dabei wurde auch der Frage nachgegangen, 
welcher der Ansätze besser in der Lage ist, Kinderarmut vorherzusagen.

Die Ergebnisse zeigen zusammengefasst zunächst, dass die aufgrund der Refe-
renzbudgets berechneten Armutsschwellen zu einem deutlich höheren Anteil 
von armutsgefährdeten Kindern führen als die EU-weite Definition, während bei 
Verwendung der Kinderkosten eine gute Übereinstimmung mit der EU-weiten De-
finition vorliegt. Hinsichtlich der Einflussfaktoren auf die Armutsgefährdung er-
weisen sich in Übereinstimmung mit der Literatur dieselben Faktoren als wirksam. 
Kinder in Ein-Eltern-Haushalten, Kinder mit mehreren Geschwistern, Kinder mit 
Migrationshintergrund sowie Kinder, die in Haushalten mit einer geringeren Er-
werbsintensität und/oder niedrigem Bildungsniveau der Eltern leben, weisen ein 
höheres Risiko einer Armutsgefährdung auf. Es bestehen zwar Unterschiede in der 
Stärke und der Signifikanz dieser Faktoren zwischen den drei Armutsmessungen, 
diese lassen sich aber statistisch nicht absichern.

Bezüglich der Vorhersage des Risikos von Kinderarmut schneidet hinsichtlich der 
untersuchten Indikatoren die Armutsgefährdung entsprechend den Referenz-
budgets am besten ab. Eine eindeutige statistische Absicherung dieses Befundes 
ist nicht möglich, was unter anderem daran liegt, dass die drei Messungen der Ar-
mutsgefährdung relativ stark miteinander korrelieren und sich gegenseitig Erklä-
rungskraft wegnehmen.

Neben dieser Einschränkung zeigen sich weitere wichtige methodische Limitati-
onen, die behoben werden sollten, um in Zukunft aussagekräftigere Befunde für 
eine evidenzbasierte Armutspolitik bei Kindern gewinnen zu können. Als solche 
sind zu nennen (siehe z. B. auch Heitzmann/Badelt 2024; Österreichisches Komitee 
für UNICEF 2022):

•	 Die Erfassung der Armutsgefährdung von Kindern erfolgt derzeit haus-
haltsbezogen. Angenommen wird dabei, dass die verfügbaren Einkommen 
gepoolt und bedarfsgerecht verteilt werden. Empirische Befunde dazu, wie 
die Haushaltsmitglieder ihre persönlichen Einkommen verteilen und ob die 
Bedürfnisse der Kinder ausreichend Beachtung finden, fehlen für Öster-
reich allerdings weitgehend. Entsprechende Studien wären daher wichtig. 
Sie wären in der Lage, eventuelle Differenzen und Benachteiligungen inner-
halb der Haushalte aufzuzeigen, und würden damit Anhaltspunkte für ziel-
gerichtete Interventionen vermitteln. 
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•	 Die Erfassung der Armutsgefährdung von Kindern und weiterer Armuts-
indikatoren erfolgt derzeit über Erwachsene. In EU-SILC werden Kinder 
bzw. Jugendliche erst ab 15 Jahren befragt. Es wäre daher zu überlegen, eine 
bereits ältere methodische Forderung der Kindheitsforschung (z. B. Wilk/
Bacher 1994) aufzugreifen, nämlich Kinder selbst zu Wort kommen zu las-
sen und sie direkt zu ihrer Lebenssituation zu befragen (Zartler et al. 2018). 
Ob dies innerhalb des EU-SILC erfolgen kann oder im Rahmen eigener Sur-
veys, wäre abzuklären. Berücksichtigt werden sollten dabei weitere Armuts-
dimensionen, wie Zeitarmut, Bildungsarmut usw. (Heitzmann/Badelt 2024).

•	 Derzeit wird als Altersgrenze entsprechend der Kinderrechtskonvention die 
Volljährigkeit verwendet. Da der Übergang in den Erwachsenenstatus varia-
bel ist, könnte in der Berichterstattung die Altersgrenze angehoben werden, 
wie dies etwa in der Kinderkostenstudie gemacht wird.

•	 Erfasst wird derzeit nur die Armutsgefährdung von Kindern in Privathaus-
halten. Es wäre wichtig, auch die Lebenssituation von Kindern in Anstalts-
haushalten in die Armutsberichterstattung aufzunehmen, um ein umfassen-
des Bild zu erhalten.

•	 Der EU-SILC ist eine Datenbasis mit einer hohen Datenqualität. Die Fall-
zahlen sind für den europäischen Vergleich, für den EU-SILC konzipiert 
ist, ausreichend. Für detaillierte Analysen von Teilgruppen innerhalb von 
Österreich ergeben sich aber Grenzen, und auch die Verwendung von Drei-
jahresdurchschnitten schafft hierbei keine Abhilfe. Eine Datenbasis mit 
einer größeren Fallzahl wäre daher wünschenswert, vor allem dann, wenn 
Maßnahmen mit dem EU-SILC evaluiert werden sollen. Eine größere Daten-
basis könnte durch die ergänzende Verwendung von Registerdaten erreicht 
werden. Dabei müssten aber Abstriche hinsichtlich der Armutsmessung 
gemacht werden, so z. B. hinsichtlich der Erfassung der materiellen und so-
zialen Deprivationen sowie der subjektiven Armut. Es wäre daher zu über-
legen, die Stichprobe von EU-SILC zu vergrößern, Überlegungen dazu liegen 
bereits seit Längerem vor (Bauer et al. 2013).

Trotz mangelnder eindeutiger statistischer Absicherung und der bestehenden Li-
mitationen wird abschließend empfohlen, die Erfassung der Armutsgefährdung 
von Kindern um einen weiteren Indikator zu ergänzen, nämlich um die Armuts-
gefährdung auf Basis der Referenzbudgets. Methodisch können dafür die hier be-
richteten Ergebnisse zur besseren Vorhersagequalität von Kinderarmut durch 
Referenzbudgets angeführt werden sowie die Tatsache, dass auch die derzeit ver-
wendete Äquivalenzskala zwar methodisch begründet, aber in einem gewissen 
Ausmaß willkürlich ist. Inhaltlich und politisch kann argumentiert werden, dass 
es Aufgabe der Sozial- und Kindheitspolitik sein sollte, nicht nur Armut zu vermei-
den, sondern der Zielsetzung der Referenzbudgets folgend Kindern ein gutes Le-
ben mit einem Minimum an sozialer und kultureller Teilhabe zu ermöglichen. Der 
Indikator könnte als „fehlende finanzielle Mittel für ein gutes Leben“ bezeichnet 
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werden. Im Rahmen der Einführung dieses Indikators sollten die vorliegenden 
Referenzbudgets weiterentwickelt werden. Regionale Differenzen sowie weitere 
nicht berücksichtigte Bedarfe sollten unter Nutzung von unterschiedlichen Daten-
quellen mit partizipativer Einbindung der Bevölkerung (einschließlich der betrof-
fenen Kinder) Berücksichtigung finden. 

Mit den vorgeschlagenen Empfehlungen bezüglich der empirischen Erfassung der 
Armutsgefährdung von Kindern könnte ein Beitrag zur Verbesserung der Indika-
toren der Armutsmessung von Kindern und damit zur Evaluierung von Maßnah-
men zur Bekämpfung von Kinderarmut geleistet werden.
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Anhang A: Ergänzungstabellen

Tabelle A1: Erfasste Einkommen zur Berechnung der Armutsgefährdung entspre-
chend der EU-Definition

  PY010 Unselbstständigeneinkommen

+ PY050 Selbstständigeneinkommen

+ PY090 Arbeitsloseneinkommen

+ PY100 Altersleistungen

+ PY110 Hinterbliebenenleistungen

+ PY120 Krankenleistungen

+ PY130 Invaliditätsleistungen

+ PY140 Ausbildungsleistungen

+ PY080 Renten aus privaten Systemen

=   Summe der Einkommen auf Personenebene

+ HY040 Einkommen aus Vermietung und Verpachtung

+ HY050 Familienleistungen

+ HY060 Sonstige Leistungen gegen soziale Ausgrenzung

+ HY070 Wohnungsbeihilfen

+ HY080 Erhaltene Transfers zwischen privaten Haushalten

+ HY090 Zinsen und Dividenden

+ HY110 Einkommen von Personen unter 16 Jahren

=   Summe der Einkommen auf Haushaltsebene

– HY130 Geleistete Transfers zwischen privaten Haushalten

– HY145 Einkommensteuernachzahlungen/-erstattungen

= HY020 Verfügbares Haushaltseinkommen

Quelle: Statistik Austria (2025a, 9) 
Anmerkungen: Bei grau markierten Komponenten liegen keine Verwaltungsdaten vor. 
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Tabelle A2: Erfasste Ausgaben in den Referenzbudgets

Fixe Ausgaben Miete und Betriebskosten, Strom (inkl. Warmwasser), Heizung (Gas/Fernwärme)

Öffentlicher Verkehr (oder privater Verkehr, Kraftstoff/Reparaturen/Service, Garage/
Parkgebühren, Haftpflichtversicherung/Steuer, privater Verkehr wird in den Muster-
berechnungen nicht eingepreist) 

Telefon/Internet/Kabelfernsehen, Rundfunkgebühren

Haushaltsversicherung

Schulkosten (inkl. Materialien, nur bei schulpflichtigen Kindern)

Nachmittagsbetreuung/Mittagessen

Andere Ausgaben: z. B. Mitgliedsbeiträge, Abonnements, Nachhilfe (werden in den 
Musterberechnung nicht eingepreist)

Unregelmäßige  
Ausgaben

Kleidung, Schuhe

Möbel, Ausstattung

Gesundheit(svorsorge)

Soziale und kulturelle Teilhabe

Haushaltsausgaben Nahrungsmittel inkl. Snacks

Reinigungsmittel

Körperpflege

Taschengeld für Kinder

Sonstiges (Rauchwaren, Haustier …) (wird in den Musterberechnungen nicht einge-
preist)

Quelle: Dachorganisation asb (ASB Schuldnerberatungen GmbH 2023 u. 2025a), eigene Darstellung
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Tabelle A3: Items der materiellen und sozialen Deprivation

Items auf Haushaltsebene: Dem Haushalt ist es finanziell nicht möglich,

X1 unerwartete Ausgaben zu tätigen, 

X2 einmal im Jahr auf Urlaub zu fahren, 

X3 Miete, Betriebskosten oder Kredite pünktlich zu bezahlen, 

X4 jeden zweiten Tag Fleisch, Fisch oder eine vergleichbare vegetarische Speise zu essen, 

X5 die Wohnung angemessen warm zu halten, 

X6 abgenützte Möbel zu ersetzen oder 

X7 ein Auto zu besitzen.

Items auf Personenebene für Personen ab 16 Jahren: Personen ab 16 Jahren ist es finanziell nicht 
möglich,

X8 eine Internetverbindung zu haben, 

X9 abgenutzte Kleidung zu ersetzen, 

X10 zwei Paar passende Schuhe zu haben, 

X11 jede Woche einen kleinen Betrag für sich selbst auszugeben, 

X12 regelmäßig kostenpflichtige Freizeitaktivitäten auszuüben oder 

X13 einmal im Monat Freund:innen oder Familie zum Essen/Trinken zu treffen.

Items auf Personenebene für Personen bis 15 Jahre:

  Werden aus den Angaben der anderen Haushaltsmitglieder ab 16 Jahren geschätzt. 

Summenwert: Ausmaß der materiellen und sozialen Deprivation X = SUM(Xi)

Materielle und soziale Deprivation:

  Personen ab 16 Jahren: X ≥ 5

  Personen bis 15 Jahre: X ≥ 5 und mindestens drei Items auf Haushaltsebene

Erhebliche materielle und soziale Deprivation:

  Personen ab 16 Jahren: X ≥ 7

  Personen bis 15 Jahre: X ≥ 7 und mindestens drei Items auf Haushaltsebene

Quelle: Statistik Austria (2025c, 24, 80–81), eigene Darstellung
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Tabelle A4: Verteilungskennwerte der untersuchten Einflussfaktoren

Variable Anteils- oder Mittelwert

Haushaltsform

Ein-Eltern-Haushalt 7,4 %

Zwei-Eltern-Haushalt 92,6 %

Alter

0–13 Jahre 76,1 %

14–17 Jahre 23,9 %

Wohnort: Gemeinden ≤ 10.000 Einw.

nein 48,5 %

ja 51,5 %

Zahl der Geschwister 1,13 (0,95)a)

Bildung der Eltern maximal Pflichtschule

nein 92,3 %

ja 7,7 %

Migrationshintergrund (Geburtsland Kind)

nein 90,8 %

ja 9,2 %

Mädchen

nein 51,3 %

ja 48,7 %

Geringe Erwerbsintensität des Haushalts

nein 94,9 %

ja 5,1 %

Quelle: EU-SILC 2022–2024, eigene Berechnungen, nur Kinder im Alter bis unter 18 Jahren, 
n = 5.776 bis 6.350 
Anmerkung: a) Standardabweichung in Klammern.
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Tabelle A5: Unterschiede in der Armutsgefährdung der EU-weiten Definition zu 
Referenzbudgets und Kinderkosten

Merkmal
EU-Def. 
(EU)

Ref.
budgets 
(REF)

Kinder-
kosten 
(KK)

Differenz REF-EU Differenz KK-EU

Wert p Wert p

Quoten in Prozent bzw. Differenzen in Prozentpunkten

Ein-Eltern-Haushalte 40,5 52,0 43,0 11,5 0,000 2,5 0,063

Zwei-Eltern-Haushalte 17,0 22,8 15,2 5,8 0,000 –1,9 0,003

Gesamt 18,8 25,0 17,2 6,2 0,000 –1,6 0,010

Absolute Zahlen

Ein-Eltern-Haushalte 47.000 61.000 50.000 14.000 0,000 3.000 0,063

Zwei-Eltern-Haushalte 248.000 332.000 220.000 84.000 0,000 –28.000 0,003

Gesamt 295.000 392.000 271.000 97.000 0,000 –24.000 0,010

Schwankungsbreite des 95-%-Konfidenzintervalls

Ein-Eltern-Haushalte ±9.000 ±9.000 ±9.000 ±5.000 ±3.000

Zwei-Eltern-Haushalte ±41.000 ±45.000 ±38.000 ±24.000 ±18.000

Gesamt ±42.000 ±46.000 ±39.000 ±25.000 ±18.000

Quelle: EU-SILC 2022–2024, eigene Berechnungen, nur Kinder im Alter bis unter 18 Jahren

Tabelle A6: 95-%-Konfidenzintervalle der logistischen Regressionen zur Wirkung 
der drei Messungen von Armutsgefährdung auf andere Armutsindikatoren

Messung der  
Armutsgefährdung 

Finanzielle 
Sorgen

Finanziell  
sorgenfrei

Materielle und 
soziale Depri-
vation

Erhebliche 
materielle und 
soziale  
Deprivation

Untere 
Grenze

Obere 
Grenze

Untere 
Grenze

Obere 
Grenze

Untere 
Grenze

Obere 
Grenze

Untere 
Grenze

Obere 
Grenze

Drei Indikatoren

EU-Definition 0,373 1,994 0,384 2,206 0,631 2,610 0,587 3,997

Referenzbudgets 1,760 6,077 1,671 5,267 1,906 6,244 1,830 12,596

Kinderkosten 1,040 4,114 0,337 2,540 1,094 4,734 0,680 5,756

Zwei Indikatoren

EU-Definition 0,728 2,663 0,482 1,596 1,238 3,842 1,101 5,164

Referenzbudgets 2,127 6,882 1,762 4,819 2,431 7,309 2,408 13,327

Zwei Indikatoren

EU-Definition 0,707 3,426 0,844 3,423 0,976 5,616 0,811 14,470

Kinderkosten 1,549 7,259 0,706 2,955 1,484 9,182 0,779 13,986

Quelle: EU-SILC 2022–2024, eigene Berechnungen, nur Kinder im Alter bis unter 18 Jahren
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Anhang B: Schätzung der Skaleneffekte 

Referenzbudgets

Ausgangspunkt der Schätzung sind die für das Jahr 2023 publizierten Referenz-
budgets für ausgewählte Haushaltszusammensetzungen (siehe Tabelle B1). Aus-
gehend von diesen wird die Differenz zur vorausgehenden Haushaltszusammen-
setzung mit weniger Haushaltsmitgliedern berechnet, z. B. die Differenz zwischen 
einem Paar mit einem Kind und einem Paar mit zwei Kindern. Differenziert wird 
entsprechend den verfügbaren Daten neben der Haushaltsform (Paar- vs. Ein-El-
tern-Haushalt) zwischen Kindern bis unter 14 Jahren und Kindern ab 14 Jahren. 
Die so berechneten Differenzen werden zu den publizierten Referenzbudgets für 
Kinder in Relation gesetzt, wobei die Annahme getroffen wird, dass sich die Ska-
leneffekte als geometrische Folge schätzen lassen. Aus den für Ein- und Zwei-El-
tern-Haushalten berechneten Skalenfaktoren wird der gewichtete Durchschnitt 
berechnet und als Schätzer verwendet. 

Die durchgeführte Schätzung stellt eine grobe Annäherung dar und ist für den 
vorliegenden Beitrag ausreichend. Sollten Referenzbudgets Eingang in die Armuts-
berichterstattung finden, wäre eine genauere Schätzung mit einer umfangreiche-
ren Datenbasis erforderlich.

Kinderkosten

Entsprechend den Berechnungsergebnissen der Kinderkostenstudie (Bauer et al. 
2021) tritt in Zwei-Eltern-Haushalten bei Kindern kein Skaleneffekt auf. Die berich-
teten Äquivalenzgewichte ändern sich nicht mit der Kinderzahl. Bei Ein-Eltern-
Haushalten ist dies dagegen der Fall. Für das erste Kind in einem Ein-Eltern-Haus-
halt werden durchschnittliche Kosten von 1.009 Euro ausgewiesen, für das zweite 
Kind Kosten von 798 Euro. Die durchschnittlichen Kosten je Kind werden mit 900 
Euro beziffert. Das ergibt einen Skalenfaktor von 1,121 (= 1.009 / 900) für das erste 
Kind und von 0,887 (= 798 / 900) für das zweite Kind. Für jedes weitere Kind wird ei-
ne geometrische Folge mit 0,887(n-1) für das n-te Kind angenommen.
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Tabelle B1: Referenzbudgets für ausgewählte Haushaltszusammensetzungen

Zeile Haushaltszusammensetzung Referenz-budgets Differenz Relation

1 Paar 2.474

2 Paar (Zwei-Eltern-HH) + 1 Kind (7 J.) 3.347 873a)

3 Paar + 2 Kinder (7 + 14 J.) 4.077 730b) 0,784f)

4 Paar + 3 Kinder (7 + 9 + 14 J.) 4.748 671c) 0,880g)

5 Durchschnitt 0,832h)

6 Ein-Eltern-HH 1.593

7 Ein-Eltern-HH + 1 Kind (7 J.) 2.466 873d)

8 Ein-Eltern-HH + 2 Kinder (7 + 14 J.) 3.404 938e) 1,008i)

9 Durchschnitt 1,008

10 Kinderkosten

11 7 Jahre 867

12 14 Jahre 931

13 Gewichteter Durchschnitt 0,845j)

Quelle: ASB Schuldnerberatungen GmbH (2023), eigene Berechnungen 
Anmerkungen: a) Zeile 2 – Zeile 1 = 3.347 – 2.474 = 873, b) Zeile 3 – Zeile 2, c) Zeile 4 – Zeile 3, d) Zeile 7 – 
Zeile 6, e) Zeile 8 – Zeile 7, f ) Zeile 3 / Zeile 12 (730 / 931 = 0,784), g) (Zeile 4 / Zeile 11)1/2 = (671 / 867)1/2 = 0,880, 
h) (Zeile 3 + Zeile 4) / 2 = (0,784 + 0880) / 2 = 0,832, i) Zeile 8 / Zeile 12 = 938 / 931 = 1,008, j) 0,761 * Zeile 5 + 0,239 

* Zeile 9 = 0,926 * 0,832 + 0,074 * 1,008 = 0,874; Gewichtungsfaktoren entsprechen dem Anteil der Haushalts-
formen, 92,6 % der Kinder leben in Zwei-Eltern-Haushalten, 7,4 % in Ein-Eltern-Haushalten.
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1.  Introduction: Competitiveness as a contested concept

With the publication of the Draghi Report (Draghi 2024a) and the subsequent pro-
grammatic pronouncements by the new European Commission, e.g. the Strategic 
Guidelines and the Competitiveness Compass (European Commission 2025c; von 
der Leyen 2024), debates on the notion of competitiveness have again become im-
portant for European economic policy. However, as scholars frequently observe, a 
definitive and widely accepted definition of competitiveness or of a competitive 
economy remains elusive (Kaczmarczyk 2025). Instead, the term is frequently used 
by lobbyists, policymakers or academics as a buzzword to promote a self-serving 
agenda (Barden et al. 2024; Krugman 1994). 

Amongst other reasons, this ambivalence has led some scholars to refute the use-
fulness of the competitiveness debate. As early as the mid-1990s, Krugman (1994) 
reacted to the concept’s rise in popularity by calling it a “dangerous obsession”. He 
argued against the idea that countries compete globally in the same way that com-
panies do. In contrast to private business competition, international trade is not a 
zero-sum game, and contrary to companies, countries do not become insolvent. To 
the extent that the competitiveness debate refers to productivity, which Krugman 
considers the key variable to determine the long-term success of an economy, he 
emphasizes that the former is mostly related to domestic factors including, for in-
stance, the skills of the workforce or the quality of the domestic innovation system. 
In sum, for Krugman competitiveness agendas rest on shaky theoretical ground. In 
his view, the need to raise competitiveness is often invoked as an excuse for the im-
position of unpopular policies. 

Despite this early and indeed widely discussed critique coming from arguably the 
leading exponent of modern trade theory, the idea of nations competing with each 
other never left the minds of policymakers, academics and the media, particular-
ly not in the European Union. With the Lisbon Agenda of 2000, an initiative was 
launched to increase the EU’s external competitiveness. Specifically, the Agen-
da claimed that the EU should become “the most competitive and dynamic knowl-
edge-based economy in the world capable of sustainable economic growth with 
more and better jobs and greater social cohesion”. Perhaps unsurprisingly, by 2010 
the general judgement was that though some progress had been made, the over-
all objective had not been reached (Collignon 2008; Copeland/Papadimitriou 2012). 
This ultimately reinforced in the minds of EU policymakers an enduring concern 
for the need to become more competitive. Although the Europe 2020 strategy as the 
successor policy framework for the period 2010–2020 was somewhat more compre-
hensive and broader in approach, economic events during the eurozone crisis de 
facto shifted the policy approach to one based on fiscal austerity and internal deval-
uation, particularly on the southern periphery of the EU. The policy prescription 
imposed upon the “PIGS” countries was intended to restore competitiveness on the 



95

Maukner/Raza (2026): Competitiveness in the age of geopolitics� WuG 52 (2):  93–126

basis of wage and welfare cuts, privatization and liberalization. Even the Europe-
an Green Deal (EGD) as the flagship project of the first Commission headed by Ursu-
la von der Leyen since 2020, was justified, amongst other things, on the grounds of 
the programme contributing to the EU’s competitiveness by promoting, e.g. green 
technologies and business models.

Given the EU’s self-portrayed image as a staunch supporter of free trade – that is, 
the notion that as trade benefits all countries involved, it is not a zero-sum game – 
the pertinent question is why competitiveness has become such an obsession for 
EU policymakers. Our tentative answer to this question is twofold. The first is eco-
nomic and applies to the period of roughly 1990 to 2008. In this period, the process 
of neoliberal globalization was marked by both the liberalization of capital flows 
and financial markets. With capital as a factor of production having become mobile, 
countries were incentivized to compete for investment. In the language of trade 
theory, absolute cost advantages became the guiding norm for resource allocation 
by transnational corporations. Under these circumstances, competitiveness poli-
cies were motivated by the desire to promote economic growth via the creation of 
attractive business environments stimulating corporate investment.

Given recent geopolitical shifts, in particular the Trump administration’s imposi-
tion of high tariffs on trading partners, as well as efforts to diversify supply chains 
and delink from China, the case for promoting globalization and export-led growth 
has if anything considerably weakened. The current renaissance of competitive-
ness as a guiding principle for EU economic policy must therefore stem from oth-
er motivations. In this respect, our main explanatory hypothesis refers to the pro-
cess of securitization (Buzan et al. 1998). As a combined consequence of security of 
supply deficits during the Covid-19 pandemic, of the energy crisis due to the war 
in Ukraine and most recently the Iran war, and the US pressure to decouple/de-
risk from China, EU policymakers have declared economic security and competi-
tiveness the new top priorities. These events are seen as threats to the prevailing 
European economic model. The framing of these issues as a threat to national se-
curity allows EU policymakers both to rally support for a particularly forceful gen-
eral interest, and to resort to extraordinary measures commensurate to the scale of 
the challenge. Under the rubric of competitiveness, all kinds of direct and indirect 
support measures for EU companies are thus put on the EU economic policy agen-
da. Given the continued strong political commitment to a restrictive macro-finan-
cial regime (i.e. the reformed Stability and Growth Pact), the reorientation of the 
economic policy regime to security-related objectives requires the successful man-
agement of politically delicate trade-offs. Most importantly, mobilizing the neces-
sary funds for increasing defence industry production, expanding military capac-
ities in member states, coping with higher prices for energy imports and investing 
in domestic capacities and capabilities in high-tech industries is conditional upon 
a large-scale redistribution of funds hitherto mostly used for social spending. To 
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facilitate this, competitiveness is explicitly put into the service of promoting ob-
jectives such as the EU’s strategic autonomy, technological leadership and econom-
ic security.

Whatever the political motivations, the economic argument for the new compet-
itiveness agenda is the claimed competitiveness deficit of the EU vis-à-vis the US, 
which is considered to be particularly pronounced in high-tech industries. Given 
Draghi’s focus on productivity as the core of his conceptualization of competitive-
ness, dynamizing innovation is seen as the critical factor for promoting high(er) 
productivity growth and thus economic prosperity in the EU. Against this back-
drop, the objective of this paper is to take issue with the recent return of compet-
itiveness. We especially scrutinize whether the Draghi Report’s central proposi-
tion of a European competitiveness deficit vis-à-vis the US stands on firm empirical 
ground. We do so by benchmarking the EU’s competitiveness against that of the US 
according to distinct and well-known conceptualizations of competitiveness taken 
from the literature. 

The remainder of this paper is organized as follows: on the basis of a literature re-
view, Section 2 introduces three different conceptualizations of competitiveness 
and identifies central elements of competitiveness that appear to varying degrees 
in all conceptualizations. Section 3 provides an empirical benchmarking exercise 
of the performance of the European and US economies in light of the three iden-
tified competitiveness concepts. We show that, depending on the concept applied, 
the assessment of the competitive state of the respective economies varies substan-
tially. Section 4 takes the discussion to the policy level. We provide a critical assess-
ment of the recent EU competitiveness agenda, arguing that the basic problem with 
the Draghi Report has less to do with its conceptual flaws, and more to do with the 
highly selective implementation by EU policymakers who prioritize deregulation 
and cost-cutting. On the basis of our own empirical assessment, we argue in favour 
of a targeted set of policies tackling the EU innovation gap and energy crisis. Sec-
tion 5 concludes.

2.  Conceptualizations of competitiveness

2.1  Central recurring elements in debates on competitiveness

When discussing the “many facets of competitiveness”, Aiginger et al. (2013) differ-
entiate between price, quality and outcome competitiveness. Price competitiveness 
takes a supply-side perspective and primarily looks at the cost of the input factors 
of production. Quality competitiveness is a broad term and encompasses both the 
structure of an economy and its capabilities. In the past, outcome competitiveness 
was defined as the ability to deliver high gross domestic product (GDP) per capita, 
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employment or export quotas. Recently, this has been supplemented by new per-
spectives that also value beyond-GDP goals like life expectancy, happiness, fairly 
distributed incomes, work-life balance or environmental quality. 

While Aiginger et al.’s (2013) work is a good starting point to categorize the differ-
ent concepts of competitiveness, some adaptations need to be made. On the one 
hand, we will from this point on think of these “facets of competitiveness” as cen-
tral elements of competitiveness concepts. Proponents of different definitions of 
competitiveness value and interpret these elements differently, but they are always 
part of the debate. On the other hand, we will use the term “institutional elements” 
instead of “quality elements”. Hence, we distinguish between price, institutional and 
outcome elements. These are defined as follows: 

Price elements: Describe the ability of a country/industry to produce cheaper goods 
and services than their competitors. They include the costs for labour, capital and 
resources, but also the tax level and regulatory costs. Labour and capital productiv-
ity are also important, as actors that can use these factors more efficiently can also 
sell goods and services cheaper. 

Institutional elements: Describe the structures and institutions that a country/in-
dustry operates within and that determine the quality of production. They include 
governance institutions, laws, norms and regulations. For example, both a lack of 
necessary regulations and a plethora of ill-targeted regulations can make it harder 
for industries to compete internationally. Industries also need access to affordable 
finance, in particular patient capital for longer-term investment. The existence of 
institutions to govern industrial relations, manage labour market demands and me-
diate relations between employers and workers are similarly important. The abili-
ty of a country/industry to produce goods and services of better quality than their 
competitors requires, amongst other things, innovation, i.e. sufficient research and 
development and the translation of research and development spending into im-
proved technology and consequently productivity. The education level of the work-
force and the quality of the infrastructure to which firms have access also depend 
on institutional elements. 

Outcome elements: Describe the ability of a country/industry to deliver the out-
comes demanded by society. These are wide-ranging. From a mainstream perspec-
tive, they include GDP per capita, profits and capital accumulation of firms and 
shareholders, trade balances and financial stability. From a progressive perspec-
tive, this list has to be extended to include full employment, high and fairly distrib-
uted incomes, decent living conditions, health, happiness, a good work-life balance 
and a healthy natural environment. 
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2.2  Conceptualizations of competitiveness

Over time, scholars and policymakers not only included different elements with-
in their definitions of competitiveness, but also interpreted these elements and 
their importance differently. Revisiting this debate, we categorized different con-
cepts since the 1980s. Our tracking of the changes in the debate resulted in a classi-
fication that distinguishes three concepts of competitiveness: Market share-focused 
competitiveness, productivity-focused competitiveness and beyond-GDP competitive-
ness. This classification is not intended to be a complete mapping of all views ex-
pressed within the competitiveness debate. Instead, its purpose is to give a repre-
sentative overview of how competitiveness was defined by influential authors both 
from academia and the policymaking community at different times.

2.2.1  Market share-focused competitiveness 

Delgado et al. (2012) argue that in the case of the United States the term competitive-
ness first became prominent in the context of globalization and fears about the rise 
of the Japanese economy in the 1980s. Competitiveness was therefore defined as 
the ability of a country and its firms to be successful on global markets. We call this 
definition market share-focused competitiveness. As authors like Camagni (2002) 
put it, globalization led to a situation where not just companies but also nations 
compete with each other on the basis of absolute advantage, thus contrasting Krug-
man’s view on competitiveness. Competition is seen less as a dynamic process gen-
erating benefits for all but as one that creates winners and losers. This view was 
shared by the OECD (1992), which defined the competitiveness of a nation as “the 
degree to which it can, under free and fair market conditions, produce goods and 
services which meet the test of international markets, while simultaneously main-
taining and expanding the real incomes of its people over the longer term”. Moving 
another step further, the IMD (International Institute for Management Develop-
ment), which started releasing its World Competitiveness Yearbook in 1989, defined 

“world competitiveness” as “the ability of a country or a company to, proportionally, 
generate more wealth than its competitors in the global markets” (IMD 1994). Com-
petitiveness is thus interpreted as a relative concept, as not all countries together 
can gain from increasing competitiveness. There must be both winners and losers. 

This also necessitates a specific view on the enablers of competitiveness. Quali-
ty-related elements of competitiveness are seen as important, and policies boosting 
R&D investment are advocated (de Buck/Strube 2004). However, stronger demands 
are placed on price and institutional competitiveness. Some scholars emphasize 
the importance of low labour unit costs for the competitiveness of a nation and its 
companies (Beyfuß et al. 2002; Brück et al. 2004). Put simply, they argue that “high 
labour costs diminish competitiveness, whereas low costs improve it” (Beck 2020). 
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Others like Blanchard (2004) or Saint-Paul (2004) argued in the context of Europe-
an competitiveness debates for deregulating labour market institutions, lowering 
unemployment benefits or employment protections. Business leaders highlighted 
the importance of competitiveness as the guiding principle for European economic 
policy. While intensified trade liberalization was demanded, unilateral European 
policies to tackle climate change were seen as a risk to competitiveness, as they gen-
erate additional costs for companies compared to those countries that pursue no or 
weaker climate policies (Seillière 2006). Lower working times in Europe compared 
to Japan and the US were also viewed critically (de Buck/Strube, 2004). Recently, 
industry-friendly lobby groups have stressed the importance of lowering energy 
prices to maintain the EU’s competitiveness (BusinessEurope 2024).

2.2.2  Productivity-focused competitiveness

Although discussions on the topic had started before, Michael Porter’s book The 
Competitive Advantage of Nations, first published in 1990, is often seen as a major 
impetus for accelerating the modern debate on competitiveness (Aiginger 2006). 
Porter argues that it is productivity and innovation-induced productivity gains 
that determine the ability of a nation to create and maintain high standards of liv-
ing. Porter can therefore be seen as one of the first proponents of productivity-fo-
cused competitiveness. Reducing competitiveness to low unit labour costs or trade 
surpluses is viewed as short-sighted by Porter. He proposes the concept of “com-
petitive advantage”, which is a country’s ability to create an environment where in-
dustries can innovate, improve productivity and compete successfully in interna-
tional markets. This ability is determined by the “diamond of national advantage” 
which includes (i) factor conditions, such as skilled labour and infrastructure; (ii) 
demand conditions; (iii) related and supporting industries, i.e. the presence or ab-
sence of supplier industries or clusters; (iv) company strategy, structure and rival-
ry, which shape how companies are created, organized, make strategic decisions, 
and position themselves on both domestic and international markets. According-
ly, there is no “one-size-fits-all” approach to achieve competitiveness; rather, coun-
tries can gain competitive advantages in different industries with different combi-
nations of factors, as exemplified by various case studies in the book (Porter 1998). 
Innovation capacities and access to capital markets are viewed as enablers of com-
petitiveness (Porter 2004). Later work within the same framework has stressed that 
governments cannot improve competitiveness through fiscal and monetary policy, 
but can do so by creating social infrastructures and strong institutions such as rule 
of law, property rights, education or public safety (Delgado et al. 2012). Other schol-
ars whose definition of competitiveness falls into the same category include Ough-
ton and Whittam (1997) or partially Boltho (1996), who argue that in the short term 
relative cost differentials are a significant constituent of competitiveness, but in 
the long term productivity based on institutional elements is central. 
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Around the time that the initial concepts of productivity-focused competitiveness 
were developed, international institutions started publishing regular reports on 
the competitiveness of nations. Starting in 1979 and lasting until 2020, the World 
Economic Forum (WEF) published annual reports under the title Global Competi-
tiveness Report. Influenced by Porter, from 2004 until 2019 the report defined com-
petitiveness as “the set of institutions, policies and factors that determine the level 
of productivity of a country” (Schwab 2019; Voinescu/Moisoiu 2015). 

2.2.3  Beyond-GDP competitiveness

Against the backdrop of the debate on environmental sustainability, other authors, 
including Karl Aiginger, have argued in favour of an even broader and more com-
prehensive definition. Here, competitiveness is seen either as the “ability of a coun-
try or location to create welfare” (Aiginger 2006), or more holistically as the ability 
of a country “to deliver the Beyond-GDP goals for its citizens, today and tomorrow” 
(Aiginger et al. 2013).1 Therefore, in this paper this approach to the concept of com-
petitiveness is called beyond-GDP competitiveness. Proponents of this approach do 
not argue that price factors are completely irrelevant to a country’s competitive-
ness. Instead they argue that low- and middle-income countries can be successful 
with a “low-road path” focused on lower costs and prices, while high-income coun-
tries should prioritize “high-road paths” focusing on high-quality education, tech-
nology and social structures (Aiginger/Vogel 2015). Fundamental to this approach 
is the centrality of outcome indicators for assessing overall competitiveness, in-
cluding poverty rates, (youth and long-term) unemployment, resource productivi-
ty or greenhouse gas emissions (Aiginger et al. 2013). 

In their 2013 paper, Aiginger et al. not only develop an improved concept of com-
petitiveness but also discuss how competitiveness can be evaluated. They conclude 
from this analysis that focusing solely on price elements risks neglecting other rel-
evant enablers of competitiveness. Additionally, by comparing European with US 
indicators, they find that with a more broadened outcome perspective, the EU is, at 
least partially, in a comparatively better position. 

1	 In parallel to the debate on sustainable development and the UN Agenda 2030 including the 
Sustainable Development Goals, the beyond-GDP definition of competitiveness was adopted as the 
basis for various conceptualizations of “sustainable competitiveness”, as used e.g. by the Austrian 
Productivity Council (Produktivitätsrat 2023).
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2.2.4  Comparing the three concepts of competitiveness

Table 1: A classification of different concepts of competitiveness

Market share-focused 
competitiveness

Productivity-focused 
competitiveness

Beyond-GDP competi-
tiveness

Context Increasing globalization, 
newly emerging industriali-
zed countries

End of Cold War, increasing 
globalization

Increasing globalization, 
climate crisis, eurozone 
crisis

Price elements Low labour costs, low tax 
rates, low energy costs

Low labour costs can only 
boost competitiveness in 
the short term

Low costs important only 
for low-income countries, 
productivity more im-
portant for high-income 
nations

Institutional  
elements

Business-friendly regulatory 
environment, weak labour 
and environmental stan-
dards, liberal trade policy, 
strong business-science 
relationships, educated 
workforce

Strong institutions, 
presence of clusters 
and supplier industries, 
correct identification of 
markets and strategies, 
educated workforce, good 
infrastructure, high rates of 
innovation

Strong social institutions, 
clusters, social systems, 
sufficient demand, educa-
ted workforce, high-qua-
lity goods and services, 
innovation

Outcome elements High export market shares 
and GDP per capita

Increasing productivity as 
main outcome

Relevance of not only GDP 
per capita, but also social 
and ecological indicators

Proponents Beyfuß et al. 2002; Blanchard 
2004;  
de Buck/Strube 2004

Delgado et al. 2012; Porter 
1998

Aiginger 2006; Aiginger et 
al. 2013; Aiginger/Vogel 
2015

Source: own elaboration

To provide a concise overview, Table 1 compares the discussed definitions with 
respect to the key elements mentioned above. All three concepts discuss compet-
itiveness within the context of an increasingly globalizing world economy, while 
the beyond-GDP definition also attaches importance to the climate crisis. The ques-
tion whether price elements – including low labour costs – drive competitiveness 
is discussed by all concepts. However, only the market share-focused competitive-
ness scholars view low labour costs as a crucial factor in determining competitive-
ness. In contrast, the other concepts typically view a narrow focus on labour costs 
as short-sighted. Regarding the institutional facets of competitiveness, the market 
share-focused approach explicitly highlights the importance of a business-friend-
ly regulatory environment, especially in the context of the EU. While proponents 
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of beyond-GDP competitiveness value strong social institutions and social sys-
tems, proponents of a market share-focused concept consider lower levels of la-
bour and environmental protections to be relevant. Both productivity-focused and 
beyond-GDP competitiveness scholars discuss the relevance of identifying and 
creating markets and demand for goods and services. All concepts discuss the 
importance of a highly educated workforce and of a modern infrastructure. Argu-
ably the largest differences exist regarding outcome competitiveness. The market 
share-focused concept of competitiveness views high GDP per capita and high ex-
port market shares as important. In contrast, proponents of a productivity-focused 
definition of competitiveness see high productivity not just as an enabler of com-
petitiveness, but as the key indicator and outcome variable. The beyond-GDP schol-
ars advocate a more holistic approach and highlight the importance of social and 
ecological indicators. 

What becomes clear from this analysis is that a concise and consensual definition 
of what constitutes competitiveness does not exist. This underscores the impor-
tance of clearly defining what is meant when discussing competitiveness in pub-
lic policy debates.

3.  The state of the EU’s competitiveness

Following the classification of competitiveness concepts elaborated above, indica-
tors for the three different concepts are presented below, benchmarking the com-
petitiveness of the EU against that of the US. It must be stated that the discussion of 
an indicator with respect to a concept of competitiveness does not mean that this in-
dicator is only relevant for this specific concept. On the contrary, some indicators 
are relevant for multiple or all concepts, though different weights may be assigned 
to them. Wherever possible, indicators are presented on major economic activity 
level as well as detailed economic activity level for key high-tech sectors. As a re-
sult, the strengths and weaknesses of the EU economy can be more precisely iden-
tified. Unfortunately, statistical offices, especially Eurostat, often do not provide 
statistics such as unit labour costs (ULCs) or labour productivity on a disaggregat-
ed level. Hence, the authors were forced to conduct their own calculations. These 
indicators are then compared to Draghi’s (2024c) empirical results. We will argue 
that Draghi’s conclusions are somewhat abridged, as they do not do justice to the 
complexity of the presented statistics and neglect some relevant statistics entirely. 

3.1  Market share-focused indicators

Following the market share-focused concept of competitiveness presented above, 
several relevant indicators for assessing an economy’s competitiveness can be 
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identified. Unit labour costs and energy costs are utilized to assess competitiveness 
regarding price elements from a market share-focused perspective. Activity profit-
ability statistics are used to assess outcome elements from a market share-focused 
perspective. 

3.1.1  Input-related price elements: Labour costs and energy prices

In the introduction of the market share-focused concept of competitiveness, we 
showed that multiple authors (Beck 2020; Beyfuß et al. 2002; Brück et al. 2004) ex-
plicitly argue that there is a negative correlation between rising labour costs and 
competitiveness. To compare the competitiveness of the EU and the US in this re-
gard, the following figures show the development of unit labour costs in both econ-
omies from 2010 to 2024. Unit labour costs are defined as the ratio between the com-
pensation of employees from national accounts statistics and total output in the 
respective sector, both at basic prices. For the EU’s main economic activities, data 
was acquired from Eurostat (2026c) national accounts statistics. This was not possi-
ble for detailed activities, as Eurostat national accounts data is incomplete on a dis-
aggregated industry level. Hence, Eurostat (2026e) symmetric input-output tables 
had to serve as a replacement. For the US, the Bureau of Economic Analysis’s indus-
try economic (BEA 2025b) and national income accounts (BEA 2025d) were used. 

Figure 1: Unit labour costs, main economic activities

Note: Unit labour costs = Compensation of employees/Output 
Own calculations; Sources: Eurostat, BEA
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Figure 1 shows the development of ULCs on the main activity level. It can be ob-
served that, generally speaking, on a total economy level ULCs are slightly below 
2010 values for both economies, with the decrease being slightly (0.29pp) more 
pronounced in the United States. Because of the figure’s starting point, relatively 
higher ULC increases in the EU compared to the US before 2010 cannot be seen. In 
both economies a period of rising ULCs before the Covid-19 pandemic and a sudden 
increase during the pandemic – caused by lower output due to lockdowns – can 
be noted. Since 2022, however, an increase in ULCs in the US of 2.59pp can be ob-
served; in the EU this increase amounted to 6.54pp. Differences arise when devel-
opments regarding ULCs in the manufacturing and service industries are analysed. 
In EU manufacturing, ULCs were 2.13% lower in 2024 than in 2010; in the US they in-
creased by 12.86% in the same period. In contrast, in US service industries, ULCs de-
creased by 6.58% between 2010 and 2024, while in the EU they decreased by a mere 
1.49%.

Figure 2: Unit labour costs, key detailed economic activities

Note: Unit labour costs = Compensation of employees/Output 
Own calculations; Sources: Eurostat, BEA

Figure 2 shows the development of ULCs for specific high-tech activities that the 
innovation literature typically considers key to determining competitiveness. The 
time period is 2010 until 2023, as more recent data were not available. Some differ-
ences exist between EU and US nomenclature, as indicated in parentheses. However, 
mostly the same activities are included. In contrast to the European NACE classifi-
cation, the North American NAICS classification does not recognize the manufac-
ture of pharmaceutical companies as a 3-digit subsector (Office of Management and 
Budget 2022). For the case of the EU, pharmaceutical and chemical manufacturing 
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were combined. Observing Figure 2, significant differences between the EU and US 
become evident. In all included manufacturing activities, European firms saw de-
creases of ULCs in the range of 9.58% (chemicals and pharmaceuticals) and 2.74% 
(computer, electronic and optical products). In contrast, ULCs in Information and 
communication activities have increased by 4.71%. As in Figure 1, a period of in-
creasing ULCs can be observed since 2022. It is therefore possible that the trend of 
decreasing ULCs is starting to reverse. Meanwhile, sectoral heterogeneity in the US 
is larger. While ULCs in Information and communication activities have decreased 
by 40.29%, the ULCs of most selected manufacturing activities increased. Only in 
the Manufacture of electrical equipment was a significant decrease of 13% observed. 
Activities such as the Manufacture of chemicals and pharmaceuticals (+11.7%) and the 
Manufacture of computer, electronic (and optical) products (+33.54%) witnessed sig-
nificant increases of ULCs. 

All in all, according to the calculations presented here, neither the EU nor the US 
was able to gain wide-reaching price competitiveness over each other as far as 
ULCs are concerned. While there were some gains for the EU in manufacturing ac-
tivities, these were offset by gains for the US in service activities.

However, labour costs are not the only input price component that is relevant from 
a market share-focused perspective. In recent years, especially following the war 
in Ukraine and ongoing decarbonization efforts, the competitiveness of EU ener-
gy prices became a talking point. Since 2014, the EU Commission has published six 
reports on energy prices and costs, accompanied by external studies. Additionally, 
the Commission provides five visualization tools concerning energy costs and pric-
es for EU industries and households in comparison with major trading partners 
(European Commission 2025b). Figure 3 shows the development of EU and US en-
ergy retail prices for industry in 2023 prices from January 2014 to February 2024. 
The data is provided by the dashboard for energy prices in the EU and main trading 
partners (European Commission 2025a). It can be observed that while both electric-
ity and natural gas prices were higher in the EU even before the energy price crisis, 
the gap has grown significantly since 2021. In January 2020, the natural gas prices 
paid by EU industry were 67.6% higher than those paid by their US counterparts. In 
January 2024 they were 228.6% higher, meaning the ratio more than tripled in size. 
Electricity retail prices paid by EU industry in January 2020 were 33% higher than 
US prices. This gap also increased by around a factor of three and by January 2024 
prices were 100.3% higher in the EU than in the US. Not only did the energy price 
crisis affect the EU much more strongly at the time, but it has also had impacts that 
last to the present day. 

The 2024 study on energy prices and costs discusses the impact of rising energy 
costs on the EU’s competitiveness on a detailed industry level (Trinomics 2025). Un-
fortunately, data on a sufficiently comprehensive scale is only available up to 2021. 
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Figure 3: Industry energy retail prices

Note: EU and US industry energy retail prices, excluding recoverable taxes and levies 
Source: European Commission

The authors of the study show that for most European activities – and for all activ-
ities that we previously defined as key to EU competitiveness – the share of ener-
gy costs in total production costs either decreased or stayed constant in the period 
2014–2021. However, unsurprisingly this trend was reversed in 2021 with the full 
extent of the energy price crisis’ effect not yet visible in the data available. In gener-
al, during this period energy cost shares within the EU tend to be lower or compa-
rable to other G20 countries. To investigate recent developments, Trinomics (2025) 
supplement data collected directly from 81 plants across ten industrial sectors in 
2023. These mainly include energy-intensive industrial activities, but also the stra-
tegic Batteries and Automotive activities. They find that in activities such as Alu-
minium, Ferro alloys and silicon, or Chemicals, energy costs are significantly lower 
in competitor countries. These price increases did correlate with production and 
profitability decreases. However, for the Batteries and Automotives activities this 
impact on competitiveness was lower due to lower energy intensity. 

By way of summary, labour costs within the EU do not appear to develop in a man-
ner that would be harmful to industrial competitiveness. Quite the contrary: the 
calculations presented in this chapter present the EU favourably in this regard. 
However, rising energy prices could constitute a danger to the competitiveness of 
especially energy-intensive manufacturing in the EU. 
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3.1.2  Assessing output elements using profitability

As argued in section 2.2.1, competitiveness by proponents of what we call a market 
share-focused perspective first defined competitiveness as the ability of a country 
and its companies to be successful on global markets (Delgado et al. 2012). In this re-
gard, examining the profitability of individual industries seems warranted. Several 
methods exist to calculate activity-wide profitability using national accounts data. 
A common way is to calculate profit shares, e.g. the ratio of gross operating surplus 
and gross value added. In this case, this is not a suitable method as the profit share 
shows the distribution of value added between capital and workers and says little 
about the profitability of an activity. Instead, we decided to calculate the gross re-
turn rate on capital, dividing an activity’s gross operating surplus by its total fixed 
assets. Gross operating surplus is again obtained from industry-by-industry sym-
metric input-output tables provided by Eurostat (2026e) and from the BEA’s indus-
try economic accounts (BEA 2025a). Data on capital stocks by economic activities 
are also provided by Eurostat (Eurostat 2025b) and the BEA (BEA 2025a). 

Figure 4: Profitability, main economic activities

Note: Profitability = Gross operating surplus/Total net fixed assets 
Own calculations; Sources: Eurostat, BEA
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and the US the construction and manufacturing industries are the most profitable 
as far as return rates on capital are concerned. Construction in the US (88.47% in 
2022) has especially high return rates on capital, also compared to the EU (30.7%). 
As the construction sector is a significant outlier compared to the other activities, 
it was excluded from the figure to increase readability. In manufacturing activities 
(EU: 27.01% in 2022, US: 24.11%) higher return rates can be observed in the EU. The 
fact that return rates on capital in total are higher in the US is mainly influenced 
by the return rates observed in the very large services sector (EU: 10.29% in 2022, 
US: 16.18%).

3.2  Productivity-focused indicators

In section 2.2.2, we argued that proponents of what we defined as a productivity-fo-
cused concept of competitiveness view productivity as the key outcome element of 
competitiveness. Hence, in this section we will discuss and compare productivity 
indicators for EU and US industries. Before that, however, it is also of relevance to 
examine the enablers of productivity and consequently competitiveness from the 
perspective of a productivity-focused concept of competitiveness. As Porter (2004) 
views innovation as an enabler of competitiveness, we will focus on the topic of 
R&D. Additionally, Draghi (2024b) argues that closing the innovation gap with the 
EU’s competitors is pivotal for European competitiveness. 

3.2.1   Research and development indicators

To assess the innovation abilities of the EU in comparison with the US, we will con-
sult statistics on the topic of R&D expenditures and outcomes.

Figure 5: R&D expenditure by source of funds 

Sources: Eurostat/OECD
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Figure 5 shows gross domestic expenditure on R&D by source of funds in the EU 
and the US as a percentage of GDP for the years 2010 to 2022.2 Data are obtained 
from Eurostat and the OECD (Eurostat/OECD 2025). In the sub-plot for each year, 
the stacked bar on the left shows EU R&D expenditure, the stacked bar on the right 
shows US R&D expenditure. For the years 2015 and 2022 the data for the EU was in-
complete; therefore, no disaggregation by source of funds can be provided. Three 
observations can be made. First, over the entire period gross domestic R&D expen-
diture was higher in the US than in the EU. Second, this gap increased over time. In 
2010, R&D expenditure in the EU amounted to 1.96% of GDP, in the US it amounted to 
2.71% – a gap of 0.77pp. By 2022 this gap increased to 1.26pp. Third, this gap is main-
ly driven by the R&D expenditure of the business enterprise sector. The business 
enterprise sector includes both private and public enterprises, as long as they op-
erate on a market basis (OECD 2015). In 2021, the US business enterprise sector re-
corded R&D expenditure amounting to 2.39% of GDP. In contrast, the EU business 
enterprise sector only recorded R&D expenditure amounting to 1.29% of GDP. Re-
garding the provision of financial resources for innovation, an inferior perfor-
mance of the EU compared to the US can hence indeed be determined. Following on 
from this, an investigation of R&D expenditure by economic activity would be war-
ranted. Unfortunately, while Eurostat (2025) does in theory provide data on busi-
ness enterprise expenditure on R&D by economic activity, the data are very incom-
plete. For example, it is not possible to obtain data for EU-wide R&D expenditure 
in the information and communication technology (ICT), manufacturing or phar-
maceutical activities. This again emphasizes the difficulty of providing a nuanced 
analysis of the EU’s state of competitiveness.

To assess the outcome of R&D endeavours, Figure 6 depicts patent grants by tech-
nology and applicant’s origin. Data are obtained from the World Intellectual Prop-
erty Organization’s (WIPO) intellectual property statistics data centre (WIPO 
2024). Data were aggregated by larger fields of technology.3 Again, it can be ob-
served that through the entire depicted period, the number of patents granted to 
US applicants was higher than those granted to EU applicants. The gap between 

2	 Publications such as the Frascati Manual (OECD 2015) discuss how R&D is organized differently in the 
EU and the US. More frequent extramural R&D in the US and the capitalization of development costs 
in the EU can influence statistics and make R&D intensity in the US appear comparatively higher than 
it is.

3	 Consumer technologies consist of furniture/games and other consumer goods. Infrastructure & 
transport consist of transport and civil engineering. Materials & chemical engineering consists 
of macromolecular chemistry/polymers, basic materials chemistry, surface technology/coating, 
chemical engineering, and environmental technology. Information and communication technology 
includes audiovisual technology, telecommunications, digital communication, basic communication 
processes, computer technology, IT methods for management, semiconductors, and optics. Life scien-
ces consist of analysis of biological materials, medical technology, organic fine chemistry, biotechno-
logy, pharmaceuticals, and food chemistry. Finally, mechanical & industrial engineering consists of 
electrical machinery/apparatus/energy, measurement, control, microstructural and nanotechnology, 
handling, machine tools, engines/pumps/turbines, textile and paper machines, other special machi-
nes, thermal processes and apparatus, and mechanical elements.
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patents granted to EU and US applicants increased in both absolute and relative 
terms. Heterogeneity exists between different fields of technology. In 2022, the EU 
applicants had slight surpluses within the fields mechanical & industrial engineer-
ing, as well as infrastructure & transport, compared to US applicants. US applicants 
had slightly more patents granted in the materials & chemical engineering and con-
sumer technology fields. Dramatic differences can be observed when the fields in-
formation and communication technology and life sciences are examined, which 
roughly correlate with the key, high-tech economic activities defined above. In 2022, 
113,726 patents were granted to US applicants in the field of information and com-
munication technology. Only 29,851 patents were granted to EU applicants in the 
same field – around a quarter of the US amount. In the field of life sciences, 52,966 
patents were granted to US applicants in 2022. In contrast, 25,301 life sciences pat-
ents were granted to EU applicants, roughly half the US amount. 

Figure 6: Patent grants by technology and applicant’s origin

Source: WIPO

Putting both figures together, it appears as if there indeed is an “innovation gap”, as 
was argued by Draghi (2024b). This gap seems to be driven by relatively low R&D 
expenditure by EU business enterprises. As far as the number of patents granted 
is concerned, there appears to be no sizeable difference in technology fields such 
as consumer technologies, infrastructure & transport or materials, chemical, me-
chanical, and industrial engineering.
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3.2.2  Labour productivity

Labour productivity is one of the most discussed indicators in the context of com-
paring the competitiveness of different economies. However, labour productivity 
statistics are often only shown on the national economy level. One notable excep-
tion is the Draghi Report, which provides labour productivity statistics for a se-
lected number of industries and a selected sample of EU countries (Draghi 2024a). 

Comparing readily available labour productivity statistics is difficult. On the one 
hand, definitions are inconsistent. Both measures that define productivity as GDP 
(or GVA) per one hour worked and gross output per hour worked are common. On 
the other hand, data on disaggregated activity level are hard to come by, especially 
for the European Union. In this paper, we define labour productivity as real gross 
value added per hour worked. Figure 7 shows the development of labour produc-
tivity for the EU and US by main economic activities. Data were obtained from Eu-
rostat national accounts statistics (Eurostat 2026b, 2026c), the BEA (2025e) and the 
BLS (2025).

Figure 7: Labour productivity, main economic activities

Note: Labour productivity = Real gross value added / Hours worked 
Own calculations; Sources: Eurostat, BEA, BLS
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to increase in the US. EU manufacturing activities recorded higher productivity 
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gains (24.41% vs. 11.01%) than their US counterparts. However, the entirety of this 
growth again occurred before 2020, with small productivity declines in EU manu-
facturing activities since then. In contrast, labour productivity in service activities 
increased by 19.89% in the US between 2010 and 2024 and by only 9.72% in the EU. 
Furthermore, mining and quarrying, as well as utilities activities, recorded produc-
tivity gains in the US and losses in the EU. 

Figure 8 shows labour productivity statistics for the same selected detailed eco-
nomic activities as above. There was no available Producer Price Index (PPI) for 
the activity Computer programming, consultancy, and information service activities, 
only for the activities Computer programming, consultancy and related activities 
and Information service activities. Therefore, the average of the two activities was 
taken to convert gross value added into real prices for the activity Computer pro-
gramming, consultancy, and information service activities. Hours worked by activi-
ty are obtained from Eurostat population and employment in national accounts sta-
tistics (Eurostat 2025c). Finally, we calculated labour productivity by dividing GVA 
by hours worked by activity and subsequently converted this into an index with 
2010 as 100. Calculating labour productivity for US activities was more straightfor-
ward, as we were able to obtain both hours worked by activity and real GVA by ac-
tivity from the BEA’s (2025b) industry economic accounts. 

Figure 8: Labour productivity, selected detailed economic activities

Note: Labour productivity = Real gross value added / Hours worked 
Own calculations; Sources: Eurostat, BEA, BLS

Figure 8 shows labour productivity for the detailed activities selected for the pur-
pose of this paper. Parentheses again indicate that activities have slightly different, 
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albeit still comparable, definitions within the NACE and NAICS classifications. Suf-
ficient data for the activity Manufacture of pharmaceuticals were only available for 
the EU; for the US, only data for the larger Manufacture of chemical products activ-
ity, which incorporates the manufacture of pharmaceuticals, were obtainable. For 
the EU, data for gross value added by activity were obtained from Eurostat sym-
metric input-output tables (Eurostat 2026e). As the input-output statistics are con-
structed in current prices, they first needed to be converted to real prices. For the 
manufacturing activities, producer price indexes were used (Eurostat 2026d). For 
the activity Information and communication, it was possible to calculate the implic-
it deflator by comparing real and current price GVA from regular national account 
statistics (Eurostat 2026c). Data regarding hours worked by activity were obtained 
from Eurostat national account statistics as well (Eurostat 2026b). For the US, data 
were again obtained from the BEA (2025e) and the BLS (2025).  

Based on the constructed dataset, it can be observed that the EU-27 gained a pro-
ductivity advantage in the Manufacture of computer, electronic, and optical products. 
Between 2010 and 2023, productivity in the sector increased by 110.37% in the EU 
and by 61.05% in the US. In contrast, productivity gains in the Information and com-
munication service activities were much higher in the US (124.19%) than in the EU 
(~28.57%). Labour productivity in EU chemical manufacturing activities increased 
by ~24.26%, while in the US they decreased by 2.70%. 

At this point, issues regarding data availability, comparability, and consistency 
need to be discussed. As stated above, there are various ways to define labour pro-
ductivity. Additionally, differences regarding the conversion from current to real 
prices can create inconsistencies, which could be a potential caveat of this paper’s 
approach. One the one hand, these issues may explain why productivity analyses at 
the detailed economic activity level were not conducted frequently in the past. This 
again highlights the need for better statistics on the activity level. One the other 
hand, these issues also show that productivity indicators need to be taken with cau-
tion and do not suffice to assess competitiveness alone. 

3.3  Beyond-GDP indicators

To finish the assessment of European competitiveness from the perspective of 
three different conceptualizations of the term, we now address the beyond-GDP 
notion of competitiveness. Aiginger et al. (2013) show that there is a plethora of in-
dicators suitable for discussions from a beyond-GDP perspective that exceeds the 
scope of this paper. In the following, we focus on human development, GDP and re-
source efficiency indicators. 
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3.3.1  Comparing HDI trajectories

A commonly used indicator to assess economic development from a beyond-GDP 
perspective is the Human Development Index (HDI) provided by the UN Develop-
ment Programme. It includes indicators on life expectancy, education and GNI. Less 
known is the inequality-adjusted HDI (IHDI) introduced in 2010, which accounts for 
inequality in health, education and income. Figure 9 shows both indicators. Data 
were obtained from the UNDP (2025). 

Figure 9: Human Development Indexes

Note: EU-27 = own aggregation; Source: UNDP

As there is significant heterogeneity within the EU regarding (I)HDI, the two plots 
show the values for a population-weighted EU-27 average, the United States, as well 
as the EU countries with the highest (Denmark) and lowest (Bulgaria) HDI values 
in 2023. Population weighting was performed using OECD (2025a) population da-
ta. The left-hand plot shows the standard Human Development Index. It can be ob-
served that on average, the HDI of the US is higher than that of the EU-27. Howev-
er, in the years 2010–2023 it must be noted that the EU-27 caught up, driven by both 
the upper and lower tail of the member states distribution. In 2010, the popula-
tion-weighted EU-27 average HDI was 0.887, while the US’s HDI was 0.919. In 2022, 
the population-weighted EU-27 average HDI was 0.922, while the US’s HDI was 
0.938. The right-hand side of the plot shows the inequality adjusted HDIs. Data for 
Denmark were only available for years from 2014 onwards. Adjusting for inequal-
ity visibly reduces both the EU-27’s and the US’s HDI by around 10%. However, this 
reduction is stronger for the US, leading to the EU-27 surpassing the US in terms of 
IHDI in 2017.
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3.3.2  GDP and resource productivity

Finally, from an outcome perspective the beyond-GDP conceptualization of compet-
itiveness advocates – as the name implies – for including other indicators besides 
GDP, not necessarily excluding it (Aiginger et al. 2013). In this section, the paper fo-
cuses on relating GDP to ecological concerns by presenting statistics on resource 
productivity, i.e. GDP per tonne of domestic material consumption (DMC). The plot 
on the left of Figure 10 shows indexed GDP per capita (Purchasing Power Parity – 
PPP) in constant 2021 international USD. Data were obtained from the World Bank 
(n.d.). As far as level GDP per capita is concerned, as early as 2010 there was a gap 
between the two economies. The US recorded a GDP of US  $59,789.41 per capita, 
while the EU recorded a GDP of US $45,250.39 per capita. As Figure 10 shows, this 
gap has widened between 2010 and 2024, as GDP grew by 26.26% in the US and by 
only 20.08% in the EU. The growth trajectories of both economies diverged especial-
ly since the pandemic. 

The plot on the right of Figure 10 shows the resource productivity of both econo-
mies, defined as GDP per tonne of domestic material consumption. Again, World 
Bank GDP data were used; statistics on DMC were obtained from OECD material 
flow accounts (2025b). It can be observed that in 2024, resource productivity in the 
EU-27 was US $3,783.40 per tonne of DMC while in the US it was only US $3,101.25 
per tonne. Between 2010 and 2024, resource productivity increased by 30.29% in 
the EU and by 28.40% in the US. 

Figure 10: GDP and resource productivity

Resource productivity = Own calculation; Sources: World Bank, OECD

From this perspective, higher nominal GDP in the US is the outcome of a different 
economic structure, based on largely privatized public services and social systems 
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with inflated expenditure dynamics that deliver inferior results compared to the 
European welfare system. The EU-27 provide more equal living standards and re-
quire less resources to do so. In times of the climate crisis and the increased impor-
tance of supply chain resilience due to changing geopolitical conditions, the latter 
point seems especially relevant.

3.4  �Summary: Fearmongering unwarranted,  
but challenges remain

Section 3 tried to systematically assess indicators corresponding to the different 
strands of competitiveness conceptualizations defined in Section 2. Subject to lim-
its on data availability and comparability, the objective was to benchmark the state 
of the EU-27’s competitiveness in comparison to the US. By no means does this pa-
per profess to provide a completely comprehensive analysis. With a term as mul-
tifaceted as competitiveness, this would be a bold claim. However, a few important 
conclusions can indeed be drawn. First, and perhaps foremost, results vary con-
siderably across different conceptualizations. An assessment based on a market 
share-focused concept of competitiveness comes to very different conclusions than 
one based on productivity. Thus, the choice of concept largely predetermines the 
outcome. To arrive at both a more comprehensive and nuanced assessment, a full-
er picture based on a combination of different conceptualizations is needed. Adopt-
ing this perspective, the following observations are warranted:

First, labour costs in the EU-27 did not develop in a way that should have harmed 
competitiveness with the US between the years 2010 and 2024, even though 
post-pandemic increases in labour costs in the EU have accelerated. Second, while 
productivity in the EU-27 grew relatively strongly in manufacturing activities, this 
is not the case for services activities. Third, there is – as Draghi (2024b) prominent-
ly stated – an innovation gap that can be observed in both R&D expenditure and 
patent grant statistics. This gap is especially pronounced in key sectors such as ICT 
and life sciences. Fourth, EU companies fall behind their US competitors in terms 
of profitability, which is closely connected to the high profitability of the US tech gi-
ants. Fifth, high energy prices pose a risk to the competitiveness of the EU-27’s man-
ufacturing activities. Sixth, by employing a beyond-GDP perspective on outcome 
indicators, one can conclude that the EU-27 provides more equal living standards 
and requires less resources to do so. 

All in all, the state of EU competitiveness does not appear as bleak as insinuated 
by both the Draghi Report and the recent public discourse. Nevertheless, specific 
challenges, especially with respect to energy and innovation, need to be addressed. 
Whether the policy approach suggested by the Draghi Report and adopted by the 
Commission is fit for purpose, will be discussed in the subsequent section. 
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4.  What EU policy agenda on competitiveness is needed?

With the Draghi Report (2024a) and the EC’s Competitiveness Compass, the debate 
on the EU’s competitiveness returned to the centre of economic policy discussions 
from mid-2024. This was at least partially induced by geopolitical conflicts such as 
the war in Ukraine and the trade conflicts started by the second Trump administra-
tion. The exposure of strategic dependencies during the Covid-19 pandemic sure-
ly also played a part, as did the comeback of industrial policy in the US during the 
Biden administration and China’s development from being a producer of cheap con-
sumer goods to an economy with large high-tech and ICT sectors. Both the Draghi 
and Letta Reports on the future of the single market and its competitiveness ad-
dress these new geopolitical challenges (Draghi 2024a; Letta 2024). 

Notably, and in contrast to e.g. the Lisbon Agenda of 2000, the Draghi Report puts a 
strong focus on productivity growth as the central objective of a new competitive-
ness agenda. In his definition of competitiveness, he rejects the market share-fo-
cused view of competitiveness, that is, viewing international trade as a zero-sum 
game with the goal of maximizing export shares. Also, the report rejects a narrow 
focus on lowering labour costs, though it acknowledges that the currently high en-
ergy costs for European industries are of serious concern and should be tackled via 
a reform of the EU energy markets and accelerated decarbonization. Instead, Dra-
ghi argues that nowadays the major drivers of competitiveness are knowledge and 
skills embodied in the labour force as well as innovation and technological prog-
ress (Draghi 2024a). Similar to Porter (1998), productivity is seen as the key goal 
of competitiveness strategies. However, due to the changing geopolitical landscape, 
Draghi (2024b) also views security and resilience as relevant for competitiveness. 
In the context of the Twin Transformation, access to critical raw materials, for in-
stance, is seen as critical. In addition, high levels of human development, health, ed-
ucation, good governance and environmental protection are emphasized, though 
for Draghi social well-being and environmental protection can only be achieved 
and maintained through a dynamic and wealth-generating economy. Such a caus-
al understanding of the relation between economic growth and the natural envi-
ronment is of course problematic, as the overall productivity of an economy (i.e. 
total factor productivity) will be negatively affected by a deteriorating environ-
ment, in particular if environmental tipping points are not respected (Lenton et 
al. 2023). Also, the underlying assumption that there is a trade-off between eco-
nomic growth and environmental protection, is not supported by much recent re-
search (Stern/Stiglitz 2023), while the economic costs of implementing environ-
mental policies tend to be overestimated, as estimations often rely on the wrong 
counterfactuals (Pilat 2024). Thus, while the Draghi Report bears some similari-
ties to the beyond-GDP approach advocated by Aiginger et al. (2013) as well as the 
concept of sustainable competitiveness as first introduced by the World Econom-
ic Forum and later taken up by the European Commission, its conceptualization of 
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the relationship between economic growth and environmental protection is prob-
lematic. Hence, we argue that by and large the Draghi Report should be viewed as 
a proponent of a renewed, though conventional, productivity-focused definition of 
competitiveness.

Without a doubt, the Draghi Report has been of fundamental importance for shap-
ing recent EU economic policy, as can be seen e.g. in the EC’s (2025a) communica-
tion on A Competitive Compass for Europe and the 2025 Communication on the Sin-
gle Market (European Commission 2025d). These documents are explicitly based 
on the analysis in the Draghi Report, in particular on the three “transformation-
al imperatives” identified by Draghi to strengthen EU competitiveness. These are 
(i) closing the innovation gap, (ii) developing a joint roadmap for decarbonization 
and competitiveness, and (iii) reducing excessive dependencies and increasing se-
curity. More in line with the market share-focused competitiveness definition, the 
Draghi Report considers a more simplified and less burdensome regulatory envi-
ronment and a deepening of the common market as indispensable for a thriving 
high-tech sector in particular, including through the establishment of a 28th reg-
ulatory regime for start-ups and scale-ups. With respect to industrial and innova-
tion policies, Draghi (2024c) proposes setting up an “ARPA-type” innovation agen-
cy, the development of an R&I action plan, and a host of specific policy instruments 
for high-tech sectors. But Draghi goes beyond a conventional supply-side agenda 
and strongly emphasizes the provision of financial resources for R&D and invest-
ments, with €800 billion per annum seen as the minimum needed for a ten-year pe-
riod. Both public funding, in particular via the issuance of an EU common safe as-
set, and the establishment of a savings and investment union to mobilize private 
finance are proposed in this regard. 

While the Draghi Report includes a host of pertinent policy proposals, it also sug-
gests problematic measures such as the securitization of loans, or the introduction 
of the 28th regime of corporate governance. The latter would exempt start-up and 
scale-up companies from having to comply with the respective national regulato-
ry environment, thus potentially leading to a race to the bottom for national stan-
dards in corporate law, labour law or taxation (Meyer-Erdmann/Hoffmann 2025). 
The main problem associated with the Draghi Report, however, has to do with its 
selective and biased implementation by European policymakers. More specifical-
ly, the host of recent implementation initiatives proposed by the European Com-
mission as well as many national governments, is almost exclusively focused on 
across-the-board deregulation. To be sure, the Draghi Report speaks at length about 
the need for regulatory simplification, but its strategic trajectory focuses on im-
proving the business environment for innovative start-ups by leveraging the scale 
of the European single market. It does not argue in favour of dismantling the so-
cial and environmental acquis. Yet, this appears to be precisely what the Europe-
an Commission is doing with the Omnibus initiatives, the overall goal of which is 
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to achieve at least a 25% reduction in administrative burdens for businesses, and 
at least 35% for small and medium-sized enterprises until 2029. For the year 2025, 
nine Omnibus Packages have been announced (Ey 2025), focusing on a broad range 
of issues, in particular sustainability standards (Omnibus I), investment facilita-
tion (Omnibus II), digital issues, chemicals regulation, agriculture, etc. What has 
been proposed so far, however, is not confined to reducing the administrative bur-
den attached to a particular regulation (e.g. reporting requirements) but extends 
into the core substance of existing EU regulations. For instance, with respect to the 
EU corporate due diligence directive (EUCS3D), the EC has proposed reducing the 
scope of the regulation to only very large companies, limiting due diligence obliga-
tions to direct suppliers, and removing civil liability against companies in the case 
of infringements, all of which constitute core aspects of the regulation. In effect, 
instead of regulatory simplification, it appears that a significant dilution of social, 
environmental and consumer protection standards will be the outcome of what is 
publicly presented as a reduction in administrative burdens for companies. 

Whatever its true intentions, it is important to underline that this deregulato-
ry agenda’s contribution to fostering the EU’s competitiveness will be minimal, if 
not counterproductive. The Commission’s argument that the cost savings for com-
panies will free up resources for investment in new technologies and products, is 
hardly corroborated by the evidence. For instance, the Commission has presented 
estimates that Omnibus Packages I and II will lead to annual administrative cost 
savings of around €6.3 billion or 0.04% of EU GDP (European Commission 2025e). 
As most of the respective regulations have not yet been implemented, the estimat-
ed cost savings are purely fictitious. What is more, the (expected) social benefits of 
these regulations have been excluded from the estimation exercise, as the Omnibus 
Packages have not been subjected to a regulatory impact assessment, which is oth-
erwise mandatory under EU law. But even assuming that this deregulatory agenda 
will lead to cost savings for companies, it is not clear a priori that companies will 
use the free resources for investment and innovation purposes. Given the EU’s dire 
economic outlook, it might well be the case that these resources are saved or used 
for shareholder payouts.

Moreover, there is a plausible argument to be made that in the long term, the dereg-
ulatory agenda will actually undermine European competitiveness. The original 
logic for e.g. introducing corporate sustainability measures such as the CS3D and 
CSRD was to leverage the size of the EU market – representing a full 20% of global 
consumption – to raise labour and environmental standards worldwide. In the ab-
sence of multilateral institutions powerful enough to enforce compliance with, for 
instance, ILO Core Labour Standards or the Paris Climate Agreement, the EU want-
ed to level the global playing field by requiring private companies and their exten-
sive supply chains to impede the social and environmental dumping that damages 
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European producers (Duval 2025). Similar arguments apply with respect to other 
Omnibus initiatives, for instance on chemicals or data protection.

Devoid of sound economic logic, the prevailing deregulatory agenda of the EC will 
do little to contribute to increasing the EU’s competitiveness as outlined by the Dra-
ghi Report. In fact, Draghi’s recent pronouncements have been rather critical of 
the lack of substantive action by EU policymakers to implement the agenda he pro-
posed in his report (see e.g. Draghi 2024c). Notably, not only for Draghi but more 
recently also for other prominent EU policymakers like ECB President Christine 
Lagarde,4 it has become clear that the future sources of growth for the Europe-
an economy will not come from exports but must come from catalysing domestic 
sources of growth. If this is the case, then the current agenda’s focus on lowering 
EU regulatory standards vis-à-vis international competitors is simply beside the 
point.

In contrast, EU policymakers would be well advised to tackle the innovation deficit 
and the energy issue with a targeted set of measures. With respect to the innovation 
deficit, innovation policies should be based on a transformative mission-oriented 
approach (Edler et al. 2025). The policy focus should be oriented towards high-tech 
and key enabling technologies (KETs), as these serve as innovation drivers and pro-
vide the foundation for sustained competitiveness, prosperity and productivity 
gains across sectors. By investing in KETs, such as advanced manufacturing, nano-
materials, life sciences, microelectronics, photonics and quantum technologies, Eu-
rope would not only foster the emergence of future general-purpose technologies 
(GPTs), but also strengthen technological sovereignty and resilience in the face of 
global competition. Given recent experience with mission-oriented approaches in 
the EU (Mazzucato/Kattel 2025), it will be of critical importance to strengthen state 
capacity and capabilities, as they provide the strategic foresight, policy coherence 
and implementation power needed to properly plan, fund, regulate, monitor and 
adjust the many interdependent initiatives that KETs and GPTs require. Govern-
ments could also use public procurement to proactively stimulate market demand 
for new technologies and products in a more systematic fashion (Mazzucato et al. 
2025). Targeted public support should be coupled with strong performance stan-
dards and social conditionalities for companies (Mazzucato/Rodrik 2023). It is also 
crucial that policies ensure broad and socially balanced access to high-tech benefits, 
addressing risks of inequality, digital divides and social exclusion through educa-
tion, infrastructure and inclusive frameworks.

The energy issues in the European Union relate both to security of supply and high 
prices. The Draghi Report proposes a reform of the EU energy markets, where the 

4	 See Christine Lagarde’s speech at the European Banking Forum on 21 November 2025 (https://orf.at/
stories/3412232/; accessed 15 May 2026).

https://orf.at/stories/3412232/
https://orf.at/stories/3412232/
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merit order principle leads to inflated prices, and accelerated decarbonization. 
Though both proposals are straightforward in their economic logic, implementa-
tion is progressing too slowly. We agree that the only long-term solution to effec-
tively resolve both problems is the accelerated shift to renewables, though we think 
the report’s confidence in the private sector supplying the necessary investment is 
not supported by the facts (Christophers 2025). Economic remedies, such as the re-
cently implemented “Industriestrompreis” in Germany (also planned in Austria), 
i.e. a subsidized cap on energy prices for energy-intensive industries, will bring 
short-term relief at best, but will not solve the underlying problem (Südekum/We-
ichenrieder 2023). Instead, a massively scaled-up EU investment programme for re-
newable energy, with a focus on solar, wind, geothermal and green hydrogen, will 
be pivotal. At the same time, the electricity grids must be expanded quickly and the 
gas grids must be dismantled or converted. Battery and pumped storage, flexibili-
ties and digitalization must be systematically integrated in the energy system. En-
ergy storage, smart grids, e-mobility with the integration of charging infrastruc-
ture and vehicles as flexible storage, as well as flexibly controllable power plants 
and digital platforms for intelligent networking and control, must be enforced. 
Given the higher prices for renewable energy in Europe and because of private 
capital’s insufficient and declining interest in investing in renewables and trans-
forming the energy system, a public funding preference should be given to not-for-
profit companies, e.g. public companies or energy cooperatives at local, regional or 
national levels, while preferential guarantees and loans should be provided wide-
ly through the EIB. The next EU financial framework should provide greater sup-
port for trans-European energy grids (Raza et al. 2026). The shift to renewable en-
ergy sources will not only lower energy prices, but also provide the basis for the 
sustainable transformation of energy-intensive industries (such as steel, cement 
or chemicals).

5.  Conclusion

In this paper, we have scrutinized the recent debate on the need for promoting Eu-
ropean competitiveness, as prominently diagnosed by the Draghi Report. By disag-
gregating the overall academic and policy-oriented debate on competitiveness into 
three distinct strands – market share-focused competitiveness, productivity-fo-
cused competitiveness, and beyond-GDP competitiveness – we then performed a 
descriptive statistical analysis of competitiveness indicators for both the European 
Union and the United States. Our assessment concludes that by and large the state 
of EU competitiveness does not appear as bleak as is insinuated by both the Draghi 
Report and the recent public discourse. Nevertheless, specific challenges, particu-
larly with respect to innovation and energy, need to be addressed. 
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Notwithstanding its conceptual flaws and partially problematic policy proposals, 
the main problem with the Draghi Report is in our view its selective interpretation 
and one-sided implementation by European policymakers. Instead of a productiv-
ity-oriented competitiveness agenda, the prevailing focus on across-the-board de-
regulation, aiming at cost savings for companies, adheres to an outdated market 
share-focused view and will do little to increase economic productivity and foster 
innovation in the European economy. Instead, what is needed is a policy agenda fo-
cused on promoting domestic sources of productivity and innovation, without ne-
glecting sustainability and beyond-GDP competitiveness. This will have to involve 
both supply-side and demand-side measures. On the supply side, structural reform 
steps towards leveraging the continental size of the European market must be com-
bined with the upward convergence of social and environmental standards and a 
much more comprehensive industrial policy agenda (see e.g. Raza et al. 2025). On 
the demand side, massive public investment in the green and digital transforma-
tion will be indispensable (Heimberger/Lichtenberger 2023; Skyrman 2024). Not 
only will this necessitate the issuance of common European public debt and a sub-
stantial increase in the EU budget, but it must be implemented via a system of pub-
lic development banks in the EU. Given rampant financialization, short-termism 
and the risk aversion of private financial markets, we disagree with the Draghi Re-
port in that we believe a fully integrated European capital markets union will do 
little to meet investment needs, while potentially exacerbating systemic financial 
risks by e.g. reintroducing large-scale securitization (see also Bezemer/Sanders 
2026).

Considering the long-time resistance of the corporate and, in particular, the finan-
cial sector to a more fundamental reform of the fiscal and financial framework, and 
the mounting opposition to the European Green Deal, the return of European pol-
itics to a competitiveness agenda may not be surprising. Paradoxically, the EU has 
returned to a market share-focused view of competitiveness that prioritizes regula-
tory cost-cutting. Yet the geopolitical shifts towards protectionist trade policies ren-
der such a strategy self-defeating. Prominent policymakers like Mario Draghi and 
Christine Lagarde have apparently understood this. The question is, if and when 
European politics will follow.
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Der obige Titel orientiert sich am Buchtitel des 1963 erschienenen Werkes „Wirt-
schaftswunder oder keines?“ des damaligen AK-Ökonomen Teddy Prager, der nach 
dem erzwungenen Exil eine neue geistige Heimat in der volkswirtschaftlichen 
Abteilung der AK gefunden hatte. Die zentrale Aussage dieses Buches war, dass – 
entgegen der allgemeinen Einschätzung – der Wirtschaftsaufschwung der Nach-
kriegszeit eben nicht (primär) der Freisetzung unternehmerischen Denkens im 
Rahmen der „Sozialen Marktwirtschaft“ zu verdanken war, sondern der raschen 
Umsetzung keynesianischer Konzepte. 

Das vorliegende Buch, mit herausgegeben von Günther Chaloupek, dem ver-
dienstvollen früheren Leiter der volkswirtschaftlichen Abteilung der AK, hat eine 
Vielzahl von Ökonomen in Erinnerung gebracht, darunter eben auch heute weit-
gehend vergessene Personen wie den liebenswürdigen und bescheidenen Teddy 
Prager.

Ich selbst hatte das Glück, in den 1960er- und 1970er-Jahren als Assistent von 
Professor Kurt Rothschild mit den im rezensierten Buch geschilderten Entwick-
lungen persönlich eng verbunden zu sein. Ich habe das vorliegende Buch daher 
mit großen Erwartungen in Empfang genommen – und meine Erwartungen wur-
den nicht enttäuscht. Das Buch liefert einen fundierten Überblick über Entwick-
lung und Einfluss des keynesianischen Denkens im Europa der Nachkriegszeit, 
wobei vor allem die Entwicklung in Deutschland und Österreich behandelt wird, 
mit einem kleinen Exkurs zu Skandinavien (insofern ist der Titel des Buches „Post-
war Keynesianism in Germany and Western Europe nicht ganz glücklich gewählt). 
Wohl aber ist der Ansatz, die Rolle des Keynesianismus anhand von Leben und 
Wirken wichtiger akademischer Forscher darzustellen, klug und weiterführend. 
Zum einen zeigt sich die Vielfalt der Formen, in denen Keynesianismus in For-
schung und Lehre rezipiert wurde. Zum anderen gibt die Darstellung der persön-
lichen Entwicklung der angeführten Ökonomen (es handelt sich dabei – mit einer 
Ausnahme – der Zeit entsprechend nur um Männer) auch Hinweise auf die vielfäl-
tigen geschichtlichen und politischen Einflüsse, die in der akademischen Welt der 
Nachkriegszeit gewirkt haben.

Die Herausgeber des Bandes sehen das Ende der „keynesianischen Periode“ mit 
dem Zusammenbruch der Bretton-Woods-Ordnung um die Jahre 1971/72 und den 
damit zum Teil verbundenen Ölschocks der Jahre 1973 und 1979/80. In der Folge 
kam es dann international zu lang anhaltenden Stagflationsentwicklungen. Dies 
habe den Weg geöffnet für die Dominanz alternativer wirtschaftswissenschaftli-
cher und politischer Konzeptionen, insbesondere in Form des Monetarismus.

Nun ist es richtig, dass eine Stagflationskonstellation – ein gleichzeitiges Auf-
treten von hoher Arbeitslosigkeit und hoher Inflation – einer simplen Sicht eines 
keynesianischen Modells strikt widerspricht. Diese simple Sicht sieht Inflation 
als ausschließlich nachfragebestimmtes Phänomen. Eine angebotsbestimmte In-
flation, wie einen Ölpreisschock, durch restriktive Nachfragepolitik, speziell re-
striktive Geldpolitik zu bekämpfen bedeutet einen „langen Bremsweg“ und führt 
daher über erhebliche Zeiträume zu Stagflation – mit den entsprechenden hohen 



129

Buchbesprechung | Backhaus, Jürgen G. (2025)� WuG 52 (2):  127–134

gesamtwirtschaftlichen Kosten. Keynes (1940) selbst ist auf diese Problematik spe-
ziell in seiner Studie „How to Pay for the War“ eingegangen und hat für direkte Ein-
griffe auf der Angebotsseite, speziell durch Rationierung, plädiert. In Österreich 
ist dies in der Phase des „Austro-Keynesianismus“ zum Teil auch befolgt worden, 
z. B. durch Einführung autofreier Tage oder Formen der Energieeinsparung. Eine 
kleine offene Volkswirtschaft ist aber selbstverständlich primär extern bestimmt.

Bei den im vorliegenden Band behandelten „keynesianischen“ Ökonomen wer-
den Erich Schneider (Chapter 2), Andreas Paulsen (Chapter 3) und Erich Preiser 
(Chapter 6) für den akademischen Bereich als speziell einflussreich hervorgeho-
ben. Ich muss allerdings gestehen, dass ich als Student den anregenden Paul Samu-
elson dem staubtrockenen Erich Schneider vorgezogen habe. Aus enger fachlicher 
und auch persönlicher Verbindung mit Kurt Rothschild ergab sich für die Ökono-
men der Uni Linz ein enger Austausch mit den „Baslern“. Der im Buch besproche-
ne Hajo Riese (Chapter 7) kam ja von der Uni Basel als Ordinarius nach Linz (und 
zog dann weiter an die FU Berlin). Vor allem fruchtbar war aber der Austausch mit 
dem im Buch eingehend geschilderten Professor Gottfried Bombach (Chapter 5). 
Bombach brachte in die keynesianische Diskussion vor allem die Wachstumsper-
spektive ein und zeigte die möglichen Zielkonflikte zwischen hohem Wirtschafts-
wachstum, Preisstabilität und „fairer“ Einkommensverteilung. Für ihn ergab sich 
daraus die Notwendigkeit, dass sich die Gewerkschaften neben Fragen der Lohn-
politik auch für eine stärkere Kapitalbeteiligung der unselbstständig Beschäftig-
ten einsetzen sollten (siehe z. B Bombach 1959). Die damals, speziell auch in Schwe-
den, intensiv geführte Diskussion über „Vermögensbildung in Arbeitnehmerhand“ 
hat freilich zu keinen nachhaltigen Ergebnissen geführt. Immerhin gibt es in Ös-
terreich einige wenige Beispiele in dieser Richtung. Von besonderer Bedeutung ist 
dabei die erfolgreiche – vor allem strategisch orientierte – starke Aktionär:innens-
tellung der Arbeitnehmer:innen bei der voestalpine Linz.

Von speziellem – auch weiterführendem – Interesse ist die Studie von Reinhard 
Neck, Professor an der Universität Klagenfurt, über Karl Schiller als Ökonomen 
und Politiker (Chapter 4). Schiller war nach Kriegsende Mitglied der SPD gewor-
den und wirkte seit 1947 als Professor am Institut für Weltwirtschaft in Hamburg. 
Er sah seine Rolle als die eines „aufgeklärten Technokraten“, der sich bemühte, 
keynesianische Positionen in die wirtschaftspolitische Diskussion einzubringen. 
Die deutsche Wirtschaftspolitik der Nachkriegszeit war ja dominiert vom – zu-
nächst durchaus erfolgreichen – Konzept der „Sozialen Marktwirtschaft“ (mit gro-
ßem „S“, d. h. „Sozial“ als Aufgabe, nicht als Charakterisierung der Marktwirt-
schaft). Theoretische Grundlage war das von der „Freiburger Schule“ unter Walter 
Eucken entwickelte, stark legalistisch orientierte Konzept der „Ordnungspolitik“.

Schillers Zielsetzung war nun – in seinen Worten – „die Verbindung der Keyne-
sianischen Botschaft mit dem Freiburger Imperativ“ (Schiller 1964); dies nicht un-
ähnlich der von Paul Samuelson (1948 ff.) in seinem weltweit prägenden Lehrbuch 
vertretenen „neoklassischen Synthese“, der Verbindung von marktbestimmter Mi-
kroökonomie und keynesianisch stabilisierter Makroökonomie. Schillers große 
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Stunde kam, als die SPD in Deutschland erstmals in Regierungsverantwortung 
kam und er als Wirtschaftsminister und später zusätzlich als Finanzminister wir-
ken konnte. Es gelang ihm, die Rezession 1966/67 durch den Einsatz keynesiani-
scher Instrumente zu überwinden. Weiters gelang es ihm 1967, mit dem „Stabilitäts-
gesetz“ die bis heute wohl direkteste Übertragung keynesianischer Perspektiven 
durchzusetzen.

Schiller – wie auch später der keynesianisch orientierte Bundeskanzler Hel-
muth Schmidt – bekam freilich zunehmend Schwierigkeiten mit seiner eigenen 
Partei. Die „Neue Linke“ in den späten 1960er-und frühen 1970er-Jahren führ-
te auch in der SPD im Bereich der Wirtschaftspolitik zu einer neuen Betonung 
marxistischer Ansätze und erschwerte damit die Bildung einer kohärenten Wirt-
schaftspolitik. Schiller, persönlich kein einfacher Charakter, reagierte darauf mit 
seinem Rückzug aus der Politik. Wie Neck in seinem Beitrag zeigt, sind Schillers 
Erfahrungen nicht untypisch für die Probleme einer empirisch-pragmatisch ori-
entierten sozialdemokratischen Wirtschaftspolitik in Deutschland: eingezwängt 
zwischen starrer – auch von Sonderinteressen bestimmter – Ordnungspolitik und 
ideologisch aufgeladenen, aber oft nicht mehrheitsfähigen Positionen.

In einem klugen und fundierten Beitrag (Chapter 8) beschreibt Hagen Krämer, 
Professor an der Hochschule Karlsruhe und Vorsitzender der Keynes-Gesellschaft, 
Kurt Rothschild als „innovativen, pluralistischen post-Keynesianischen Ökono-
men“ (139 f.). Und in der Tat ist das weite Spektrum von Rothschilds Forschungsin-
teressen und methodischen Grundlagen nicht einfach in einem einzelnen Beitrag 
zu erfassen. Als durchgehendes Charakteristikum sieht Krämer die Verbindung 
von politischen und sozialen Aspekten mit theoretisch und empirisch fundierten 
volkswirtschaftlichen Analysen. 

Krämer stellt diesen Ansatz eingehend dar in Bezug auf Rothschilds Arbei-
ten zu Lohnentwicklung und Einkommensverteilung. Von besonderer aktueller 
Bedeutung ist dabei die Verknüpfung von (quasi) monopolistischer Marktmacht 
und der Tendenz zu massiv wachsender Ungleichheit der Einkommensverteilung. 
Rothschild war – und ist – ja einer der wenigen Ökonomen, die sich analytisch 
und empirisch mit unterschiedlichen Dimensionen von wirtschaftlicher Macht 
beschäftigen. 

Ein speziell „keynesianischer“ Aspekt von Rothschilds Arbeit ist die zentrale 
Beachtung von Unsicherheit im keynesianischen Sinn. Das Wirtschaftsgeschehen 
wird aus dieser Sicht als eine Abfolge von wirtschaftlichen Ungleichgewichten ge-
sehen – im Gegensatz zum grundlegenden neoklassischen Modell einer „Gleich-
gewichts-Ökonomie“. Diese keynesianische Perspektive einer –trotz beachtlicher 
Dynamik – immanenten Instabilität eines „freien“ kapitalistischen Wirtschaftssys-
tems hat auch dazu geführt, dass Rothschild in seinen makroökonomischen Ana-
lysen auch stets die Möglichkeit von Wirtschaftskrisen mit in Betracht zog; dies 
im Gegensatz zu vielen Ökonomen, die immer wieder vom „plötzlichen“ Auftreten 
von Wirtschaftskrisen überrascht waren – und es in Zukunft wohl auch sind. Ein 
besonderes Gewicht in Bezug auf Krisenphänomene legt er dabei, motiviert durch 



131

Buchbesprechung | Backhaus, Jürgen G. (2025)� WuG 52 (2):  127–134

seine gesellschaftspolitische Sensibilität, auf die Entwicklung der Arbeitslosigkeit 
und verwahrt sich gegen neoklassische Ansätze, Arbeitslosigkeit als mikroökono-
misches Phänomen „wegzudefinieren“.

Rothschilds „multiparadigmatischer Ansatz“ war nicht geeignet, eine theorie-
bezogene „Schule“ zu begründen. Wohl aber hat er nachhaltige Wirkung durch 
den von ihm vertretenen Problemlösungsansatz, charakterisiert durch fundierte 
empirische Analyse, verbunden mit der Bereitschaft zu einer gesamtgesellschaft-
lichen Perspektive. 

In diesem Sinn spielt Rothschild auch eine wichtige Rolle in der eingehenden 
Beschreibung der nach dem Krieg nach Österreich zurückgekehrten vertriebe-
nen Ökonomen, die Günther Chaloupek im vorliegenden Band liefert (Chapter 9). 
Schon als junger Ökonom im englischen Exil befasste sich Rothschild mit der Fra-
ge der „wirtschaftlichen Lebensfähigkeit“ Österreichs. Entgegen dem Pessimismus, 
der die Entwicklung der Ersten Republik vergiftet hatte, sah Rothschild schon früh 
positive Entwicklungsmöglichkeiten – und ist für diesen Optimismus auch in sei-
ner Lebenspraxis (nicht zur Freude seiner Familie) schon 1947 durch seine Rück-
kehr ins verarmte und zerstörte Wien eingestanden. 

Der überaus interessante Beitrag von Günther Chaloupek gibt zunächst einen 
Überblick über den in vieler Hinsicht problematischen Stand der Wirtschaftswis-
senschaft in Österreich vor 1938. Nicht zuletzt war die – obwohl von vielen aka-
demischen Ökonomen empfohlen – mangelnde Bereitschaft, den Wirtschaftskri-
sen dieser Zeit entgegenzuwirken, eine wesentliche (wenn auch nicht die einzige) 
Ursache für die mangelnde politische Widerstandskraft Österreichs gegenüber 
Deutschland, wo – freilich durch Rüstungskonjunktur – bereits Vollbeschäftigung 
herrschte. Die „keynesianische“ Entschlossenheit des Nachkriegs-Österreich, die-
sen Fehler nicht zu wiederholen, ist jedenfalls als Beispiel dafür zu registrieren, 
dass Politik doch manchmal – zumindest für einige Zeit – fähig ist, aus der Ge-
schichte zu lernen.

Etwa 100 Ökonom:innen mussten Österreich verlassen, zum Teil auch schon 
vor 1938 als Reaktion auf die politische und wirtschaftliche Perspektivlosigkeit des 

„Ständestaates“. Chaloupek gibt einen verdienstvollen Überblick über das Schick-
sal vieler dieser Emigrant:innen in den USA und in Großbritannien. Es waren dann 
überwiegend Emigrant:innen, die nach Großbritannien ausgewandert bzw. geflo-
hen waren, die nach Ende des Weltkrieges bereit waren, nach Österreich zurück-
zukehren. Chaloupek beschreibt eindrucksvoll das jämmerliche Verhalten der ös-
terreichischen Universitäten gegenüber diesen hoch qualifizierten Ökonom:innen. 
So konnten international anerkannte Ökonomen wie Kurt Rothschild oder Josef 
Steindl erst sehr spät (1966) oder gar nicht eine Stellung in der akademischen Leh-
re erlangen.

Eine Wirkungsstätte für diese Ökonom:innen – und damit auch eine seriöse Be-
schäftigung mit dem Werk von J. M. Keynes – ergab sich zunächst nur im Österrei-
chischen Institut für Wirtschaftsforschung und wenig später dann in der neu auf-
gebauten Wirtschaftswissenschaftlichen Abteilung der Arbeiterkammer. Günther 
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Chaloupek, selbst ein früherer Leiter dieser Abteilung, gibt einen verdienstvollen 
Überblick über prägende Persönlichkeiten aus den Pionierzeiten dieser Abteilung. 
Die eindrucksvolle Liste umfasst den zu Recht speziell gewürdigten Stefan Wirlan-
der, Eduard März, Marika Szecsi, Philipp Rieger, Teddy Prager und eine Reihe an-
derer Namen.

Die wirtschaftswissenschaftliche Vorreiterrolle der Arbeiterkammer – und da-
mit indirekt auch der Sozialdemokratie – veranlasste dann auch andere Instituti-
onen, wie speziell die Bundeswirtschaftskammer, durch Heranziehen junger Öko-
nom:innen nachzuziehen. Im Rahmen der Wirtschafts- und Sozialpartnerschaft 
war es dabei speziell der Beirat für Wirtschafts- und Sozialfragen, wo Expert:in-
nen aus den Kammern, dem Wifo, den Ministerien und – vereinzelt – aus den Uni-
versitäten gemeinsam Konzepte für konkrete wirtschaftspolitische Problemberei-
che entwickelten.

Daraus (gefördert auch durch gemeinsame Studienreisen) entstand nicht nur 
gegenseitiges persönliches Verständnis, sondern auch ein gesellschaftspolitischer 
Grundkonsens – dies ein gewaltiger Fortschritt gegenüber den inhaltlichen und 
persönlichen Unvereinbarkeiten in der Zwischenkriegszeit. Aus einer Vielzahl 
von Gründen ist dieser Grundkonsens heute freilich viel schwächer geworden; 
dies nicht zuletzt, weil sich die wirtschaftspolitische Diskussion zunehmend von 
gemeinsamen Gremien zu medialen Frontstellungen zwischen „nahestehenden“ 
Thinktanks verlagert hat.

Beim Vergleich mit Deutschland zeigt Chaloupek die paradoxe Konstellation, 
dass in Deutschland keynesianisches Denken an den Universitäten stark, in der 
praktische Politik dagegen schwach verankert war, während in Österreich durch 
das intellektuelle Zurückbleiben der Universitäten qualifizierte Ökonom:innen 
gezwungen waren, in Institutionen außerhalb der Universitäten zu arbeiten, da-
mit aber wesentlich stärkeren Einfluss auf die wirtschaftspolitische Willensbil-
dung gewannen. Ein Höhepunkt dieser Entwicklung war dann – als Reaktion auf 
die Ölkrisen der 1970er-Jahre – die Etablierung des eigenständigen Konzeptes des 

„Austrokeynesianismus“ als Synthese von keynesianischer Beschäftigungspolitik, 
monetaristischer Preisstabilisierung (via DM-Anbindung im Rahmen der „Hart-
währungspolitik“) und langfristiger Strukturpolitik in Bezug auf Infrastrukturin-
vestitionen und Industriepolitik.

Das besprochene Buch enthält noch eine Fülle weiterer interessanter Analysen 
und Darstellungen, auf die aus Platzgründen hier leider nicht eingegangen werden 
kann. Als amüsantes Beispiel aus dem norwegischen Beitrag (Chapter 10) sei nur 
die Darstellung der – erfolglosen – Versuche genannt, John Maynard Keynes für 
sein Buch „The Economic Consequences of the Peace“ von 1919 den (vom norwegi-
schen Parlament zu vergebenden) Friedens-Nobelpreis zu verschaffen.

Die Herausgeber des Buches haben der Versuchung widerstanden, die einge-
hende Darstellung des „Nachkriegs-Keynesianismus“ durch eine Analyse der der-
zeitigen Situation zu ergänzen. Einige kurze Anmerkungen aus meiner Sicht seien 
aber erlaubt: Hinsichtlich der makroökonomischen Analyse haben sich die in den 
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1980er- und 1990er-Jahren forcierten Gegenpositionen wie Monetarismus, rationale 
Erwartungen etc. als nicht überzeugend erwiesen. Wie etwa der frühere Präsident 
der US-Notenbank und Professor an der Princeton University Ben Bernanke in sei-
nen Memoiren schreibt, stellt die „Neo-Keynesianische Synthese“ heute die grundle-
gende Position für makroökonomische Analysen dar – sowohl in der akademischen 
wie in der angewandten (z. B. Notenbank-) Forschung. Das bedeutet die Erkenntnis, 
dass Märkte auch längerfristige Ungleichgewichte aufweisen können, und die – für 
Keynes zentrale – Sicht, dass Rezessionen schädlich sind und es eines koordinier-
ten Einsatzes von Geld- und Fiskalpolitik bedarf, um Vollbeschäftigung zu sichern.

In wirtschaftspolitischer Hinsicht war freilich in einem grundlegenden Bereich 
die „monetaristische Konterrevolution“ siegreich. Entgegen der oben angesproche-
nen zentralen keynesianischen Position einer wirtschaftspolitischen Gesamtver-
antwortung für das Erreichen der zentralen Ziele der Wirtschaftspolitik hat sich 
speziell in Europa eine Sicht der Vereinzelung durchgesetzt: Beschäftigung sei da-
mit Sache der Tarifparteien, Preisstabilität eine ausschließliche Verantwortung 
der Notenbanken, Fiskalpolitik sei längerfristig unwirksam, weshalb sich die staat-
liche Wirtschaftspolitik auf Wettbewerbs- und Strukturpolitik zu beschränken ha-
be. In der Weiterfolge der Preisschocks der vergangenen Jahrzehnte hat sich dann 
aus der Reihe wirtschaftspolitischer Zielsetzungen Preisstabilität als die dominan-
te wirtschaftspolitische Zielsetzung ergeben. Zum Erreichen dieser Zielsetzung 
wurden dementsprechend die Notenbanken „in die Unabhängigkeit entlassen“.

In den EU-Verträgen und in den EZB-Statuten wird zwar subsidiär auch die 
Möglichkeit anderer wirtschaftspolitischer Zielsetzungen genannt, es besteht 
aber eine klare Priorität für die Zielsetzung Preisstabilität. Ebenso ist eine weit-
gehende Trennung von Geld- und Fiskalpolitik postuliert. In der wirtschaftspoliti-
schen Praxis können sich dabei gerade im Euro-Raum erhebliche strategische Diffe-
renzierungen ergeben. Vom internationalen neokeynesianischen Mainstream im 
Sinn Bernankes geprägte Ökonom:innen – etwa der frühere EZB-Präsident Mario 
Draghi – bemühten sich innerhalb der vorgegebenen Regelungen um eine wirksa-
me Abstimmung von Geld- und Fiskalpolitik (und verhinderten damit eine neue 
Weltwirtschaftskrise). Dies fand aber heftige Kritik, speziell von deutschen „ord-
nungspolitisch“ geprägten Ökonom:innen – bis hin zu Klagen beim deutschen 
Bundesverfassungsgericht.

Es wäre reizvoll, wenn sich die verdienten Herausgeber der hier besprochenen 
Publikation der Herausforderung annähmen, nach der instruktiven Darstellung 
des „Post-war Keynesianism“ auch die Rolle von keynesianischem Denken in späte-
ren Phasen der Wirtschaftspolitik zu analysieren. Wie die interessante Arbeit der 
von Jürgen Kromphardt gegründeten „Keynes-Gesellschaft“ zeigt, besteht ja auch 
im deutschen Sprachraum eine Vielzahl von weiterführender akademischer For-
schung. Jedenfalls gibt der vorliegende Band nicht nur eine umfassende und solide 
Darstellung der „Post-war“-Diskussion, er regt auch an, über viele Fragestellungen 
und Entwicklungen weiter nachzudenken und zu forschen. Das ist wohl das höchs-
te Lob, das man einer akademischen Publikation spenden kann.
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Seine Bildungs- und Berufslaufbahn konfrontierte Kurt Bayer mit unterschied-
lichsten Erfahrungen: Studium in Graz, Bologna und Maryland, wissenschaftlicher 
Mitarbeiter am WIFO (1971 bis 1995) und im Finanzministerium (bis 2012), dazwi-
schen Executive Director bei der Weltbank in Washington (2002 bis 2004) und der 
European Bank for Reconstruction and Development (EBRD) in London (2008 bis 
2021).

Seit etwa 20 Jahren verarbeitet Bayer seine Erfahrungen auch in Form von 
Kurztexten von meist nur zwei bis drei Seiten, die er auf seinem Blog1 publiziert: 
Jeder behandelt ein (Grund-)Problem, das in Medien und Politik gerade heftig dis-
kutiert wird – wie etwa Ursache und Bekämpfung steigender Staatsverschuldung, 
die Herausforderungen der Umweltkrisen, der wachsende (und destabilisierende) 
Einfluss der Finanzmärkte, die (oft verhängnisvolle) Rolle der Mainstream-Öko-
nom:innen, die zunehmende Ungleichheit in der Gesellschaft etc.

Es geht Bayer darum, die Essenz des jeweiligen Problems herauszuarbeiten, die 
konkreten Anlässe bzw. Umstände der jeweiligen Debatte, die darin verwickelten 
Personen etc. lässt er weg. Wenn er etwa die Griechenland im Zuge der Eurokri-
se aufgezwungene Sparpolitik diskutiert, kommen Angela Merkel oder Wolfgang 
Schäuble gar nicht vor – Bayer konzentriert sich auf das (systemische) Problem ei-
nes doppelten Defizits (Staat und Außenwirtschaft) im Rahmen einer Währungs-
union, in der das „Leitland Deutschland“ permanent mehr exportiert, als es impor-
tiert („Exportweltmeister“).

Dieses Verfahren hat zwei Vorteile: Es ermöglicht eine prägnante Kürze der 
Texte (anders als der Autor würde ich sie nicht als „Kommentare“ bezeichnen, son-
dern als „Mini-Essays“), und man kann sie auch noch nach 20 Jahren als Denkanstö-
ße lesen. Letzteres rechtfertigt es auch, diese „Mini-Essays“ in einem Buch von na-
hezu 300 Seiten zusammenzufassen.

Im Gegensatz zur Chronologie ihres Entstehens sind die 108 Einzelbeiträge im 
Buch nach inhaltlichen Schwerpunkten in sechs Kapitel gegliedert: Wirtschaftspo-
litik als Kunst (Kapitel 1), ihr Bezug zu weltweiten Entwicklungen (Kapitel 2) und 
zur Klimapolitik (Kapitel 3), ihre Verbesserung im Rahmen der EU (Kapitel 4), die 
Entwicklung der Finanzmärkte „vom Diener zum Herrn“ (Kapitel 5) und schließ-
lich die Erneuerung von Österreichs Wirtschaftspolitik (Kapitel 6).

Da aufklärende Ökonomie die „großen“ Probleme und ihre Entwicklung nie 
isoliert untersucht, sondern in ihren Wechselwirkungen mit anderen Problemfel-
dern, stellen die sechs Abschnitte keine klar abgegrenzten „Schubladen“ dar. Auch 
bei den „Querverbindungen“ arbeitet Bayer bestimmte „rote Fäden“ heraus, wel-
che den gemeinsamen „Nährboden“ für das Heranwachsen (scheinbar) sehr unter-
schiedlicher Probleme bilden, wie Finanzkrisen, Umweltverschlechterung, wirt-
schaftspolitischer Populismus, wachsende Ungleichheit und Vereinzelung.

Die wichtigsten dieser „querverlaufenden“ und daher „fundamentalen“ Zusam-
menhänge sind: der (Wieder-)Aufstieg der Allgemeinen Gleichgewichtstheorie 

1	 Siehe https://kurtbayer.wordpress.com/ (abgerufen am 15.04.2026).

https://kurtbayer.wordpress.com/
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(„Neoklassik“), welche mit der ökonomischen Realität nichts zu tun hat, die daraus 
abgeleiteten Empfehlungen für die Wirtschaftspolitik, die Vernachlässigung der 
langfristigen Entwicklung (natürliche Umwelt und sozialer Zusammenhalt) und 
damit auch der (normativen) Frage: In welcher Gesellschaft wollen/sollen wir le-
ben? Und nicht zuletzt: die sich seit den 1970er-Jahren ausbreitende Macht der Fi-
nanzlobby, die auch durch die von ihr selbst verursachten Krisen bisher nicht ein-
gedämmt werden konnte.

Wer würde/könnte/sollte von einer Lektüre des „Mini-Essay-Bands“ von Kurt 
Bayer am meisten profitieren? Profi-Ökonom:innen eher nicht: Die meisten von 
ihnen folgen dem Mainstream und werden sich nicht auf Bayers Sichtweisen und 
die damit verbundenen „kognitiven Dissonanzen“ einlassen. Viel größer ist die 
wachsende Zahl jener Nicht-Ökonom:innen, die an der Relevanz der herrschen-
den „Marktgläubigkeit“ grundsätzlich zweifeln oder sie sogar für die systemische 
Hauptursache der langfristigen Ausbreitung und Vertiefung der ökonomischen, 
sozialen, politischen und ökologischen Krisen halten.

Diesen Menschen fehlen vielfach konkrete Erklärungen der wichtigsten Prob-
leme und umsetzbare Vorschläge zu ihrer Bekämpfung, gewissermaßen „stamm-
tischtaugliche“ Argumente gegen die „Mantras“ der „Expert:innen“ über die Ver-
besserung des Wirtschaftsstandorts, die Verschlankung des Staates oder die 
Stärkung individueller Leistungsanreize. Genau das bietet Bayers Sammelband: 
Jeder „Mini-Essay“ geht von einem wichtigen Problem aus, erklärt in Grundzügen 
seine Entstehung und leitet daraus Vorschläge zu seiner Überwindung ab.

So lässt sich ökonomisches Denken und Argumentieren auf induktivem Weg 
erlernen (= vom Konkreten ausgehend), im Gegensatz zum deduktiven Ansatz der 
akademischen Ökonomie (= Ableitung von Aussagen aus abstrakten Modellen, oh-
ne die empirische Relevanz ihrer Annahmen zu prüfen).

Kurt Bayers „Mini-Essays“ über Entstehung und Bekämpfung der Hauptproble-
me der Wirtschaftspolitik öffnen Zugänge zu einer „guten“ Wirtschaftspolitik – al-
so auch „Kunst mit Wissen“.
05
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Im Maschinenraum der Tech-Industrie
Wenn Aya Jaff über die Tech-Industrie schreibt, dann macht sie das nicht mit der 
Distanz, die man von kritischen Sozialwissenschaftler:innen kennt, wenn sie sich 
mit einem Gegenstand befassen, den sie zu weiten Teilen kritisieren. Ganz im Ge-
genteil: Jaff schreibt über eine Industrie, in der sie selbst als junge Frau sozialisiert 
wurde und in der sie Karriere gemacht hat. „Broligarchie“ ist somit nicht nur eine 
Analyse, sondern auch eine Biografie. Mit diesem Teil steigt Jaff auch gleich ein und 
nimmt ihre Leser:innen mit in den Maschinenraum der Tech- Industrie. 

„Broligarchie“ beginnt im Herzen der Tech-Branche, im Silicon Valley. Aya Jaff, 
aufstrebende Programmiererin, kommt mit einem Stipendium zu einem Boot-
camp nach San Mateo, Kalifornien. Dort lernt sie unter anderem, wie sie mit ei-
nem „Pitch Deck“ Ideen für neue Start-ups Investor:innen schmackhaft macht. Ne-
ben Übungen, Vorträgen und Coding-Sessions stehen aber auch Initiierungsrituale 
auf dem Programm. Jeden Morgen werden Schwüre aufgesagt, am Ende soll man 
ein Huhn töten. Schnell wird klar: Hier geht es nicht nur darum, den jungen Men-
schen einige nützliche Skills beizubringen, sondern ihnen das „Mindset“ der Bran-
che mitzugeben: groß denken, schnell agieren, Risiken eingehen, niemals aufgeben. 
Was beim Lesen zunächst wie ein seltsames, aber doch harmloses schlechtes Feri-
encamp wirkt, verbindet Jaff erfolgreich mit ihren späteren Erfahrungen in der 
Tech-Branche. Aya Jaffs Mentoren der 2010er-Jahre traten wenige Jahre später mit 
antidemokratischen Vorschlägen auf – etwa Steuersümpfe zu erschaffen –, trugen 
Bitcoin-Krawatten und näherten sich rechten und rechtsextremen Positionen an. 

Jaffs Erfahrungen und ihr Einblick in die Tech-Branche zeigen eine Entwick-
lung, die vielen von uns erst in den letzten Jahren ins Bewusstsein gekommen ist. 
Seit Elon Musks „DOGE“ ist das Machtstreben der Tech-Milliardäre in aller Mun-
de. Die Erfahrungen, die Jaff als junge Frau in den 2010er-Jahren im Silicon Valley 
machte, zeigen umso deutlicher, dass vieles davon schon lange angelegt war. „Bro-
ligarchie“ zeichnet diesen Aufstieg sehr genau nach. 

Effizienz statt Demokratie 
Freiheit, Fortschritt und Effizienz: Das sind die Schlagworte der „Tech-Bros“. Jaff 
gibt einen präzisen Einblick in das Mindset der „Broligarchen“. Schnell wird klar, 
wo ihre Einstellungen mit den grundlegenden Werten der Demokratie kollidier – 
und dass diese Einstellungen immer schon eine gewisse Nähe zum Faschismus be-
inhalteten. Mit „Cyberlibertarismus“ bezeichnet Jaff die Ideologie, die hinter dem 
Machtstreben und der Faschisierung des Silicon Valleys steckt. Dabei bezieht sie 
sich auf den Literatur- und Kulturwissenschaftler David Golumbia, dessen post-
hum erschienenes Werk „Cyberlibertarianism“ sich genauer mit dieser Verbin-
dung rechter Politik und Technologiebegeisterung befasst (Golumbia 2024). 

Die Ideologie ist gekennzeichnet durch eine „fast religiöse Technikbegeiste-
rung“ sowie ein Misstrauen gegenüber demokratischen Strukturen. Während an-
fangs – Jaff sieht den Ursprung der Ideologie in den 1960ern – ein subversives Ele-
ment, geprägt von Hippie-Kultur, involviert war, entwickelte sich die ideologische 
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Basis der „Tech-Bros“ immer stärker in eine radikal-individualistische Richtung. 
Technik verspricht die Welt der Zukunft, während staatliche Kontrolle und Re-
gulation als Feindbild dienen. Als Deckmantel dient dabei der Fortschrittsgedan-
ke: Alles soll erlaubt sein und freies Geleit bekommen, solange es dem Fortschritt 
dient und neue Lösungen – effizientere Lösungen – bietet. Jaff beschreibt überzeu-
gend, wie die Logiken, die im Cyberlibertarismus verankert sind, nicht weit weg 
sind von faschistischen Losungen. Dennoch differenziert sie zwischen Cyberliber-
tarismus, Faschismus und Endzeit-Libertarismus. Der genaue Faschismus-Begriff 
bleibt hier jedoch vage – ebenso die Frage der gesellschaftlichen Relevanz des End-
zeit-Libertarismus auf der gleichen Ebene mit den anderen beiden Phänomenen. 
Dieser beschreibe einen „Rückzug ins Private und eine Ablehnung jeder kollek-
tiven Verantwortung“. Allen drei Ideologien gemein ist jedoch – und hier ist Jaff 
überzeugend – das gemeinsame Feindbild von Staat, Demokratie und Regulierung. 

„Broligarchie“ bleibt auf der Ebene der Ideologie eher Überblickswerk als eine 
tiefenpsychologische oder soziologische Analyse. Das ist auch gar nicht der An-
spruch des Buches, dennoch bleiben Fragen offen – wie zum Beispiel, was denn 
nun den rapiden Aufstieg der cyberlibertären Ideologie begründet und was die 
präzisen Unterschiede zu anderen Ideologien ausmacht. Hier liefern andere Bü-
cher, die sich in den letzten Jahren mit dem Thema befasst haben, befriedigendere 
Antworten – so etwa Quinn Slobodians und Ben Tarnoffs „Muskismus“ (Slobodian/
Tarnoff 2026), das versucht, Elon Musk als Symbol eines neuen politischen Projekts 
und einer politökonomischen Entwicklung zu verstehen. 

Von öffentlicher zu privater Infrastruktur 
Während das Machtstreben Musks oder auch die antidemokratischen Aussagen 
von Peter Thiel heute vielen ein Begriff sind, liefert Jaff eine relevante Analyse 
der Mechanismen dahinter, die vielleicht weniger präsent, aber nicht weniger re-
levant sind. Besonders zentral ist dabei unser Umgang mit digitaler Infrastruk-
tur – und der Einfluss, den sich die „Tech-Bros“ hier in den letzten Jahren geschaf-
fen haben. Überzeugend ist „Broligarchie“ darin, ein zusammenhängendes Bild zu 
schaffen, das zeigt, wie abhängig wir alle von der digitalen Infrastruktur sind, die 
die „Tech-Bros“ geschaffen haben, und wie diese Risiken sozialisieren und Gewin-
ne privatisieren. Das beginnt schon mit dem Verhältnis zwischen KI-Konzernen 
und Cloud-Services. Der KI-Hype steigert die Nachfrage nach Rechenzentren, de-
ren Stromverbrauch jenem einer Kleinstadt nahekommt. Nur wenige große Fir-
men betreiben solche Rechenzentren. Gleichzeitig sind KI-Konzerne die einzigen, 
die die Leistung der Rechenzentren in diesem Umfang nachfragen. Dementspre-
chend groß ist die gegenseitige Abhängigkeit. Falls die Nachfrage einbricht, zah-
len Haushalte und kleine Unternehmen die teure Infrastruktur. Die Rechenzent-
ren haben oft nur kurzfristige Verträge mit den Energieanbietern und wälzen das 
Risiko somit auf diese ab. 

Aber auch andere drastische Beispiele zeigen die Macht, die sich Tech-Konzer-
ne in den letzten Jahren aufgebaut haben. Auch hier sind die Probleme ähnlich: 
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Intransparenz, Machtkonzentration und fehlende Verantwortung. Aya Jaff be-
schreibt den Einsatz von KI in der Kriegsführung, wo auf Grundlage eines unbe-
kannten Algorithmus vermeintlich „objektive“ Ziele gewählt werden. Ähnlich ist 
die Situation beim Einsatz von KI im Bildungsbereich, wo in den USA ein Algorith-
mus Schüler:innen als unterschiedlich „gefährdet“ einsortiert, ohne die individu-
elle Situation zu betrachten. Die Anbieter solcher Algorithmen sind große Tech-
Konzerne, oft mit Private-Equity-Firmen im Hintergrund. Auch der in Österreich 
eingesetzte „AMS-Algorithmus“ hat seinen Weg in Aya Jaffs kritische Analyse von 
digitalen Tools mit fehlender Kontrolle gefunden. Besonders die fehlende demo-
kratische Kontrolle beim Einsatz solcher Programme sowie deren Black-Box-Cha-
rakter sind der Autorin ein Dorn im Auge. Durch ihren weit verbreiteten Einsatz 
haben Tech-Konzerne auch Einfluss im Bereich der kritischen und datenschutz-
rechtlich höchst heiklen Infrastruktur gefunden. So übernahm etwa 2023 der US-
Konzern Oracle die Gesundheitsdateninfrastruktur des britischen National Health 
Service und hat damit Zugriff auf Daten von Millionen Patient:innen. 

Nach dem Lesen von „Broligarchie“ hat man einen guten, aber auch beängsti-
genden Überblick über die Rolle milliardenschwerer Tech-Konzerne in der öffent-
lichen Verwaltung, betraut mit höchst vertraulichen Daten und Aufgaben. Das für 
viele wohl aktuellste Beispiel ist der Algorithmus, den die US-Behörde ICE verwen-
det, um „potenziell verdächtige Personen“ ausfindig zu machen. Von der Schule 
über das Sozialamt bis hin zu Kriegsführung und Migrationspolitik: Tech-Konzer-
ne stellen Infrastruktur und Entscheidungstools bereit, auf deren Basis undemo-
kratische Entscheidungen getroffen werden – oft mit tödlichen Folgen. 

Digitale Commons 
„Broligarchie“ bleibt aber nicht bei einer pessimistischen Abrechnung eines frühe-
ren „Tech-Bros“ stehen. Jaff diskutiert in ihrem Buch auch konkrete Alternativen 
zur vermeintlich undurchdringlichen Macht der Tech-Konzerne. Da der überzeu-
gendste Teil ihres Buches die unsichtbare Macht thematisiert, die durch private di-
gitale Infrastruktur ausgeübt wird, ist die Auseinandersetzung mit Alternativen 
dazu umso zentraler. Die Ebenen, auf denen es Alternativen gibt, sind ganz unter-
schiedlich. So bringt die Autorin etwa die Stadt Hamburg als Beispiel, die nach ei-
nem Volksentscheid die privatisierten Energienetze zurückkaufte, oder Barcelona, 
wo eigene Open-Source-Plattform entwickelt wurde, um den Einfluss von Micro-
soft zurückzudrängen. Mit Rückgriff auf das Konzept der Commons zeigt die Auto-
rin, wie digitale Infrastruktur als öffentliches Gut funktionieren und somit einen 
Schritt hin zur digitalen Souveränität bieten könnte. Jaff zieht hier den Vergleich, 
dass Plattformen wie ein „öffentlicher Rundfunk für Daten“ organisiert werden 
könnten. 

Einige der möglichen Fallstricke bei der öffentlichen Organisation digitaler In-
frastruktur diskutiert die Autorin selbst: ineffiziente Bürokratie oder politischer 
Missbrauch, der um nichts besser wäre als die aktuelle Kontrolle durch private 
Konzerne. Als eindrucksvolles Beispiel hierfür dient Polen, wo der Staat digitale 
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Register über Abtreibungen führt. Während die Auseinandersetzung mit diesen 
Fallstricken keinesfalls irrelevant ist, wirkt sie stückweise dennoch wie eine Recht-
fertigung, als würde die Autorin ihrer alten Szene signalisieren, dass sie deren 
Sprache nicht verlernt hat. 

Wo „Broligarchie“ etwas schwach bleibt, ist die Frage der Macht. Zwar zeigt Jaff 
gut auf, welche Parallelen zur notwendigen Regulierung von Tech-Konzernen es 
in anderen, längst regulierten Bereichen gibt. So spricht sie etwa von einem „digi-
talen TÜV“, den Unternehmen durchlaufen und dabei ihre Algorithmen offenle-
gen müssten, bevor sie zugelassen werden. Die Autorin verfängt sich hier ein we-
nig darin, zu argumentieren, warum solche Prozesse nicht zu Ineffizienzen führen 
würden, anstatt sich der Frage zu widmen, welchen handfesten (Kapital-)Interes-
sen man sich hier entgegenstellen müsste – und wer das Subjekt dieser Auseinan-
dersetzung wäre. Zwar bringt sie einige optimistische Gegenbeispiele – etwa die 
spanische Genossenschaft Mondragón, erfolgreiche Streiks bei Gorillas oder auch 
die Besetzung der amerikanischen Federal Trade Commission mit Lina Khan, ei-
ner Kritikerin von Amazon. Doch während diese Beispiele darlegen, dass es Wi-
derstand und Differenzen im Umgang mit der „Broligarchie“ gibt, sind sie weit weg 
von einer systematischen Gegenmacht. 

„Broligarchie“ ist somit ein gelungenes Werk, das eindrucksvoll zeigt, wie sich 
die Tech-Industrie ihren Weg in unseren Alltag gebahnt hat. In Kombination mit 
Jaffs bildlich geschilderten Erfahrungen im Silicon Valley wird einem umso kla-
rer, dass Charaktere wie Peter Thiel oder Elon Musk nur die Spitze des Eisbergs 
sind und dahinter eine ganze Branche von der Idealisierung solcher Figuren lebt. 
Gleichzeitig thematisiert „Broligarchie“ zu viele Aspekte auf einmal, um befriedi-
gende Antworten auf die ideologischen oder politökonomischen Fragen des Auf-
stiegs der Tech-Industrie zu bieten. Doch nach der Lektüre ist man ohnehin moti-
viert, sich in diesen Bereich noch weiter zu vertiefen. 
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Das neue Buch von Patrick Kaczmarczyk ist eine Kritik der öffentlichen Debatte 
über die Krise der aktuellen Weltordnung. Patrick Kaczmarczyk ist Wirtschafts-
wissenschafter an der Universität Mannheim und Autor von „Surplus“, dem neuen 
deutschen Wirtschaftsmagazin. „Der Zerfall der Weltordnung“ schließt an seine 
früheren Bücher „Kampf der Nationen“ (2022) sowie „Raus aus dem Ego-Kapitalis-
mus“ (2023) an, wobei sich die Analyse in „Zerfall der Weltordnung“ auf globale Zu-
sammenhänge konzentriert. 

Nach einem Vorwort von Heiner Flassbeck gliedert sich das Buch in sechs Ka-
pitel. Das einführende analysiert die aktuelle Situation, wobei schon der erste Satz 
die Ausgangslage formuliert: „Die Weltordnung zerfällt vor unseren Augen“ (11). 
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Symptome sind COVID-Pandemie, Krieg in der Ukraine und Gaza sowie die durch 
US-Präsident Trump verursachten Verwerfungen und die dadurch produzierten 
Reaktionen. Scheinbar ist die Zeit vorbei, in der die westlichen Länder schalten 
und walten konnten, wie es ihnen gefiel. Das Buch liefert eine systematische Kritik 
der westlichen „Heuchelei und Doppelstandards“ (19), die die Glaubwürdigkeit des 
Westens untergraben haben, zum Beispiel beim skrupellosen nationalen Egoismus 
bei der Verteilung von Impfstoff im Zuge der COVID-Pandemie. 

Chang (2010) folgend zeigt Kaczmarczyk die „industriepolitischen Doppelstan-
dards“ (21 ff.) des Westens auf. Er erinnert an Alexander Hamilton, den Begründer 
des US-Protektionismus, der wiederum vom britischen Premierminister Robert 
Walpoles inspiriert war, der im 18. Jahrhundert Protektionismus praktizierte. Die-
se Politik propagierte auch Friedrich List, was in die Schutzzollpolitik Bismarcks 
mündete. Bezogen auf die US-Wirtschaft beklagte sich ein Zeitzeugen im 19. Jahr-
hundert: „[D]er Einfuhrzoll […] lag […] über 30 Prozent. [...] Ausländische Firmen 
[…] beklagen sich über Diskriminierung. […] [G]eistiges Eigentum wird nur unzu-
reichend geschützt“ (22). Selbst die USA und Deutschland wurden durch Protek-
tionismus mächtig: „Der Wohlstand der reichen Staaten fußt auf der Grundlage 
des Protektionismus“ (25). Doch genau diese Politik versucht der Westen den Staa-
ten des Globalen Südens zu verbieten, ein Musterbeispiel für Doppelstandards, wo 
doch der Westen bis heute am eigenen Agrarprotektionismus festhält. 

Die folgenden Kapitel analysieren zuerst die Entwicklung der globalen Armut, 
indem gezeigt wird, dass die teilweise durchaus beachtlichen Fortschritte globaler 
Entwicklung (z. B. steigende Lebenserwartung und sinkende Analphabetenrate) im 
Wesentlichen vier asiatischen Ländern zu verdanken sind: China, Indien, Indonesi-
en und Vietnam. Wiewohl sich die Länder des Globalen Nordens oftmals als „Sama-
riter der Welt“ inszenieren, wie Kaczmarczyk anhand der deutschen Debatte zeigt, 
ist Entwicklungshilfe „weder das Problem noch die Lösung“ (86). Vielmehr sind es 
die globalen Finanzmärkte, die „Krise als Normalzustand“, so der Titel von Kapi-
tel 5, zur Folge haben – und deren Reform überfällig ist. Im abschließenden Ka-
pitel skizziert der Autor die Grundzüge einer neuen Weltordnung, wissend, dass 
die Umsetzung dieser Vorschläge angesichts der aktuellen Machtverhältnisse un-
wahrscheinlich ist. 

Da die politische Debatte in Deutschland, aber auch in Österreich, durch eine 
starke Tendenz zur Nabelschau charakterisiert ist, ist die Lektüre dieses faktenrei-
chen Buches über internationale Entwicklungen sehr empfehlenswert, sowohl für 
Fachleute als auch für Interessierte, die sich rasch mit wichtigen Aspekten dieser 
Problematik vertraut machen wollen. Genau deshalb habe auch ich das Buch mit 
Gewinn gelesen. Meine Kritik an diesem Buch bezieht sich nicht auf dessen Inhalte, 
die ich fast zur Gänze teile. Jedoch orte ich Unschärfen in der Argumentation, die 
direkte Auswirkungen auf Analyse und politische Praxis haben. Diese zu themati-
sieren soll zur Belebung der deutschsprachigen Debatte über globale Entwicklun-
gen beitragen. Aufzeigen möchte ich meine Kritik anhand von zwei Begriffen aus 
dem Untertitel des Buches: „Ignoranz“ und „Westen“. 
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Für mich persönlich ist die größte Erkenntnis aus diesem Buch, dass ich den 
Begriff „Westen“ aus meinem Vokabular streichen möchte, wenn der Begriff ein 
Subjekt bezeichnet, also jemanden, der handeln soll. In diesem Sinne ist meiner 
Meinung nach der „Westen“ tot, und dieser Tod der transatlantischen Allianz ist 
keinesfalls eine schlechte Nachricht. Ein Gutteil der empirischen Analyse Kac-
zmarczyks untermauert dies. Das gilt zuallererst für die globale Finanzarchitek-
tur und die damit verbundene finanzielle Abhängigkeit des Globalen Südens durch 
Verschuldung, sowohl Staatsverschuldung als auch Verschuldung gegenüber dem 
Ausland. Abhängigkeiten verstärkende Akteure sind hierbei der Internationale 
Währungsfonds (IWF) und die Weltbank, in denen die NATO-Staaten Nordameri-
kas und Europas die Mehrheit haben, obwohl sie nur einen kleinen Teil der Weltbe-
völkerung repräsentieren. Der „Westen“ als Subjekt, das sind hier die reichen und 
militärisch dominanten Nationen. 

Tatsächlich ist der IWF bis heute handlungsfähig, wie die großzügige Förder-
politik gegenüber Javier Milei, Argentiniens marktliberalem Präsidenten, zeigt. 
Doch diese Politik dient nicht dem „Westen“, sonst hätte nicht ein Gutteil des vom 
Westen dominierten IWF-Direktoriums massive Bedenken gehabt (163). Die Stüt-
zung Mileis war vor allem im Interesse Donald Trumps. Ohne IWF-Kredit wäre 
Milei heute vermutlich nicht mehr Präsident, und die USA hätten einen Verbün-
deten in Südamerika weniger. Umgekehrt wäre, wie Kaczmarczyk herausarbeitet, 
vielleicht Imran Khan, der populäre Premierminister Pakistans, weiter im Amt, ge-
gen den – so der Vorwurf Khans – mit Unterstützung der USA durch Militärs ge-
putscht wurde. Der „Westen“, insbesondere die USA, wollte Khans neutrale Posi-
tion im Ukrainekrieg nicht akzeptieren (175). Die Nachfolgeregierung wurde mit 
einem großzügigen IWF-Kredit belohnt, der Gläubiger schützt und der Bevölke-
rung viel abverlangt durch Kürzungen bei Bildung, Gesundheit und Sozialem.

Dieses Subjekt „Westen“, die stabile Interessengemeinschaft aus USA und sei-
nen reichen Verbündeten, aufzubrechen, ist daher durchaus wünschenswert. Doch 
kann dieses Aufbrechen eben nur durch Subjekte erfolgen, die sich nicht länger 
als „Westen“, sondern als Mitglieder der internationalen Staatengemeinschaft in 
einer multipolaren und multilateralen Weltordnung verstehen. Das hat der kana-
dische Premier Mark Carney in seiner viel zitierten Rede in Davos im Jänner 2026 
benannt, in der er beschreibt, dass die alte Ordnung immer nur vermeintlich ei-
ne regelbasierte Ordnung war, wiewohl er vermutlich nicht so weit gehen würde 
wie Kaczmarczyk, der – aus meiner Sicht treffend – von einem „darwinistischen 
Verständnis des Internationalismus“ (29) spricht, das den Westen kennzeichnet. 
Carney, Kaczmarczyk und ich teilen aber vermutlich mit vielen, dass diese Welt ei-
ner „regelbasierten Ordnung“ nicht zurückkehrt und es daher notwendig ist, dass 
die Länder bewusst eine eigenständige und pragmatische Politik der internationa-
len Zusammenarbeit forcieren sollten – auch und gerade mit Staaten des Globalen 
Südens. Statt des „Westens“ wären dann die Mitgliedsstaaten der EU sowie die EU 
selbst die Akteure, die handeln müssten. 

Damit komme ich zum zweiten Begriff, den ich problematisieren möchte: 
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„Ignoranz“. Mit Ignoranz benennt Kaczmarczyk den aus seiner Sicht bedeutsamen 
Fehler, kurzfristige Eigeninteressen vor langfristige Vorteile zu stellen. Dem stim-
me ich zu, wiewohl ich dies anders begründen würde. Für Kaczmarczyk führt die 
Doppelmoral des Westens dazu, dass seine Glaubwürdigkeit in der internationa-
len Zusammenarbeit schwindet und damit auch die Unterstützung für deutsche 
und europäische Interessen in der internationalen Politik. Dafür liefert er zahl-
reiche Beispiele, von der schwachen Unterstützung der EU-Ukrainepolitik bis hin 
zur französischen neokolonialen Politik. Für letztere liefert Kaczmarczyk zwei 
wichtige, aber wenig bekannte Beispiele: Haiti, ein brutales Beispiel von Schuld-
knechtschaft, und den Währungsverbund Franc-CFA, der die Währung afrikani-
scher Staaten zuerst an den französischen Franc und dann an den Euro gekoppelt 
hat (127 ff.). 

Doch die Doppelmoral geht in Deutschland, Frankreich und Europa einher mit 
einer Dogmatik, die diese Doppelmoral gar nicht mehr wahrhaben kann, weil sie 
an dieser Politik auch dann festhält, wenn sie einem selbst schadet. Dies gilt heute 
für den Marktliberalismus. Dieser steht – zu Recht – im Zentrum der Kritik Kac-
zmarczyks, wiewohl unklar bleibt, warum er diesem gerne Adjektive wie „primi-
tiv“ (31), „exportiert“ oder „krud“ (148) voranstellt. Was wäre im Unterscheid da-
zu ein „reiner“ Marktliberalismus? Eindrucksvoll analysiert er jedoch die fatalen 
Konsequenzen marktliberaler Politik im Globalen Süden. Er zeigt das Leid, das 
IWF-Kredite für die Bevölkerung bedeuten (z. B. in Kenia) und wie dies autoritä-
re Strukturen schafft (z. B. in Simbabwe). Doch all dies ist nicht „ignorant“, denn 
bei dieser marktliberalen Politik gibt es immer auch rational kalkulierende Gewin-
ner:innen. Dazu zählen allen voran die Gläubiger:innen, das heißt Vermögensbesit-
zer:innen in Nord und Süd, deren Vermögen durch marktliberale Politik wachsen. 
Der „Kulturkampf gegen Entwicklungshilfe“ (50), den rechte Parteien führen, ist 
daher nicht „ignorant“, sondern interessengeleitet und ergibt sich aus einem sozi-
aldarwinistischen Weltbild, das mit dem Marktliberalismus bestens vereinbar ist 
(Ibled 2023). 

Kaczmarczyk zieht den sich aus seinen eigenen Argumenten ergebenden 
Schluss nicht, dass es aktuell eben nicht um wie immer definierte „Kulturkämpfe“ 
geht, sondern um eine Auseinandersetzung für und gegen den Marktliberalismus 
im Globalen Norden und Süden. Aktuell stehen die wirtschaftlich und politisch 
Mächtigen in Europa auf der Seite des Marktliberalismus, doch seine „liberale Uto-
pie“ ist, wie Karl Polanyi (2001) für die 1930er-Jahre zeigte, eine Illusion, die schei-
tern muss. Hierin liegt auch einer der wenigen Punkte, wo ich Kaczmarczyks Ein-
schätzung nicht teile: Das Friedensprojekt des Völkerbunds, dem Kaczmarczyks 
nachzuweinen scheint (12), war in der Zwischenkriegszeit das gleiche illusionä-
re Projekt wie das Friedensprojekt der neoliberalen Globalisierung am Ende des 
20. Jahrhunderts. Der Völkerbund propagierte Frieden und setzte brutale „Struk-
turanpassungsprogramme“ durch, mit Konsequenzen, die Polanyi sarkastisch 
schon für die Völkerbundanleihe an Österreich in den 1920er-Jahre so kommen-
tierte: „Vienna became the Mecca of liberal economists on account of a brilliantly 
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successful operation on Austria’s krone which the patient, unfortunately, did not 
survive“ (Polanyi 2001, 25). Ludwig von Mises, ein Doyen des Marktliberalismus, 
war in diese Verhandlungen mit dem Völkerbund eingebunden; seine Schüler Ha-
berler und Machlup sahen den wirtschaftsliberalen Kosmopolitismus des Völker-
bunds als Vorbild bei der Schaffung der Welthandelsorganisation WTO. 

Ein solidarischer Kosmopolitismus kann davon wenig lernen, ebenso wenig ei-
ne solidarische Wirtschaftspolitik. Realistische wirtschaftspolitische Programme, 
solidarisch oder nicht, müssen heute alle dem Staat eine Schlüsselrolle geben – wie 
in den 1930er-Jahren. In Europa führt dies aktuell zu immer autoritäreren Formen 
des Neoliberalismus, die jedoch einer pragmatischen Wirtschafts- und Industrie-
politik, wie sie vor allem China praktiziert, auch im kapitalistischen Wettbewerb 
unterlegen scheinen. Selbst wer heute den europäischen Kapitalismus retten will, 
sollte sich schleunigst vom Marktliberalismus verabschieden. Ob Europas Eliten 
dazu willens und imstande sind, wird sich zeigen. 

Davon unabhängig sollten Gewerkschaften und Umweltbewegung, linke und 
grüne Parteien eine tragfähige Alternative zum Marktliberalismus entwickeln. 
Für so eine neue internationale Weltwirtschaftsordnung braucht es bessere his-
torische Vorbilder als den Völkerbund: zum einen die Bretton-Woods-Nachkriegs-
ordnung von kontrollierten Finanzmärkten und nationalem Wohlfahrtskapitalis-
mus, zum anderen die Neue Internationale Weltwirtschaftsordnung (NIEO), wie 
sie seit der asiatisch-afrikanischen Konferenz in Bandung 1955 gefordert wurde. 
An diese Traditionen anschließend, fordern Gabor und Sylla für das 21. Jahrhun-
dert ein „Green Bandung Woods“ (Gabor/Sylla 2023), eine Kombination des Klas-
senkompromisses der Nachkriegsordnung mit einer neuen Kooperation auf Au-
genhöhe zwischen Globalem Norden und Globalem Süden. Dies scheint eine Vision 
zu sein, die viel mit der von Patrick Kaczmarczyk geforderten neuen Weltordnung 
gemein hat. 
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Wem gehört eigentlich der Wind? Die Frage klingt auf den ersten Blick absurd, 
doch genau solche Fragen stehen im Zentrum einer der wichtigsten politischen 
Debatten der Gegenwart. Denn wenn ein Windpark einen benachbarten Wind-
park auf „Windklau“ verklagt, weil dessen Anlagen dem eigenen Projekt den 
Wind entziehen, dann zeigt sich exemplarisch, wie weit die Eigentumslogik 
in Bereiche vorgedrungen ist, die eigentlich als für alle verfügbar gelten. Das 
2024 erschienene Buch „Nach dem Privateigentum? Güter, Infrastrukturen und 
Weltverhältnisse im Kapitalismus des 21. Jahrhunderts“ der Soziolog:innen Sil-
ke van Dyk, Tilman Reitz und Hartmut Rosa nimmt solche Entwicklungen zum 
Ausgangspunkt, grundlegend über Eigentumsfragen zu reflektieren.
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Der Band ist im Kontext des Sonderforschungsbereichs (SFB 294) „Strukturwandel 
des Eigentums“ entstanden, der seit Jänner 2021 von der Deutschen Forschungsge-
meinschaft (DFG) gefördert wird und im Jänner 2025 in seine zweite Förderphase 
gestartet ist. In rund 20 Teilprojekten forschen hier Wissenschaftler:innen aus So-
ziologie, Politikwissenschaft, Ökonomie, Geschichte, Philosophie, Rechts- und Reli-
gionswissenschaften gemeinsam zu Fragen des Eigentums. Der SFB gibt seit 2023 
zudem eine eigene Buchreihe beim Campus Verlag unter dem gleichnamigen Titel 

„Strukturwandel des Eigentums“ heraus, in der bislang zehn Bände erschienen sind, 
darunter Arbeiten zu Verschuldung, zu Kants Eigentumstheorie oder zu Wissen 
als Eigentumsgegenstand. Bemerkenswert und programmatisch zugleich: Alle Bän-
de der Reihe sind frei zugänglich, man muss die Bücher über Eigentum also nicht 
besitzen, um sie lesen zu können.

„Nach dem Privateigentum?“ ist ein konzeptionell eher breit und theoretisch 
ambitioniert angelegtes Werk aus dieser Buchreihe. Die drei Autor:innen entfal-
ten darin aber keine Utopie einer Welt „nach dem Privateigentum“ – das stellen 
sie schon zu Beginn des Buches ausdrücklich klar: „Wenn wir den Wandel und 
die Dynamik des Privateigentums in der Gegenwart problematisieren, wollen wir 
zum einen nicht eine vergangene Zeit loben […]. Zum anderen glauben wir auch 
nicht, dass ein Bedeutungsverlust des Privateigentums notwendig in eine besse-
re Zukunft führt“ (13). Die titelgebende Frage des Buches zielt nicht auf ein Jen-
seits des Privateigentums als normatives Ideal, sondern auf eine nüchterne Dia-
gnose: Wo und in welchen Bereichen gerät das Privateigentum gegenwärtig unter 
Druck? Und was könnte (nicht unbedingt Besseres, aber dennoch Anderes) an sei-
ne Stelle treten? Die Frage „Was kommt nach dem Privateigentum?“ wird also the-
oretisch wie empirisch offen gestellt. Dass ein „Nach dem Privateigentum“ auch 
Refeudalisierung, Oligarchisierung oder die Konzentration politischer Macht auf 
der Grundlage ökonomischer Macht bedeuten kann, gehört damit auch zur analy-
tischen Stärke dieses Ansatzes.

Der Band beinhaltet drei eigenständige Perspektiven auf die Frage, die jeweils 
in einem eigenen Kapitel beschrieben werden. Hartmut Rosa fragt in seinem Ka-
pitel etwa nach dem Weltverhältnis von Eigentum: Was macht Eigentum mit uns 
als Subjekten? Wie verändert sich die Verfasstheit des Selbst, wenn wir beispiels-
weise weniger besitzen und mehr teilen? Tilman Reitz stellt die Produktionssphäre 
in den Mittelpunkt und fragt, was überhaupt alles Gegenstand von Eigentum sein 
kann. Neben dem klassischen Privateigentum an Land und Produktionsmitteln rü-
cken dabei immaterielle Güter, wie etwa Daten, Algorithmen oder genetische In-
formationen, in den Vordergrund. Silke van Dyk befasst sich schließlich aus einer 
politischen Perspektive mit der Frage, was es für das Kollektive und die soziale Re-
produktion bedeutet, wenn immer mehr privater Profit akkumuliert wird und der 
Allgemeinheit kollektives Eigentum entzogen wird. Sie stellt in ihrem Beitrag auch 
die Frage nach einer „Rückgabe des Enteigneten“ an die Eigentumslosen. 

Die Autor:innen beschreiben ihre Beiträge in der Einleitung als komplemen-
tär zueinander und versuchen in einem gemeinsamen Schlusskapitel, ihre drei 
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Perspektiven zu integrieren, was angesichts der doch recht unterschiedlichen Fo-
kusse (Konsum, Produktion, soziale Reproduktion) eher kursorisch ausfällt. Aller-
dings zeigt sich in den Beiträgen doch so etwas wie ein „common ground“: So beto-
nen alle die Bedeutung von Infrastrukturen für die Herstellung von Eigentum und 
die Notwendigkeit der Kontrolle dieser. Einig scheinen sie sich auch darin zu sein, 
dass die Konzentration von Privateigentum zunehmend gesellschaftliche Proble-
me hervorbringt.

Hartmut Rosa, der vielen für seine Resonanztheorie bekannt sein dürfte, entwi-
ckelt in seinem Kapitel eine eigentumstheoretische Erweiterung seiner Überlegun-
gen zu Fragen der Weltbeziehung von Subjekten in Bezug auf die Konsumverhält-
nisse. Der Beitrag beginnt mit philosophischen Überlegungen zu den Formen des 
Eigentums. Dieses habe mehrere Dimensionen: Sozial-, Ding- und Selbstbeziehun-
gen, die sich im Zuge des Strukturwandels des Eigentums im 21. Jahrhundert alle 
zunehmend wandeln. Dieser Wandel der Beziehungen von Eigentum gefährde den 
Sorgecharakter von Gütern: „Mit Blick auf die […] Dingbeziehungen bedeutet es, 
dass die Sorgebeziehung zu Dingen fast vollständig verschwindet“ (32–34). In der 
Sharing Economy werden beispielsweise Autos, Musik oder Filme nicht mehr be-
sessen, sondern vermehrt geliehen bzw. abonniert und damit weniger gehegt und 
gepflegt. An die Stelle einer Schallplatte als Geschenk trete das Verschenken eines 
unpersönlicheren Spotify- oder Netflix-Abos. Damit gelte für die Konsumsphäre 
zunehmend das, „was für die kapitalistische Produktionssphäre konstitutiv war: 
[…] nämlich die Entbettung oder Entpflichtung des Eigentums aus jeglicher Sorge-
beziehung gegenüber Menschen und Dingen“ (230).

Tilman Reitz legt in seinem Beitrag sein Augenmerk auf eben diese Produkti-
onssphäre. Er arbeitet heraus, dass das Industriezeitalter durch vermehrbare ma-
terielle Güter (klassische Industriegüter) geprägt war, die in den letzten Jahrzehn-
ten einen relativen Bedeutungsverlust erlangt haben, während heute zum einen 
Wissen und Information als Güter immer wichtiger werden. Deren Charakter un-
terscheide sich allerdings stark von klassischen Industriegütern, da sie prinzipi-
ell unbegrenzt teilbar wären, aber zugleich stark eingehegt sind durch Patente, Ur-
heber:innenrechte oder proprietäre Plattformen und dadurch für einige wenige 
hohe Renten erzielen: „Wer nicht nur (Anteils-)Eigentum an austauschbaren An-
lagen, Beschäftigten und Produkten, sondern auch an einzigartigen Produktbezei-
chungen, Zugriffsrechten, Kontakten usw. hält, kann besonders hohe Renditen er-
warten“ (110). Zum anderen nehmen Dienstleistungsgüter weiter zu, wo weniger 
handelbare als vielmehr interpersonale Beziehungen relevant wären und eine Stei-
gerung der Produktivität ohne Qualitätsverlust nur schwer möglich ist. Um der zu-
nehmenden Konzentration von Profiten in den Händen einiger weniger in diesen 
Bereichen etwas entgegenzuhalten, schlägt Reitz in seinem Beitrag vor, „bei nicht-
knappen oder absolut limitierten Gütern wie auch bei vielen zeitintensiven Leis-
tungen das Profitziel selbst aus[zu]schalten“ (111).

Während Reitz die Produktionssphäre in den Blick nimmt, wendet sich van 
Dyk einer Dimension zu, die in eigentumstheoretischen Debatten bislang noch 
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eher selten beleuchtet wird: der Analyse von Infrastrukturen als Formen kollekti-
ven Eigentums. Damit liefert die Autorin nach Einschätzung der Rezensentin den 
analytisch stärksten Beitrag des Bandes. Infrastrukturen – darunter fasst van Dyk 
Wasser- und Energiesysteme, Verkehrsnetze, aber auch Pflegeeinrichtungen, Kin-
dergärten oder öffentliche Räume – wären Speicher vergangener kollektiver Ent-
scheidungen, materialisierte Ergebnisse sozialer Kämpfe und zugleich unverzicht-
bare Voraussetzung kapitalistischer Akkumulation. In dieser Doppelrolle liegt ihr 
analytisches Potenzial: Infrastrukturen machen sichtbar, dass im vermeintlich Pri-
vaten stets viel Kollektives steckt.

Van Dyks Kernargument ist ebenso schlicht wie folgenreich: Es gibt kein strikt 
privates Eigentum. Jedes Vermögen baut auf kollektiver Vorleistung auf – auf öf-
fentlicher Infrastruktur, auf gesellschaftlich organisierter Reproduktionsarbeit, 
auf dem Wirken von Gemeinschaften. Wer heute als Privateigentümer:in Gewinn 
erzielt, steht van Dyk zufolge damit in einer – freilich unsichtbar gemachten  – 
Schuldenbeziehung zur Gesellschaft: „Privateigentümer:innen […] sind Schuld-
ner:innen der Gesellschaft […]: die Eigentumslosigkeit der Vielen hängt ursächlich 
mit der privaten Aneignung durch wenige zusammen“ (136). Die Eigentumslosen 
sind für van Dyk folglich nicht mehr als Begünstigte der Umverteilung zu begrei-
fen, sondern als Gläubiger:innen, die eine Rückzahlung fordern können. Umver-
teilung ist für sie eine Form der (Wieder-)Aneignung des enteigneten kollektiven 
Anteils. Diese Perspektivverschiebung hat weitreichende Konsequenzen für Ver-
teilungsdebatten. Sie zielt nicht allein auf die Umverteilung von oben nach unten, 
also das bekannte Terrain von Formen der Besteuerung und Sozialtransfers, son-
dern auf die Sichtbarmachung einer alltäglichen, strukturellen Umverteilung in 
umgekehrter Richtung: von unten nach oben.

Van Dyk stellt sich dabei selbst in die Tradition des französischen Solidarismus 
des späten 19. Jahrhunderts, der Eigentum als stets zugleich individuell und sozi-
al bestimmt verstand. Was sie daraus ableitet, ist vor allem der Ruf nach einer de-
mokratischen Wiederaneignung kollektiver Infrastrukturen: „Da der Anteil der 
Vielen durch das Privateigentum enteignet wird, sollte der kollektive Anteil […] 
‚niemandes Eigentum‘ sein, sondern kollektives Eigentum“ (203). Diese wären die 
passendste institutionelle Form, in der der kollektive Anteil an privatem Reichtum 
angemessen abgesichert werden kann. Universale, öffentliche, kollektiv gestaltete 
Infrastrukturen erscheinen ihr dabei aber nicht als Rückkehr zum fordistischen 
Wohlfahrtsstaat, sondern als zukunftsfähige Alternative zu einem Privateigen-
tumsregime, das seine eigenen Voraussetzungen systematisch untergräbt.

Insgesamt ist „Nach dem Privateigentum?“ ein anregender und konzeptio-
nell mutiger Beitrag zu einer Debatte, die in der (deutschsprachigen) Sozialwis-
senschaft lange zu wenig Aufmerksamkeit erhalten hat. Der Band leidet gelegent-
lich an der Heterogenität seiner drei Perspektiven – ein stärkerer Dialog zwischen 
den Kapiteln neben dem gemeinsamen Abschlusskapitel hätte dem Werk gutgetan. 
Doch gerade diese Heterogenität macht das Buch auch zu einem produktiven Aus-
gangspunkt: Es ist eben keine geschlossene Theorie des Eigentums, sondern eine 
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Einladung, Eigentumsfragen dort zu stellen, wo sie allzu lange vergessen wurden. 
Man darf auf viele weitere Bände aus dem Sonderforschungsbereich „Struktur-
wandel des Eigentums“ gespannt sein.
08
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ZUSAMMENFASSUNG
Gabriel Zucman ist einer der bekanntesten Vermögensforscher unserer Zeit 
und bringt seine Forschung aktiv in die wirtschaftspolitische Debatte ein. 
Während seine bisherigen Werke das globale System von Steuervermeidung 
beleuchten, widmet er sich in diesem Büchlein voll und ganz der einen steuer-
politischen Forderung, die sich zwingend aus seiner Arbeit ergibt: der Besteue-
rung von Überreichen.
In elf sehr kurzen Kapiteln fasst er zusammen, welche Erkenntnisse er im Zuge 
seiner Forschung gewonnen hat und worauf seine Forderung nach einer Min-
destbesteuerung für Überreiche basiert. Er zeigt, dass in Frankreich wie auch 
andernorts Milliardär:innen (fast) keine Einkommensteuer zahlen und sich da-
mit einige wenige dem Gleichheitsgrundsatz im Steuersystem entziehen.
Schlüssig begründet er seinen konkreten Vorschlag und räumt zugleich mit 
populären Mythen und Ängsten der Gegner:innen einer solchen Steuer auf.
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Überreiche zahlen keine Steuern

1	 Die Abgabenquote für Österreich bezieht sich dabei auf das Bruttoinlandsprodukt, nicht auf das 
Nationaleinkommen wie im gegenständlichen Text, weshalb die Quote grundsätzlich niedriger ist.

2	 Lt. trend-Reichstenliste 2023 (Lampl/Voss 2024).
3	 Zucman hält darüber hinaus fest, dass dieser Wert seit 2016 deutlich gesunken sein muss, da er über-

wiegend von der Körperschaftsteuer bestimmt ist, die in zahlreichen Ländern seither gesenkt wurde.

Zucman beginnt sein Plädoyer mit der Feststellung, dass Steuerflucht von Überrei-
chen – von ihm als Ultrareiche bezeichnet – entgegen einer verbreiteten Annah-
me weniger durch internationale Steueroasen ermöglicht wird als durch nationa-
le Steuersysteme, die große Vermögen strukturell unzureichend erfassen.

Er zeigt, dass die Abgabenquote in Frankreich im Schnitt bei 51 % liegt und für 
alle großen Bevölkerungsgruppen gilt – sie also entsprechend ihrer Leistungs-
fähigkeit einen ähnlichen Anteil beitragen. Frankreich zählt zu jenen Ländern 
mit einer besonders hohen Abgabenquote, auch Österreich weist mit einer Quo-
te von 44 % (Wehsely 2025)1 eine ähnliche Struktur auf. Zucman konstatiert somit 
eine insgesamt hohe Belastung, wobei sich die Frage stellt, ob es denn wirklich ei-
ne „Last“ ist, mit der eigenen Erwerbstätigkeit zur sozialen Sicherung und zur na-
tionalen Solidarität beizutragen. Nichtsdestotrotz: Diese relativ hohe Quote zeigt 
sich mit geringen Abweichungen über alle sozialen Hauptgruppen hinweg: Auf die 
unteren 50 % der Einkommensverteilung entfällt eine Abgabenquote von 45 %, im 
obersten Zehntel der Einkommensverteilung steigt sie auf etwas über 50 %. Eine 
vergleichbare, leicht progressive Struktur findet sich auch in Österreich (Rocha-
Akis et al. 2023). Die Einzigen, die sich nicht im gleichen Maße an der nationalen 
Solidarität und dem Gemeinwesen beteiligen, sind Milliardär:innen.

Hier könnten ökonomisch geschulte Leser:innen über diesen Begriff stolpern, 
denn auch wenn im Text von Einkommen die Rede ist, liegt der Schluss nahe, dass 
sich die Bezeichnung „Milliardär:innen“ auf Vermögen bezieht. Tatsächlich sind 
Einkommensmilliardär:innen sowohl in Frankreich als auch in Österreich die 
absolute Ausnahme; selbst der mit Abstand reichste Österreicher2 – Mark Mate-
schitz – erzielte im Jahr 2022 ein geschätztes Einkommen von „nur“ 1,3 Milliarden 
Euro (Schuster 2024). Doch selbst wenn diese begriffliche Unschärfe nicht expli-
zit aufgelöst wird, bleibt die Kernaussage unberührt: Die Spitze der Überreichen 
zahlt deutlich weniger Steuern und Abgaben als die restliche Bevölkerung, näm-
lich weniger als 25 %3 ihres Einkommens – davon außerdem nur die Hälfte im In-
land (rund 13 %).

Überreiche haben offiziell kein Einkommen
Wie kommt es zu dieser Ungleichbehandlung im Steuersystem? Es liegt vor allem 
daran, dass die Einkommensteuer an der Spitze versagt und Milliardär:innen nur 
einen winzigen Bruchteil ihres Einkommens verkonsumieren, sodass sie kaum 
Konsumsteuern zahlen. Das Versagen der Einkommensteuer hängt damit zusam-
men, dass Überreiche ihre Einkommen über Unternehmen beziehen, deren Ei-
gentümer:innen sie sind. Diese Unternehmen sind meist als Holdingstrukturen 
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organisiert, wobei Dividendenausschüttungen innerhalb des Konzerns – etwa 
von Tochtergesellschaften an die Holding – in Frankreich grundsätzlich steuer-
frei sind. Auch in Österreich existiert mit dem sogenannten „Schachtelprivileg“ ei-
ne vergleichbare Regelung. Die Folge dieser Steuerbefreiung: Die wirtschaftlich 
Berechtigten dieser Unternehmensgewinne – also die Milliardär:innen – zahlen 
kaum Einkommensteuer. Zucman stellt dies in den Kontext der französischen Ver-
fassung, die in bürgerlich-liberaler Tradition das Gleichheitsprinzip bei der Be-
steuerung gebietet, und leitet daraus seine Forderung nach einer Mindestbesteu-
erung ab.

In den folgenden Kapiteln liefert er eine bemerkenswert klare und kompakte 
Auseinandersetzung mit gängigen Gegenargumenten und Einwänden. So zeigt er 
etwa, dass Vermögen in Holdingstrukturen zwar oft nicht „liquide“ ist, die Eigen-
tümer:innen aber dennoch frei darüber verfügen können – sei es für Immobilien-
käufe, Diversifikation von Vermögenswerten, Medienbeteiligungen, Parteispen-
den oder philanthropische Aktivitäten.

Dass Überreiche ihr Gewinneinkommen nicht im klassischen Sinne konsu-
mieren können, ist dabei unerheblich. Dafür greift Zucman auf eine Veranschau-
lichung zurück, die ironischerweise genauso falsch wie überzeugend ist: Er er-
klärt, dass die meisten Bürger:innen ihr Einkommen verkonsumieren, Überreiche 
jedoch nicht, denn „schließlich sind die Summen, die man für Luxusautos oder 
Schweizer Uhren ausgeben kann, begrenzt“ (36). Diese Ausgaben sind dabei jedoch 
nicht als Konsum zu werten, sondern als Umschichtung von Finanzvermögen in 
Anlagevermögen. Tatsächlich ist es für Überreiche dermaßen schwierig, ihre obs-
zönen Einkommen zu verkonsumieren, dass selbst dem besten Vermögensforscher 
keine geeigneten Beispiele dafür einfallen. Denn kleine Gemeinsamkeiten gibt es 
doch zwischen Überreichen und allen anderen Menschen: Auch sie haben nur ei-
nen Körper, dem Substanzen zugeführt werden können, sowie 24 Stunden am Tag, 
egal wie schnell der Privatjet fliegt.4

Auch andere populäre Einwände gegen die Besteuerung von Überreichtum wie 
die Berücksichtigung öffentlicher Leistungen oder die angebliche Gefahr von Ab-
wanderung und Steuerschlupflöchern entkräftet Zucman, indem er die Funktions-
weise und Vorteile seiner vorgeschlagenen Mindeststeuer detailliert darlegt.

4	 Die rein hypothetische Möglichkeit von Überlichtgeschwindigkeit sei hier einmal außer Acht 
gelassen.

Überreiche hassen diesen Trick
Zucman fordert eine konkrete Vermögensteuer von 2 % auf alle Vermögen über 100 
Millionen Dollar. Dieses Instrument versteht er als gänzlich neuen Ansatz, der ex-
plizit darauf abzielt, die effektive Abgabenquote der Überreichen an jene der restli-
chen Bevölkerung anzugleichen. Der Steuersatz von 2 % ist dabei bewusst gewählt: 
Bei einer durchschnittlichen Vermögensrendite von 6 % für Spitzenvermögen in 
Frankreich würde die Steuer rund ein Drittel der Erträge abschöpfen – was einem 
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impliziten Einkommensteuersatz von etwa 33 % entspricht. Zusammen mit der be-
stehenden Körperschaftsteuer ergäbe sich eine Gesamtbelastung von 50 bis 53 %, 
also in etwa das gesellschaftliche Mittel. Auch die gewählte Schwelle von 100 Mio. 
Dollar ist nicht zufällig gewählt, entspricht sie doch jenem Betrag, ab dem die re-
gressive Wirkung des Steuersystems zutage tritt.

Zucman argumentiert abschließend, dass nur eine solche Vermögensteuer in 
der Lage ist, eine gerechte Besteuerung von Einkommen zu erzielen – und dass sie 
im Unterschied zu ihren historischen Vorgängerinnen keine Möglichkeiten für 
Überreiche bietet, sich der steuerlichen Verpflichtung grundsätzlich zu entzie-
hen. Zucman plädiert für die Einführung einer Reichensteuer auch gegen Wider-
stände – wie sie von Milliardär:innen natürlich zu erwarten sind – und verspricht, 
dass sie wie die Einkommensteuer früher oder später als Selbstverständlichkeit 
gesehen werden wird.

Überreiche bleiben (zu) reich
Gabriel Zucmans Schlussfolgerung ist so offensichtlich, so unbestreitbar richtig, 
dass man sich fragen muss, warum ein solches Instrument bislang nicht existiert. 
Dass die Forderung, Milliardär:innen sollten zumindest im gleichen Ausmaß zur 
solidarischen Gemeinschaft beitragen wie alle anderen, als radikal gilt, sagt viel 
über den Zustand unserer Wirtschaft und Gesellschaft aus.

Eine der wenigen fundierten Kritiken an seinem Vorschlag lautet, dass selbst 
eine Mindeststeuer von 2 % die Vermögenskonzentration nicht aufhält. Mit einer 
durchschnittlichen Vermögensrendite von 6 % nimmt die Kapitalakkumulation an 
der Spitze weiterhin schneller zu als im Rest der Gesellschaft. Zucman selbst be-
schreibt die Konsequenzen dieser Dynamik (32–34): private Medien, die sich zu 
100 % (und nicht wie heute zu 80 %) in den Händen von Überreichen befinden, Priva-
tisierung von bisher öffentlichen Medien, Besitz nicht nur einzelner Straßenzüge, 
sondern ganzer Stadtviertel und Bezirke großer Städte. Auch andere Autor:innen, 
wie etwa Julia Cagé in „The Price of Democracy“ (2020), zeigen, wie Vermögenskon-
zentration demokratische Prozess untergräbt – etwa durch wachsenden Einfluss 
über Parteienfinanzierung und politische Spenden, Medienbesitz und Philanthro-
pie. Auch in Österreich wurde das beispielsweise 2021 in sichergestellten Chatkon-
versationen offenbar, in denen die Unterordnung eines Mitgliedes der am längsten 
regierungsbeteiligten Partei Österreichs unter die Interessen der Reichen explizit 
angeordnet wurde (ORF 2021).

Die übermäßige Konzentration von Reichtum hat historisch bisher immer ei-
nen Kipppunkt erreicht, der den Niedergang von Hochkulturen einleitete (Ace-
moglu/Robinson 2014). Zucmans Vorschlag kann diese Dynamik zwar bremsen, 
aber nicht umkehren, sodass wir als Gesellschaft weiterhin auf einen solchen 
Punkt zusteuern. Er kann also nur als erster notwendiger Schritt interpretiert 
werden, wenn unser Wunsch nach Demokratie und einer egalitäreren Gesellschaft 
aufrichtig ist.
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Fazit
„Reichensteuer. Aber richtig!“ ist ein lesenswertes Büchlein für jene, die sich noch 
wenig mit vermögensbezogenen Steuern auseinandergesetzt haben, aber auch für 
die, die an der tausendsten Wiederholung der unsinnigsten Gegenargumente zu 
verzweifeln drohen (wie die Autorin dieses Beitrags). Es ist zugänglich geschrie-
ben, kommt mit wenigen gezielt eingesetzten Zahlen und Statistiken aus und bleibt 
dennoch präzise. Trotz des Fokus auf Frankreich lassen sich die Ergebnisse auf-
grund steuerstruktureller Ähnlichkeiten gut auf Österreich übertragen. Und nicht 
zuletzt: Da es in jede Tasche passt, gibt es wirklich keinen Grund, es nicht zu lesen.
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